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Die Einhegung der Folgen des Klimawandels verlangt 
Veränderung – andere Produktions- und Konsumwei-
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Ideen für eine Mobilitätswende oft so erstaunlich unk-
reativ ausfallen – es bleibt beim Individualverkehr, nur 
bitte batteriebetrieben – mag auch der Tatsache 
geschuldet sein, dass der Autoverkehr ein festgefügter 
Bestandteil unserer zweiten Natur geworden ist. In den 
Köpfen wirken Freiheitsversprechen und Status-Symbo-
lik, und in der gebauten Umwelt lassen imposante Wer-
ke aus Beton oft gar keine andere Nutzungsmöglichkeit 
erahnen, als sie mit Autos, Autos, Autos zu befahren 
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Zusätzlich haben wir die Texte aus dem Themenkreis 
»SB-Geschichte« mit Bildern aus unseren Archivbestän-
den illustriert.

Truckers & Turtles united?
Torsten Bewernitz fasst die Annäherung von Gewerkschaften und 
ökosozialer Bewegung zusammen

Man könnte meinen, die Revolution stehe  
vor der Tür – jedenfalls, wenn man der Auf-
fassung ist, dass Generalstreik und Revolution 
einander bedingen. Hatten am 8. März femi-
nistische Bewegungen auf der ganzen Welt zu 
einem globalen sozialen Streik aufgerufen, so 
ist es nun die Klimabewegung, die für den  
20. September 2019 den nächsten General-
streik ausruft. Zwei globale Generalstreiks in 
einem Jahr – das ist vermutlich historisch ein-
malig.

Lassen wir für heute mal alle Streiktheorie – 
Fragen nach den Grundbedingungen von 
Streikbewegungen, die Debatte um politische 
vs. ökonomische Streiks und die Frage, ob es 
überhaupt eine entsprechende Organisierung 
und entsprechende Machtressourcen für solche 
Streiks gibt – beiseite und beschränken uns auf 
die Darstellung der aktuellen Ereignisse: In ei-
nem Aufruf, der in Deutschland am 23. Mai 
in der Süddeutschen Zeitung erschien, riefen 
die AktivistInnen von Fridays for Future (FFF) 
zum gemeinsamen Klimastreik auf: »Am Frei-
tag, 20. September, werden wir mit einem 
weltweiten Streik eine Aktionswoche für das 
Klima beginnen. Wir bitten Sie, sich uns an-
zuschließen. Es gibt in verschiedenen Teilen 
der Welt viele verschiedene Pläne für Erwach-
sene, sich zusammenzuschließen, Farbe zu be-
kennen und sich für unser Klima aus der 
Komfortzone herauszuwagen.« Hätte FFF 
nicht vorher bereits eine starke mediale Auf-
merksamkeit gehabt, wäre dieser Aufruf wohl 
im Nichts verpufft, zumal Schülerstreiks – 
siehe die zahlreichen studentischen »Bildungs-
streiks« der letzten 20 Jahre – mangels wirt-
schaftlicher Macht kaum ein Veränderungspo- 
tential haben. Beachtlich ist an dem Aufruf 
daher zum einen, dass er exakt dies reflektiert: 
»Wir müssen den Druck erhöhen, um sicher-
zustellen, dass der Wandel passiert. Und wir 
müssen ihn gemeinsam beschleunigen.« Und 

zum anderen, dass er gehört wird – auch in 
den Gewerkschaften.

Auf den Klimastreik am 20. September  
soll eine ganze Aktionswoche folgen. Die Ak
tivistInnen von FFF haben gezielt lokal die 
Gewerkschaften angeschrieben und um Un
terstützung gebeten: »In Gewerkschaften or
ganisieren sich Millionen Beschäftigte in 
Deutschland, um ihre Interessen durchzuset-
zen. Gute Löhne, Urlaub, Freizeit und Fami
lienzeit – all das wurde in gewerkschaftlichen 
Protestbewegungen und Streiks erkämpft. 
Wenn SchülerInnen, Studierende und Ge-
werkschafterInnen zusammen kämpfen, kann 
die nötige Kraft entstehen, um eine Wende zu 
erzielen. Denn auch die Frage, wie eine soziale 
und konsequente Klimapolitik am Arbeitsplatz 
in verschiedenen Branchen und unserer Ge-
sellschaft aussehen kann und wer dafür wel-
chen Preis zu zahlen hat, ist eine entschei-
dende Frage für alle Beschäftigten, SchülerIn- 
nen, Studierenden und Menschen unserer 
Gesellschaft. (…) Wir hoffen, dass wir (…) 
Wege finden, wie sich die Gewerkschaften un-
serer Bewegung anschließen können. Lasst uns 
(…) an einer gemeinsamen Perspektive und 
Strategie arbeiten, wie wir zusammen für Kli-
magerechtigkeit kämpfen können«, heißt es in 
einem Brief von FFF an GewerkschafterInnen.

	 Gewerkschaftliche 
Reaktionen

Bahnt sich also eine Erneuerung des Bündnis-
ses von »Truckers and Turtles« an, wie 1999 bei 
den globalisierungskritischen Protesten gegen 
die Welthandelsorganisation (WTO) in Seattle 
pars pro toto das unerwartete Bündnis von 
GewerkschafterInnen (Truckers) und Umwelt-
schützerInnen (Turtles) benannt wurde? Die 
Aufrufe von FFF wurden jedenfalls gehört:

Die Initiative Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter für Klimaschutz fordert dazu 
auf, dem in der SZ abgedruckten FFF-Aufruf 
mit dem sympathischen Titel »Streikt mit 
uns!« zu folgen: »Dies verstehen wir auch als 
Aufruf an Gewerkschaften, Betriebsräte, Ar-
beitnehmerInnen, aktiv zu werden und sich 
für den Klimaschutz und zukunftsweisende 
Arbeitsplätze einzusetzen. Auch wir wollen wie 
die Eltern und WissenschaftlerInnen (Parents 
and Scientists for Future) unseren Beitrag dazu 
leisten, dass der 20. September Auftakt zu ei-
ner Wende hin zu einer sozialen und ökologi-
schen Gesellschaft wird. An diesem Tag kön-
nen Betriebsversammlungen stattfinden, 
Aushänge gemacht und Flugblätter verteilt 
werden. Es können Warnstreiks für einen Aus-
bau des öffentlichen Verkehrs und der Erneu-
erbaren Energien organisiert und für die Betei-
ligung an den Demonstrationen mobilisiert 
werden. Wir rufen alle Kolleginnen und Kolle-
gen dazu auf, kreativ mitzuwirken, damit die 
Gewerkschaften und Beschäftigte aktiver Teil 
der Klimabewegung werden.« Eine ähnlich ge-
lagerte, eher an SympathisantInnen der Grü-
nen in Gewerkschaften und Interessenvertre-
tungen gerichtete Initiative findet sich im 
Internet unter www.workers4future.de. 

In Erwartung der Unterstützung durch den 
ver.di-Bundesvorstand hat mindestens der hes-
sische und der Landesbezirk Niedersachsen-
Bremen bereits eine Beteiligung »nach Kräften 
und Möglichkeiten« beschlossen – was keine 
Streiks im engeren Sinne einschließen dürfte, 
aber den Aufruf zu anderen Aktionen wie Be-
triebsversammlungen, aktiven Mittagspausen 
etc. umfassen könnte. Regional ist es bei 
Streikaktionen bereits zur Zusammenarbeit 
von Gewerkschaften und FFF gekommen. So 
wurden z.B. in Stuttgart in den Einzelhandels-

Fortsetzung auf Seite 2 unten 
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50.000 Mitglieder der IG Metall demonstrier-
ten am 29. Juni in Berlin, um einen fairen, so-
zialen, ökologischen und demokratischen Um-
bau von Industrie und Gesellschaft zu fordern. 
Der industrielle Umbau ist im Gange, Klima-
wandel und technologische Sprünge betreffen 
fast alle Menschen. Sind 50.000 Protestierende 
viel oder wenig, gemessen an zwei Millionen 
Mitgliedern und den Bewegungen der letzten 
Monate? Jedenfalls nicht genug gegen einen 
am Profit orientierten rein technologischen 
Wandel, der weitere Prekarisierung und Sozial-
abbau zum Ziel hat, aber den Klimawandel 
nicht aufhält. Warum waren die anderen Ge-
werkschaften nicht beteiligt, warum waren 
Umweltbewegung und Sozialverbände nicht 
beteiligt, warum wurden die hunderttausen-
den SchülerInnen von Fridays for Future nicht 
eingeladen? Die Digitalisierung und der Kli-
mawandel seien große Herausforderungen für 
die Firmen und die Zukunft der Arbeitsplätze, 
sagt der IG Metall-Vorsitzende Jörg Hofmann. 
Das stimmt und ist doch viel zu wenig. Dünn 
sind die Positionen des Gewerkschaft-Vorstan-
des – gäbe es nicht Eigensinn und Kreativität 
der aktiven GewerkschafterInnen und die Dy-
namik der Mobilisierung, wäre die Aktion we-
nig mehr als eine PR-Maßnahme gewesen. 
Jörg Hofmann weiter: »Ganz dringend ist eine 
flächendeckende und verlässliche Infrastruktur 
von Schnellladestationen. Daneben sind mas-
sive Investitionen in den öffentlichen Nahver-
kehr und die Schiene notwendig.« 

	S ystemwandel 
oder Klimawandel?

Der Klimawandel ist unübersehbar und die 
Folgen werden alle Menschen weltweit be
treffen. Die Regierenden geben vor, das Prob-
lem erkannt zu haben und das Pariser Klima-
abkommen zu erfüllen. Die Bundesregierung 
sagt, dass die Einhaltung der Klimaziele nicht 
›unseren Wohlstand‹ und nicht ›unsere Ar-
beitsplätze‹ belasten darf, meint damit Export-
kraft und Profite – und bleibt weitgehend  
tatenlos.

Die Industriegewerkschaften sehen den Kli-
mawandel als Bedrohung der Menschheit und 
betonen die Notwendigkeit, im Kampf um die 
Einhaltung des 2-Grad-Zieles die soziale Di-
mension nicht auszublenden. Damit ist die 
Frage der Demokratie aufgeworfen. Eine so-
zial-ökologische Transformation der Wirt-
schafts- und Lebensweise geht nicht ohne Zu-
stimmung der Bevölkerung, auch und gerade 
der Arbeiterklasse, jedenfalls nicht ohne soziale 
Sicherheit: Fairwandel!

Durch die Gewerkschaften werden solche 
Ansprüche in den richtigen Zusammenhang 
gestellt. Dennoch sind die gewerkschaftlichen 
Positionen widersprüchlich und halbherzig. 
Nachhaltig ist es nicht, ›neben‹ Milliarden für 
Lade-Infrastruktur und Transformationskurz-
arbeitergeld weitere Investitionen in die 
Schiene zu fordern und die riesigen Profite der 
Aktionäre dabei nicht in den Blick zu nehmen. 
Gewerkschaften müssen sich vom unhaltbaren 
industriellen Wachstumszwang verabschieden. 
Die IG Metall fragt »Wie schaffen wir die kli-
mafreundliche Verkehrswende?« und verweist 
auf die Regierungskommission »Nationale 
Plattform Zukunft der Mobilität« (NPM): 
Frank Iwer, Automobilexperte des IG Metall-
Vorstandes, begrüßt, »dass jetzt endlich die 
Voraussetzungen für den Hochlauf der Elek
tromobilität auf die Tagesordnung gebracht 
werden und die Umsetzung mit konkreten 
Maßnahmen hinterlegt wird.«

»Mit der Empfehlung, die Umsetzungs-
schritte schrittweise zu überprüfen und nöti-
genfalls auch nachzusteuern, befindet sich die 
NPM auf dem richtigen Weg«, sagt Iwer. 

Das Ziel der Bundesregierung, bis 2020 
eine Elektroauto-Flotte von einer Million 
Fahrzeugen vorweisen zu können, ist geschei-
tert; nicht einmal zehn Prozent sind realisiert. 
Die Autokonzerne warten auf Subventionen 
und wollen Elektroautos bauen wie Autos mit 
Verbrennungsmotor: genau so groß, genauso 
schnell und mit ebensolcher Reichweite – ob-
wohl das nicht der üblichen Nutzung ent-
spricht; aber mit großen Autos wird mehr Pro-
fit realisiert. Die Unternehmensplanungen 
sind das Gegenteil einer Mobilitätswende und 
müssten von der Gewerkschaft massiv kriti-
siert werden. Tapfer beteiligt sich die IG Me-
tall jedoch an der Regierungskommission, de-
ren Zusammensetzung Bände spricht: etwa 
100 Personen, davon vier Vertreter von IG 
Metall, IG BCE und EVG – alle anderen sind 
UnternehmensvertreterInnen oder Ministerial-
beamte.

Kann die IG Metall wirklich hoffen, mit 
dieser Regierungskommission einen gerechten 
Wandel durchzusetzen? Selbst der Verband der 
Bahnindustrie kritisiert die bisherigen Ergeb-
nisse: »Die Bundesregierung hat im Koali
tionsvertrag eine Verdoppelung des Schienen-
personenverkehrs bis 2030 als Ziel definiert. 
Aber statt Maßnahmen zu entwickeln, um 
dieses ehrgeizige Ziel zu realisieren, wird das 
Ziel kurzerhand entsorgt. Das Papier hat 
Schlagseite und taugt nicht als Konzept für 
klimaschonende Mobilität.« 

Zukunftsträchtig und nachhaltig wären Po-
sitionen, die die Beschäftigungschancen einer 

grundlegenden Mobilitätswende erkennen, 
formulieren und einfordern sowie einen Zeit-
plan dafür vorschlagen würden.

Zur Suchbewegung der Industrie nach 
neuen Profitquellen und zur Balance zwischen 
Klimazielen und Beschäftigung sagt der IG 
Metall-Vorsitzende: »Heute deutet alles darauf 
hin, dass der Übergang zu rein elektrischen 
Fahrzeugen schneller kommt als erwartet. Wir 
rechnen durch dieses erhöhte Tempo damit, 
dass allein im Bereich der Aggregate ein Vier-
tel aller Jobs wegfallen könnte. (...) Gleichzei-
tig müssen wir die Marktdurchdringung mit 
elektrischen Fahrzeugen vorantreiben. Jeder 
Prozentpunkt mehr verkaufte Fahrzeuge be-
deutet eine weitere CO2-Minderung (...) auch 
wenn es ein anspruchsvolles Ziel ist, da es an 
Infrastruktur fehlt.«

Unkritisch wird die ordnungsrechtliche 
Festlegung übernommen, Elektro-Autos seien 
»Zero-Emission-Fahrzeuge« – obwohl sie in 
Produktion, Betrieb und Verwertung eher 
mehr CO2 emittieren.

	D ie gewerkschaftliche 
Misere

Mangels Mut und ausreichender Mitbestim-
mung ordnet sich die Gewerkschaft dem Kurs 
von Autoindustrie und Regierung unter, statt 
an Alternativen zu arbeiten. Laut Betriebsver-
fassungsgesetz können Betriebsräte den Arbeit-
gebern Vorschläge zur Sicherung und Förde-
rung von Beschäftigung machen. Dies können 
Alternativen zur Ausgliederung von Arbeit so-

wie zum Produktions- und Investitionspro-
gramm sein. Verbunden mit betrieblicher und 
gewerkschaftlicher Öffentlichkeitsarbeit kön-
nen solche Vorschläge durchaus wirkmächtig 
werden.

Der Juso-Vorsitzende Kevin Kühnert hat 
nicht nur der Debatte um Vergesellschaftung 
öffentlichen Raum verschafft, sondern der IG 
Metall den Spiegel vorgehalten, der sich auf 
vielen T-Shirts bei der Demo am 29. Juni in 
Berlin wiederfand. In der Satzung im Paragraf 
2 heißt es: »Die IG Metall (...) setzt sich für 
die Sicherung und den Ausbau des sozialen 
Rechtsstaates und die weitere Demokratisie-
rung von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft, 
für Frieden, Abrüstung und Völkerverständi-
gung und den Schutz der natürlichen Umwelt 
zur Sicherung der Existenz der Menschheit 
ein. Aufgaben und Ziele der IG Metall sind 
insbesondere (…) Demokratisierung der Wirt-
schaft unter Fernhaltung von neofaschisti-
schen, militaristischen und reaktionären Ele-
menten; die Erringung und Sicherung des 
Mitbestimmungsrechtes der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen im Betrieb und Un-
ternehmen und im gesamt-wirtschaftlichen 
Bereich durch Errichtung von Wirtschafts- 
und Sozialräten; Überführung von Schlüssel-
industrien und anderen markt- und wirt-
schaftsbeherrschenden Unternehmungen in 
Gemeineigentum.«

Die Reaktion der Betriebsratsvorsitzenden von 
BMW und Daimler, die SPD sei nach der 
Aussage von Kühnert »für Arbeitnehmer nicht 
mehr wählbar«, ist eine geschichtsvergessene 

»Ohne Plan? Ohne uns!« 
Gewerkschaften, Klimawandel und Mobilitätswende – von Stephan Krull*

streiks mehrfach Streikkundgebungen und 
-demonstrationen mit zeitgleich stattfinden-
den FFF-Aktionen zusammengeführt. Auf 
spontane Einladungen zu Redebeiträgen  
folgten koordinierte Zusammentreffen. Die 
Zusammenarbeit mit FFF und die Aufnahme 
ökologischer Themen (Umgang mit Lebens-
mitteln, Gebrauch von Plastiktüten) »kam bei 
den Streikenden im Einzelhandel ziemlich  
gut an«, berichtet eine Gewerkschaftssekretä-
rin.

Und die IG Metall? Anfang Juli berichtet 
der Spiegel (10. Juli 2019) von einem gemein-
samen Eckpunktepapier der IG Metall mit 
dem BUND und NaBu für einen schnelleren, 
klimafreundlichen und sozialen Umbau von 
Energiewirtschaft und Verkehr. Konkret 
fordern die drei Organisationen eine Abkehr 
von einem ausgeglichenen Staatshaushalt, um 
die notwendigen Investitionen zu fördern. 
»Klimaschutz kann nur gelingen, wenn die 
Energie- und Verkehrswende ernsthaft ange

gangen werden. Dafür brauchen wir keine 
neuen ›Zielzahlen‹, sondern konkrete Maß-
nahmen vor allem von der Bundesregierung. 
Und wir erwarten, dass die Unternehmen ihrer 
Verantwortung nachkommen und die Chan-
cen mit energieeffizienten und klimagerechten 
Produkten und Dienstleistungen konsequent 
nutzen. Aber wir sagen auch klipp und klar: 
Klimaschutz und Beschäftigung gehören zu-
sammen. Das verlangt gute Rahmenbedingun-
gen für beides. Und von der Politik erwarten 
wir nicht nur die nötigen Investitionen, son-
dern auch wirksame Programme, damit Be-
schäftigung gesichert und die Qualifizierung 
erhöht werden kann«, so der IGM-Vorsitzende 
Jörg Hoffmann in der entsprechenden Presse-
mitteilung. Das Eckpunktepapier der IGM 
folgt auf die »FairWandel«-Demonstration am 
29. Juni diesen Jahres, die ebenfalls bereits 
vom NaBu unterstützt wurde.

Die IGM setzt dabei allerdings offenbar 
ganz auf das Feld der professionalisierten 
Nichtregierungsorganisationen und nicht auf 
die sozialen Bewegungen: Mit FFF tut sich die 

(zweit-)größte Industriegewerkschaft der Welt 
deutlich schwerer. Im Vorfeld der Demonstra-
tion auf eine mögliche Zusammenarbeit mit 
FFF angesprochen, verwies die IGM auf feh-
lende Ansprechpartner in der Bewegung und 
implizit auf eine zu große Distanz der Bewe-
gung zu den Themen von Gewerkschaft und 
Beschäftigten, schrieb die Hannoversche Allge-
meine Zeitung (24. Juni 2019).

	Ökologie als Klassenfrage

Dabei ist das Thema unverkennbar eine Klas-
senfrage, die alle Beschäftigten etwas angeht. 
Es »sind doch gerade sozial benachteiligte Be-
völkerungsgruppen überproportional von den 
Folgen der Umweltverschmutzung betroffen«, 
so Linken-MdB Nicole Gohlke unter dem  
Titel »Klimapolitik ist Klassenpolitik« in der 
Disput (Juni 2019). Und weiter: »Billigere 
Wohnlagen bedeuten in der Regel stärker be-
fahrene Straßen, also Dreck und mitunter un-
erträglichen Straßenlärm. Eine Studie zeigt, 

dass Arme vom Verkehr doppelt so stark belas-
tet sind wie Wohlhabende.« Und vor allem: 
»Die Annahme, dass die arbeitende Klasse sich 
nur für billiges Fleisch und schnelle Autos in-
teressiert, ist falsch und herablassend.« Denn, 
so Anselm Schindler auf lowerclassmag.com, 
»die Upperclass kann es sich aussuchen, ob sie 
regionales Biogemüse oder Billigtomaten aus 
Spanien aufs Kassenband legt. (...) Wer einmal 
ein gesundes und ökologisch nachhaltiges Le-
ben führen dürfen wird, entscheidet sich nicht 
selten schon bei der Geburt.«

Aber: Ökologisches Bewusstsein hin, mate-
rielle Grundlage her – die arbeitende Klasse ist 
es nicht, die die ökologischen Belastungen zu 
verantworten hat. Sie besteht nicht unbedingt 
aus jenen, die SUVs fahren und als Vielflieger 
gelten können. Die ärmere Hälfte der Weltbe-
völkerung ist laut dem Oxfam-Bericht »Ex
treme Carbon Inequality« für zehn Prozent  
der CO2-Emissionen verantwortlich, die 
reichsten zehn Prozent der Bevölkerung für  
die Hälfte der Emissionen – es sind aber die 
Ärmsten, die am krassesten unter den Folgen 

Fortsetzung von »Truckers...«, S. 1
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Entgleisung und Ausdruck der konträren Posi-
tionen in der Gewerkschaft: betriebliches Co-
Management und einzelbetriebliche Profitori-
entierung einerseits – Sozialstaat, Schutz der 
natürlichen Umwelt und Demokratisierung 
der Wirtschaft andererseits. 

In einer Erklärung der IG Metall zu einem 
»Dieselgipfel« (2017) heißt es unter anderem: 
»Die Komplexität und die Tragweite von Kli-
mawandel und technologischen Veränderun-
gen verlangt ein koordiniertes und abge
stimmtes Handeln der beteiligten Akteure –  
Unternehmen, Politik, Gewerkschaften, 
Verbände« – in etwa das, was die Gewerkschaft 
mit Wirtschafts- und Sozialräten fordert. 
Diese Erkenntnis könnte Ausgangspunkt eines 
Mobilitätsrats sein, ein Ort für demokratische 
Beratung und Entscheidung zur sozial-ökolo-
gischen Transformation, wenn Verbraucher-, 
Verkehrs- und Umweltverbände einbezogen 
würden. Aber in diese Richtung hat sich seit-
her nichts bewegt – die Gewerkschaft gibt sich 
mit ihrem Platz am Katzentisch der Regie-
rungskommission zufrieden.

Die IG Metall hat ca. 2,3 Millionen Mit-
glieder, etwa eine Million davon im Maschi-
nenbau, etwa 600.000 in der Auto- und  
Zulieferindustrie und ca. 200.000 in der 
Bahnindustrie. Es gibt keinen vernünftigen 
Grund anzunehmen, dass eine Mobilitäts-
wende mit einer Stärkung von Bahnindustrie 
und Schienenverkehr das notwendige 
Schrumpfen der Autoindustrie nicht auffan-
gen könnte – verbunden mit einer allgemeinen 
Arbeitszeitverkürzung gibt es kein Beschäfti-
gungsproblem bei der Mobilitätswende und 
dem dazu gehörenden Umbauplan.

Die Widersprüche gewerkschaftlicher Poli-
tik werden sichtbar, weil die IG Metall auch 
die Organisation derjenigen ist, die in der 
Bahnindustrie beschäftigt sind. Im November 
2017 führte die IG Metall einen Bahnaktions-
tag durch und die Betriebsräte der Bahnindus-
trie verabschiedeten eine Erklärung, in der es 

u.a. heißt: »Wir wissen, dass die integrierte 
Mobilität der Zukunft eine starke Schiene 
braucht. Eine starke Schiene gewährleistet 
Mobilität und schützt Klima sowie Gesund-
heit. Wir setzen auf eine Offensive zur Siche-
rung und Stärkung unserer Arbeitsplätze, 
Standorte und Wertschöpfungsketten. Wir er-
warten die Einführung eines Branchendialogs 
für Eisenbahn und Bahnindustrie mit Politik, 
Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Forschung, 
um Transparenz zu schaffen und Branchen-
strategien zu klären.«

Wieder findet sich hier die Forderung nach ei-
nem Branchendialog, ohne dass die IG Metall 
eine andere betroffene Gewerkschaft einbezo-
gen und diesen Dialog durch politische und 
öffentlichkeitswirksame Initiativen vorange-
trieben hätte.

	 Vergesellschaftung der 
Schlüsselindustrie

»Überführung von Schlüsselindustrien und an-
deren markt- und wirtschaftsbeherrschenden 
Unternehmungen in Gemeineigentum« – so 
die aus historischen Erfahrungen gefasste Posi-
tion der IG Metall, die in den Grundgesetz
artikeln 14 und 15 ihre Entsprechung findet. 
Zweifellos ist die Produktion von Autos eine 
Schlüsselindustrie unseres Landes. Mit jährli-
chen Subventionen in Milliardenhöhe und 
keynesianischen Programmen in jeder Krise 
(z.B. die sogenannte ›Abwrackprämie‹) bis hin 
zur staatlichen Beteiligung (Opel) wird die Au-
toindustrie von den Regierungen unterstützt.

Andererseits machen die Großaktionäre, die 
Familien Porsche, Piëch, Quandt und Klatten 
sowie die Staatsfonds reaktionärer Staaten wie 
Quatar und Kuwait, eine ›Weltmacht‹ wie 
Blackrock mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden 
Friedrich Merz (CDU), Milliarden-Gewinne: 
Die BMW-Eigner werden täglich um 5,5 Mil-

lionen Euro reicher, der Porsche-Piëch-Clan 
bekommt dieses Jahr zwei Milliarden Euro Di-
vidende überwiesen und Volkswagen hat dann 
immer noch eine ›Gewinnrücklage‹ von über 
70 Milliarden Euro.

Zur Veranschaulichung nochmals das Bei-
spiel Volkswagen, eine Firma, die nach 1945 
›herrenlos‹ war, weil die vormaligen Eigentü-
merin, die DAF (Deutsche Arbeitsfront), als 
verbrecherische Nazi-Organisation aufgelöst 
war. Fünfzehn Jahre später wurde aus dem öf-
fentlichen Eigentum eine Aktiengesellschaft 
mit ›Volksaktien‹, zwanzig Jahre später ver-
scherbelte die Bundesregierung ihre letzten 
Anteile am Unternehmen, und wieder drei 
Jahrzehnte später sind auf wundersame Weise 
die Erben des von den Nazis beauftragten Fer-
dinand Porsche die Mehrheitseigentümer des 
weltgrößten Automobilkonzerns. Man kann 
das auch als eine Geschichte der Enteignung 
schreiben. So gesehen geht es um eine Re-Ver-
gesellschaftung, um, wie Marx es ausdrückte, 
die Expropriation der Expropriateure.

Der fortschreitende Konzentrationsprozess 
in der Weltautomobilindustrie, die wachsende 
Arbeitsteilung, die sozial-ökologische Transfor-
mation erfordern gesellschaftliche Planung. 
Die Orientierung auf Konkurrenz und Maxi-
malprofite, die kriminellen Machenschaften 
der oberen Managerkaste, der Missbrauch 
ökonomischer Macht erfordern eine Überfüh-
rung der Autoindustrie in gemeinwirtschaftli-
che Formen. Mit Krisenkorporatismus ist den 
absehbaren sozialen, ökologischen und ökono-
mischen Problemen nicht beizukommen, sind 
die Widersprüche zwischen Verwertungs- und 
Profitinteressen einerseits und den Bedürfnis-
sen der Menschen nach gutem Leben in einer 
intakten Umwelt andererseits nicht auflösbar. 
Zulieferbetriebe melden schon Insolvenz an, 
Automobilhersteller kündigen Sparprogramme 
mit Personalabbau und Werksschließungen an. 
Eine Voraussetzung, um gesamtgesellschaftli-
chen Alternativen zum Durchbruch zu verhel-
fen: die Konkurrenz zwischen den Branchen-
gewerkschaften muss durch eine Stärkung des 
DGB aufgehoben werden. Die Debatte um 
die Mobilitätswende und die sozialen, ökologi-
schen, technischen, ökonomischen und juristi-
schen Implikationen ist nach langem Stillstand 
wieder aufgegriffen und wird in der IG Metall, 
im Gesprächskreis Zukunft Auto Umwelt Mo-
bilität« der Rosa-Luxemburg-Stiftung ebenso 
wie bei Attac, bei den Klimastreikaktionen, in 
den Umwelt- und Verkehrsverbänden geführt. 
Die Aktionen und Proteste bei den Aktionärs-
versammlungen von Volkswagen und Daimler, 
die Proteste bei der IAA zeigen: Es geht nicht 
nur um Theorie, sondern um praktische poli-
tische Bewegung, um die Konfrontation der 
Gesellschaft mit den sozial-ökologischen Alter-
nativen zur profit- und konkurrenzgetriebenen 
Zerstörung unserer natürlichen und gesell-
schaftlichen Existenzgrundlagen. 

* Stephan Krull ist ehemaliger VW-Betriebsrat und aktiv 
in der attac-AG ArbeitFairTeilen.

zu leiden haben. Das liegt nun zugegebener
maßen nur geringfügig an SUV-Fahrerei und 
Vielfliegerei, sondern vielmehr daran, dass 70 
Prozent der Emissionen von 100 Großkonzer
nen zu verantworten sind. »System Change, 
not climate change – Systemveränderung statt 
Klimawandel« ist mehr als nur eine Parole.

Wo die arbeitende Klasse doch zur Umwelt-
sünderin wird, ist das nicht selten erzwungen: 
»In zahlreichen Gebieten ohne öffentlichen 
Nahverkehr ist die Motorisierung die einzige 
Möglichkeit, die eigene Arbeitskraft zu verkau-
fen.« Die Proteste der Gelbwesten, deren Situ-
ation hier von der Pariser Gruppe Agitations 
in ihrem Blog beschrieben wird, sei folglich 
motiviert durch die Angst, »nicht mehr die 
Mittel zu haben, sich dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung stellen zu können«. 

	Zweierlei soziale Streiks?

Die Proteste der Gelbwesten seien folglich, so 
die Gruppe weiter, eine »Frage der Reproduk-

tion der Arbeitskraft«, mit dem Fokus Auto 
und Verkehr zudem ein von der Linken äu-
ßerst vernachlässigter Aspekt der Reproduk-
tion. Darin verbirgt sich auch ein Hinweis auf 
die Schwierigkeiten, unterschiedliche Bewe-
gungen in ihren Forderungen und ihrem Han-
deln zusammenzubringen. Wenn der Riot-
Forscher Joshua Clover im selben Kontext von 
einem »frühen Klimariot« spricht, wird der 
Zusammenhang vielleicht deutlich: Der ein-
gangs genannte Frauenstreik und die so unter-
schiedlichen Proteste von Fridays for Future 
einerseits und den Gelbwesten andererseits 
sind allesamt Reproduktionskämpfe, deshalb 
ist für ihn auch der »soziale Streik«, d.h. der 
Streik außerhalb oder neben der Produktion, 
das Mittel ihrer Wahl. Ob sich dann über-
haupt noch von Streik sprechen lässt, ist eine 
andere Frage, die wir hier mal offen lassen. 
Aber vielleicht hat der Berliner Arbeitsrechtler 
Benedikt Hopmann Recht, wenn er in der 
GEW-Zeitung bbz einen zumindest zukünfti-
gen Zusammenhang beschreibt: »Die wider-
ständigen SchülerInnen von heute sind die wi-

derständigen GewerkschafterInnen von 
morgen.«

»Wie bringen wir soziale und ökologische 
Kämpfe zusammen?«, fragt sich auch Anselm 
Schindler im oben zitierten Beitrag »Vom 
Klima- zum Generalstreik«. Das heißt auch: 
Wie kombinieren wir feministische und Kli-
maproteste unter Akzentuierung der Klassen-
perspektive? Feministische Positionen, so 
Schindler weiter, seien in der Ökologiebewe-
gung weitgehend Konsens, sie sei auch eine je-
ner Bewegungen, in denen verhältnismäßig 
viele Frauen aktiv seien. Gute Voraussetzungen 
also. Beide Themen als Probleme des Ineinan-
dergreifens von Produktion und Reproduktion 
zu behandeln und dabei nicht zu vergessen, 
dass es auch bei Fragen der Reproduktion auf 
die Anwendung von Produktionsmacht an-
kommt, könnte ein Ansatz sein, um die in die 
Diskussion gebrachten »sozialen Streiks« – 
Frauen- wie Klimastreik – mit den Institutio-
nen der Arbeiterbewegung – vulgo: den Ge-
werkschaften – dauerhaft zu koppeln.

Geneigte Leserinnen und Leser,

wenn wir letzte Hand an den express legen, 
dann ist üblicherweise Freitag. Geballte 
Umbruch-Packung, dann erschöpft, aber leid-
lich zufrieden ins Wochenende. Friday for 
Future – die Zukunft liegt im Müßiggang. 

Oder doch auf der Straße. Die ErfinderInnen 
der Fridays for Future, die streikenden Schü-
lerinnen und Schüler für den Klimaschutz, 
rufen uns – euch, alle – dazu auf, gemein-
sam zu streiken. In der Aktionswoche vom 
20. bis 27. September wollen sie etwas an 
der Eskalationsschraube drehen, weil sie ver-
standen haben, dass ein überschwängliches 
»Ich finde das ganz toll, wie ihr euch enga-
giert!« aus dem Mund einer Krawatte oder 
eines Hosenanzugs noch keine andere Klima-
politik macht. Daher soll der Streik nun dort-
hin zurück, wo er hingehört – an die Arbeit, 
in die Betriebe.

Auch wenn es so aussehen mag: Das war 
nicht der Anlass für diese reichlich grün gera-
tene Ausgabe des express. Oder allenfalls 
mittelbar. Das Problem, auf das die FFF-
Demos so beharrlich hinweisen, wird ja umso 
interessanter, je weiter man sich vom Moralis-
mus entfernt und je näher man den Welten 
von Arbeit und Produktion kommt – immer 
wieder lauert dort die knifflige Frage, wie 
eigentlich über Ökologie und die Interessen 
von ArbeiterInnen zu reden ist, wenn man 
die schlichte Logik der Entweder-Oder-Zwän-
ge hinter sich lassen will. Entsprechende 
Ansätze gibt es, wie Torsten Bewernitz in sei-
nem Beitrag feststellt, und es gibt sie – surpri-
se! – auch in den USA. Sarah Lazare stellt 
den dortigen Diskurs um Gewerkschaften 
und das ökosozialistische Reformprogramm 
Green New Deal vor.

Zwei Beiträge befassen sich mit der deut-
schen Diskussion um eine Mobilitätswende 
und der Art und Weise, wie die größte 
Gewerkschaft hierzulande versucht, darin 
Boden gutzumachen (Stefan Krull und das 
Autorenkollektiv »Die Bewunderer des Hilari-
us Gilges«). Wer aufmerksam liest, wird noch 
weitere Kleinode finden, die sich des Klimas 
annehmen. 

Das große Interesse am Thema und die Viel-
zahl an entsprechenden Wortmeldungen ist 
angesichts dessen, was da auf dem Spiel 
steht, nicht verwunderlich. Und doch mahnt 
die Stimme der Gelbwesten, die feststellt, 
dass für viele  das Ende des Monats stets 
deutlich näher ist als das Ende der Welt. 
Aber eben das ist der Spielraum, in dem es 
sich zu positionieren gilt.

Unsere kleine Feierlichkeit zum 50-Jährigen 
des Sozialistischen Büros ist gerade erst ein 
paar Tage her – und schon liegt nicht nur ein 
Veranstaltungsbericht von Gottfried Oy vor, 
sondern auch sehr schönes, bereits bearbei-
tetes Filmmaterial, das wir euch demnächst 
online präsentieren werden – an dieser Stelle 
ein herzliches Dankeschön an das Filmteam 
schon mal! Zusammen mit Edgar Weicks Gra-
tulation an Oskar Negt und Rudolf Walthers 
Rezension von dessen Biografie ist damit der 
Blick in die eigene Geschichte ein zweiter 
Schwerpunkt der vorliegenden Ausgabe.

Ehe wir es vergessen: Im August nehmen wir 
uns ein wenig Auszeit, der nächste express 
erscheint im September mal wieder etwas 
umfangreicher. Bis dahin verweisen wir auf 
unsere bereits in der letzten Ausgabe ange-
kündigte express-Veranstaltung am 21. Sep-
tember (S. 16), auf der wir euch gerne zahl-
reich begrüßen würden, um in aller Ausführ-
lichkeit über die Futures & Optionen des 
express zu beratschlagen. Wir wünschen 
einen frischen, auch mal etwas kühlen Som-
mer – solange es so etwas noch gibt...

M
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ver.di unterstützt den Aufruf der 
bundesweiten #unteilbar-Demons
tration am 24. August 2019 in Dres-
den und ruft zur Teilnahme an der 
Demonstration auf.

An der #unteilbar-Demonstration 
am 13. Oktober 2018 in Berlin ha-
ben mehr als 240.000 Menschen teil-
genommen. Der Tag ist allen als ein 
kraftvolles und überwältigendes Er-
lebnis einer unteilbaren Solidarität in 
Erinnerung geblieben. Zur Demons-
tration hatte u.a. der ver.di Landesbe-
zirk Berlin-Brandenburg mit aufge-
rufen. Viele der TeilnehmerInnen 
waren und sind ver.di-Mitglieder.

Die DemonstrantInnen zeigten, 
dass die Zivilgesellschaft angesichts 
entsicherter Zeiten, stärker werden-
dem Hass und politischem Autorita-
rismus zusammensteht: Wir stehen 
für Solidarität statt Ausgrenzung und 
für eine offene und freie Gesellschaft! 
Wir lassen nicht zu, dass Sozialstaat, 
Flucht und Migration gegeneinander 
ausgespielt werden. Wir halten dage-
gen, wenn Grund- und Freiheitsrech-
te weiter eingeschränkt werden. Wir 
kämpfen gemeinsam gegen Rassis-
mus und Diskriminierung. Unsere 
Vielfalt ist unsere Stärke. Und es 
wurde deutlich gemacht: Reichtum 

ist (umver-)teilbar – Menschenrechte 
sind unteilbar.

Die Ergebnisse der Kommunal- 
und Europawahlen im Mai haben 
gezeigt, dass die Landtagswahlen in 
Sachsen, Brandenburg und Thürin-
gen im September und Oktober zu 
einer Nagelprobe für die Demokratie 
werden können. Es ist zu befürchten, 
dass Rassismus, Antisemitismus und 
Islamfeindlichkeit weiter salonfähig 
gemacht werden – und auch, dass die 
rechtspopulistische AfD an Stimmen 
dazugewinnt. Eine Regierungsbeteili-
gung der AfD gilt es zu verhindern.

Im Vordergrund steht für das 

Bündnis #unteilbar, mit der De-
monstration am 24. August in Dres-
den ein deutliches Zeichen der soli-
darischen Zivilgesellschaft zu setzen. 
Mit weiteren öffentlichen Aktionen, 
aber auch im privaten und berufli-
chen Alltag stehen gerade Gewerk-
schaftsmitglieder für eine andere, 
eine offene und gerechte Gesellschaft, 
ein. #unteilbar macht deutlich, dass 
wir uns nicht gegeneinander ausspie-
len lassen und nationalistischen 
Scheinlösungen mit der Forderung 
nach universeller Solidarität begeg-
nen. #unteilbar macht die solidari-
sche Gesellschaft der Vielen sichtbar.

Die Freiheit, die #unteilbar meint, 
ist untrennbar mit der Forderung 
nach gesellschaftlicher Teilhabe und 
sozialer Gerechtigkeit verbunden. 
Eine Politik, die sich weiterhin an das 
Dogma der freien Märkte und des 
grenzenlosen Wachstums klammert 

und die Frage nach gerechter Vertei-
lung nicht mitdenkt, legitimiert Un-
gleichheiten und bereitet den Weg 
für autoritäre Lösungen. Der Kampf 
für gute Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen für alle und die Kämpfe für 
Freiheit und Gleichheit sind #unteil-
bar, und zwar überall. Das Jahr 1989 
ist für #unteilbar auch verbunden 
mit einem massenhaften Aufbegeh-
ren gegen ein autoritäres System und 
»für ein offenes Land mit freien Men-
schen«. Daran wird mit der Demons-
tration am 24. August in Dresden 
angeknüpft.

Alle weiteren Informationen zur Anrei-
se und zum Ablauf der bundesweiten 
#unteilbar-Demonstration am 24.8. in 
Dresden finden sich unter www.unteil-
bar.org.

Der Sozialdemokratismus lebt von Spielräu-
men. Denn als Praxis des Kompromisses 
braucht er Verteilungsspielräume, politische 
Spielräume, historische Spielräume, die er nut-
zen kann, um nach einer Phase der Mobilisie-
rung der eigenen Klientel zu Kompromissen 
mit seinem jeweiligen Gegenüber zu gelangen. 
Umgekehrt meint das aber auch: Schwinden 
etwa durch ökonomische Krisen via Intensivie-
rung der Konkurrenz die Verteilungsspiel-
räume, finden sich auf der politischen Bühne 
immer mehr radikalisierte Akteure ein oder 
gerät eine Gesellschaft historisch an das Ende 
einer Entwicklung, dann verschärfen sich die 
Bedingungen sozialdemokratischer Politik ent-
sprechend.

Wir leben in einer Zeit, in der die unter-
schiedlichen sozialen Spielräume erheblich 
kleiner geworden sind. Mit Blick auf den Kli-
mawandel ist die Zeit knapp geworden und es 
droht eine ökologische Katastrophe globalen 
Ausmaßes mit der Entstehung unbewohnbarer 
Erdgebiete, einer Verknappung der globalen 
Nahrungsmittelproduktion und unvermeidba-
ren Migrationsbewegungen. Ökonomisch 
scheint es uns gut zu gehen, aber die ökono-
mische Blüte der Gegenwart ist fragil: Man 
beachte, dass die Notenbanken der großen In-
dustrieländer mit ihren Leitzinserhöhungen 
weiterhin zögern, so dass wir es offensichtlich 
gegenwärtig mit einer Finanzblasen-Ökono-
mie zu tun haben. Schließlich bevölkern sich 
die politischen Bühnen der Welt zusehends 
mit radikalisierten Akteuren und Stimmun-
gen, Namen wie Trump, Erdogan, Orban,  
Duterte, Bolsonaro, Le Pen oder Salvini mö-
gen als Beleg genügen.

Wenn diese Ausgangsüberlegungen stim-
men, dann ist eine aktuelle Krise der internati-
onalen Sozialdemokratie logisches Symptom 
des gegenwärtigen Zustands der Welt und es 
ist davon auszugehen, dass sich diese mit den 
weiter schwindenden gesellschaftlichen Spiel-
räumen nicht so leicht erledigen wird. In die-
ses Bild passt unseres Erachtens auch die Krise 
großer Teile der Gewerkschaftsbewegung, 
denn die überwiegende Mehrheit derselben 
sind an der Sozialdemokratie orientierte Orga-
nisationen, die von Anfang an immer einen 
Kompromiss suchen, in ihrer Praxis also gar 
nicht auf Siege über ihren Gegner abzielen, 
sondern mit diesem schnell zu Lösungen kom-
men wollen. Eine große Ausnahme von dieser 
Krise scheint es allerdings zu geben, und des-
halb verdient diese Gewerkschaft unsere Auf-
merksamkeit: die IG Metall. Während um sie 
herum die Sozialdemokratien und auch viele 
Gewerkschaften gegen Mitgliedermangel, 
schwindenden Einfluss und das Zusammen-
brechen ihrer Machtressourcen kämpfen, 

scheint diese sozialdemokratische Groß-Orga-
nisation kaum an Kraft einzubüßen. Deshalb 
soll die Frage lauten: Ist die IG Metall unzer-
störbar oder bereitet sich ihre Zerstörung ähn-
lich wie die aller anderen sozialdemokratischen 
Organisationen langsam vor?

	Transformation

Dass diese Frage im Ton etwas reißerisch da-
herkommt, soll nicht bestritten werden. Dass 
ihr grundsätzlicher Charakter jedoch berech-
tigt ist, zeigt ein schneller Blick ins Netz, wo 
IG-Metall Chef Jörg Hoffmann auf der eige-
nen Website mit den Worten zitiert wird: »Die 
Gesellschaft steht vor fundamentalen Umbrü-
chen.« Diese technologischen, ökologischen 
und sozialen Umbrüche begreift die IG Metall 
als Transformation. Und um sich und der 
deutschen Öffentlichkeit ein Gefühl dafür zu 
geben, wie gut die deutschen Metall-Betriebe 
auf diese Transformation vorbereitet sind, hat 
sie einen ›Transformationsatlas‹ erstellt. Die 
Ergebnisse sind laut IG Metall beunruhigend, 
denn, so Jörg Hofmann: »Knapp die Hälfte 
der Betriebe haben keine oder keine ausrei-
chende Strategie zur Bewältigung der Transfor-
mation. Betriebe und Beschäftigte müssen sich 
auf neue Qualifikationen einstellen. Die dazu 
notwendige Fähigkeit zur Veränderung ist al-
lerdings erst in Ansätzen bemerkbar. Wenn 
sich die Unternehmen weiterhin so defensiv 
verhalten, spielen sie Roulette mit der Zukunft 
der Beschäftigten.«

Um dieser dramatischen Situation zu be-
gegnen, appeliert Hofmann an das deutsche 
Kapital: »Die Unternehmen müssen die an
stehenden Veränderungen offensiv angehen. 
Dazu gehören Investitionen in neue Produkte, 
Prozesse und in neue Geschäftsmodelle. Nötig 
ist auch eine vorausschauende Personalpla-
nung und betriebliche Qualifizierung, um si-
cherzustellen, dass die Betriebe den Wandel 
bewältigen können.« Darüber hinaus fordert 
die IG Metall die Politik dazu auf, durch Mil-
liarden-Investitionen in die Infrastruktur die 
Rahmenbedingungen der Energie- und Mobi-
litätswende sicherzustellen. Zudem sollen Be-
triebsräte mehr Mitbestimmungsrechte bei 
der betrieblichen Weiterbildung, der Perso- 
nalplanung und bei strategischen Fragen be-
kommen und durch die Einführung eines 
Transformations-Kurzarbeitergelds soll eine 
Beschäftigungsbrücke geschaffen werden, um 
während der Transformation Entlassungen zu 
vermeiden. Schließlich hat die IG Metall am 
29. Juni 2019 in Berlin recht erfolgreich 
knapp 50.000 DemonstrantInnen mobilisiert, 
um ihren Forderungen Nachdruck zu verlei-

hen und Politik und Wirtschaft aus ihrer Le-
thargie zu reißen.

	 Ökotechnologische Welt-
marktführerschaft?

An alledem ist positiv, dass die IG Metall die 
Zeichen der Zeit klar erkannt hat – in den 
nächsten zehn Jahren wird sich zeigen, welche 
Zukunft das deutsche Industrie-Kapital und 
mit ihm der immer noch vorhandene Wohl-
stand erheblicher Teile der deutschen Arbeite-
rInnen noch haben. Gleichzeitig jedoch ver-
blüfft die IG Metall mit der Schlichtheit ihres 
Blickes auf diese immense Herausforderung, 
denn sie folgt letztlich nur einem Leitgedan-
ken: »Damit alles so bleiben kann, wie es jetzt 
ist, muss sich alles ändern!« Oder genauer: Da-
mit Deutschland seine Rolle als Export-Gigant 
beibehalten kann, damit dadurch erhebliche 
Teile der deutschen Metall-Arbeiterschaft ih-
ren materiellen Wohlstand ohne Verzicht ge-
nießen können und damit die IG Metall mit 
knapp zwei Millionen Mitgliedern materiell 
auch weiterhin bestens aufgestellt ist, muss die 
deutsche Wirtschaft und Politik eigentlich nur 
die ökotechnologische Weltmarktführerschaft 
erobern. Ist also bei Lichte gesehen ganz ein-
fach – Druck auf die Politik und das Kapital 
ausüben, damit deutsche Ingenieure und fach-
kundige IGM-Betriebsräte die Technik so wei-
ter entwickeln, dass sie grün wird. Parallel 
dazu ein wenig Qualifikation der Beschäftig-
ten und zudem noch ein internationales Kli-
maabkommen, damit sich niemand unfaire 
Wettbewerbsvorteile verschafft – et voilá: Und 
schon können wir Jahrzehnte weitermachen 
wie bislang?

Es ist mehr als zweifelhaft, ob ein ökotech-
nologisches ›Weiter so‹ die Lösung der massi-
ven, globalen Probleme im »Anthropozän« 
(Crutzen/Stoermer) darstellt. Denn, wie Elmar 
Altvater über den »Grundwiderspruch des  
21. Jahrhunderts« schreibt: »Der Wachstums-
zwang ist ein Wesenszug des modernen Ka
pitalismus, zugleich wissen wir aber um die 
natürlichen Grenzen des Wachstums. Ein poli-
tisches Krisenmanagement, das auf Wachstum 
setzt, schürt Energiekonflikte, verschärft die 
Klimakrise und gefährdet die Ernährungs-
grundlage vieler Menschen. Kein Wachstums-
diskurs kann darüber hinwegtäuschen, dass 
wir die Grenzen, die uns die Natur setzt, res-
pektieren müssen.« (Atlas der Globalisierung: 
Weniger wird mehr, 2015, S. 19) 

An drei Beispielen wollen wir dies kurz ver-
deutlichen. Erstens: die Nutzung des Flug-
zeugs als Mittel der Massenmobilität kann 
ohne Klimafolgen so nicht weitergehen, da 

weder die Technik für Elektro- oder Hybrid-
flugzeuge oder Ökokerosin ausgereift ist, noch 
ein Massenflugverkehr nur mit Elektroflugzeu-
gen ökologisch tragbarer wäre. Möchte die 
Gattung Mensch den Klimaabsturz verhin-
dern, dann wird sie die Produktion von Flug-
zeugen sehr bald drosseln und die Nutzung 
des Flugzeuges rationieren müssen. Zweitens: 
2015 gab es auf der Welt geschätzte 1,3 Milli-
arden Autos. Der Ersatz dieser Autos durch 
Elektro-Autos verspricht zwar einen giganti-
schen Auto-Boom womöglich auch für die 
deutschen Hersteller. Doch welche ökologi-
schen und sozialen Kosten würden durch die 
Produktion von bis zu 1,3 Milliarden An-
triebs-Batterien entstehen bzw. durch den da-
mit einhergehenden massiven Abbau von Ko-
balt, Lithium und Nickel in Ländern wie dem 
Kongo? Auch die Steigerung der globalen Au-
toproduktion ist allenfalls in bestimmten Ma-
ßen sinnvoll – womöglich wird der Privatbe-
sitz von Autos z.B. einem klugen Car-Sharing 
weichen müssen. Drittens: in fast allen öko-
technologischen Wachstumsphantasien spielt 
die Digitalisierung eine besondere Rolle, da sie 
wie von Wunderhand die Produktion ökolo-
gisch zu machen scheint. Tilmann Santarius, 
Ökonom und Klimaexperte der TU Berlin, 
der zurzeit am von der Bundesregierung geför-
derten Projekt »Digitalisierung und sozial-
ökologische Transformation« mitarbeitet, er-
schüttert diese digitalen Hoffnungen, wenn er 
im Deutschlandfunk bemerkt: »Ja, die Ziele, 
die mit Digitalisierung verfolgt werden, sind 
natürlich sehr vielfältig. Aber ehrlich gesagt, 
die ökologischen Ziele stehen dann selten im 
Vordergrund. Meistens wird das so im Neben-
satz gesagt, dass man auch dabei gleich dann 
noch die Umwelt schützen könnte, das wird 
aber nicht durchgerechnet und häufig geht es 
um etwas anderes. Und wenn man eben alle 
möglichen Lebens- und Wirtschaftsbereiche 
durchdigitalisiert, dann wird vergessen, dass 
dadurch der Aufbau der Infrastrukturen und 
der Verbrauch der Geräte allein schon so stark 
ins Gewicht fallen, dass sich viele, viele Sachen 
nicht lohnen aus ökologischer Sicht.« Und er 
präzisiert: »Mit dem Internet der Dinge, wenn 
das wirklich so drastisch kommt, wird der 
Energieverbrauch stark zunehmen. Heute ver-
braucht das Internet ja ungefähr acht Prozent 
des deutschen Stromverbrauchs, im Welt-
durchschnitt sind es ungefähr zehn Prozent, 
das kann auf 30 bis 50 Prozent des Stromver-
brauchs in den nächsten zwölf Jahren anstei-
gen bis zum Jahr 2030. Wenn man sich das 
vorstellt, 50 Prozent des Stromverbrauchs in 
Deutschland fürs Internet, das wäre wirklich 
eklatant viel, da ist der Ökologie sicherlich 
kein Dienst mit getan.«1

Die Zerstörung der IG Metall?
Über den gewerkschaftlichen Umgang mit der ökosozialen Krise

ver.di unterstützt #unteilbar-
Demonstration in Dresden
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Kurz: Die angestrebte ökologische Transfor-
mation der Marktwirtschaft geht auch in der 
gewerkschaftlichen Variante am Kern des Pro-
blems vorbei, dass nämlich die Produktion 
von ›Wohlstand‹ (für einige wenige in der 
Weltgesellschaft) mit ihrem ureigenen Wachs-
tumszwang ohne einen eher früheren als späte-
ren, sich global auswirkenden ökologischen 
Kollaps nicht zu haben ist. Die IG Metall steht 
vor einer Weggabelung. Sie kann weiterhin 
Jahr für Jahr das Bruttoinlandsprodukt und 
die Außenhandelsbilanz Deutschlands vergrö-
ßern helfen, um dann Jahr für Jahr in Tarif-
runden eine Lohnerhöhung für die Beschäftig-
ten durchzusetzen und womöglich geht das 
eine ganze Zeit lang auch für die deutschen 
MetallarbeiterInnen gut. Sie kann aber auch 
registrieren, dass diese technikfetischistische 
Vogel-Strauß-Politik falsch ist, da sie lediglich 
hilft, die knapper werdende Zeit für einen glo-
balen, ökologischen Turn-Around verstreichen 
zu lassen. Es ist eine unbequeme Wahrheit, 
aber wenn die IGM so etwas wie eine globale 
Verantwortung akzeptiert, dann muss sie aner-
kennen, dass die fetten, achtlosen Jahre einer 
»imperialen Lebensweise« auch für die Metall-
arbeiterInnen in Deutschland vorüber sind.

	Green Organizing

Doch, so könnte man entgegnen, ist das nicht 
ein bisschen viel verlangt für eine Gewerk-
schaft wie die IG Metall? Globale Verantwor-
tung? Warum sollte sie sich derart engagieren, 
wenn der Klimawandel von Parteien und sogar 
einigen Regierungen nach wie vor geleugnet 
wird? Was kann die IG Metall tun, wenn ihre 
Beschäftigten diese bitter anmutenden Wahr-
heiten nicht hören wollen, so dass es nicht 
wundert, dass bei der Europawahl AFD und 
CDU die beiden Parteien waren, die bei Ar-
beiterInnen den höchsten Stimmenanteil hat-
ten?2 Die IG Metall ist die Gewerkschaft der 
Auto- und Flugzeugproduzenten des Export-
weltmeisters Deutschland, sie ist die Gewerk-
schaft des deutschen Maschinenbaus, sie ist 
Digital-Gewerkschaft. Zudem ist sie eine Ge-
werkschaft, die materiell bestens aufgestellt ist. 

Und sie ist eine Gewerkschaft, die – zu Recht 
– öffentlich immer wieder ihre besondere Be-
deutung für die sozialen Verhältnisse in der 
BRD hervorkehrt. Aus dieser besonderen Posi-
tion, aus dieser großen Kraft, erwächst unser 
Erachtens für die IG Metall große Verantwor-
tung. Oder will eine solche Gewerkschaft im 
Angesicht eines sich ankündigenden globalge-
schichtlichen Umbruchs (dessen Form noch 
nicht klar ist und der daher auch gestaltbar 
sein wird) auf Tauchstation gehen, indem sie 
die gewaltigen ökologischen und sozialen Pro-
bleme unserer Zeit lediglich technokratisch zu 
lösen gedenkt?

Den AutorInnen ist schon bewusst, dass 
man seinen Sozialdemokratismus nicht über 
Nacht abschüttelt und vermutlich haben des-
halb viele IG MetallerInnen an diesem Punkt 
des Textes bereits auf Durchzug geschaltet. 
Aber zum einen wollen wir mit Nachdruck be-
tonen, dass die IG Metall keine monolithische 
Organisation ist. Auch in ihr gibt es viele Mit-
glieder und Hauptamtliche, die die bedrohli-
chen Zeichen der Zeit erkannt haben und es 
wäre wichtig, dass diese grünen IG Metaller 
sich mit dem Status Quo ihrer Gewerkschaft 
nicht abfinden, sondern darum kämpfen, die 
IG Metall vom eingeschlagenen Kurs abzu-
bringen. Zum anderen aber gibt es auch inner-
halb der sozialdemokratischen Logik Möglich-
keiten, wie die IG Metall ihrer Verantwortung 
in aufgeladenen Zeiten zumindest ein kleines 
Stück gerechter werden würde: Wenn sie näm-
lich auf vielen Veranstaltungen ihre Kompe-
tenz als Erschließungsgewerkschaft betont – 
warum sucht die IG Metall ihrem Organizing 
neben der quantitativen Bedeutung der Mit-
gliedergewinnung nicht auch einen qualitati-
ven Zweck zu geben? Genauer: warum nicht 
Green Organizing statt nur Organizing? Ein 
solches Green Organizing könnte genutzt wer-
den, um durch die entsprechende Ansprache 
von KollegInnen deren Ängsten vor einer öko-
logischen Wende zu begegnen. Es könnte dazu 
dienen, mit den KollegInnen ›bottom-up‹ die 
anstehende Transformation der Arbeitsprozesse 
und Technologien zu diskutieren und sie zu ei-
genen Ideen und Konzepten zu ermutigen, wie 
es die englischen Gewerkschaften in den 

1970er Jahren im sog. Lucas-Plan vorgemacht 
haben. Ein solches Green Organizing würde 
der IG Metall gerade bei jungen Beschäftigten, 
aber auch im White-Collar-Bereich ein neues, 
zeitgemäßes Image verpassen und so vielleicht 
auch dort zu Erschließung und Mitglieder-
wachstum führen. Es könnte die Türen zwi-
schen (Metall-) ArbeiterInnen und Klimabe-
wegung weit öffnen und damit einen Lern- 
prozess auf beiden Seiten ermöglichen, den es 
für eine soziale Ökologiewende unbedingt 
braucht. Ein solches Green Organizing könnte 
schließlich durch gleichzeitige Ansprachewel-
len vieler, über die Welt verteilter Gewerk-
schaften zur notwendigen Internationalisie-
rung des Kampfes für eine lebenswerte Welt 
im 21. Jahrhundert dienen und womöglich 
helfen, ein globales, ökologisch fundiertes 
Klassenbewusstsein zu schaffen.

	E ine Art der Zerstörung 
der IG Metall

Die aktuelle Klimadebatte, wie sie von im wei-
testen Sinne sozialdemokratischer Seite geführt 
wird, hängt, ganz in der Tradition der Sozialde-
mokratie, immer noch zu sehr am Tropf des 
Kapitals. Die transformatorischen Lösungen, 
die diskutiert und vorgeschlagen werden, erin-
nern in vielem an ähnliche Krisenbewälti-
gungsstrategien – etwa an die Bankenrettung 
im Rahmen der globalen Wirtschafts- und der 
Eurokrise: Wir haben es mit Symptom- statt 
mit Ursachenbekämpfung zu tun. Es ist nicht 
auszuschließen, dass die angesprochene Klien-
tel – die Mitgliederschaft der IG Metall – da-
mit durchaus zufrieden ist, zumindest so lange, 
bis die ökologische Krise wieder virulent wird: 
eine Frage der Zeit. Und es ist ebenfalls nicht 
auszuschließen, dass es irgendwie weiter geht, 
die ökologische Zerstörung muss keineswegs 
ein Ende des Kapitalismus bedeuten, sondern 
lediglich, um erneut Elmar Altvater zu bemü-
hen, ein »Ende des Kapitalismus, wie wir ihn 
kennen«. Der Kapitalismus hat sich als höchst 
wandel- und anpassbar erwiesen, was auch 
schwerste Krisen betrifft. Die globale Umwelt-
zerstörung kann dabei durchaus die Rolle der 

Kapitalentwertung oder -vernichtung überneh-
men, die ansonsten z.B. Weltkriege innehatten. 
Die alles entscheidende Frage ist allerdings, ob 
man Teil dieser Entwicklung sein möchte.

Wie weiter oben betont, kann auch der 
konsequentere Weg durchaus in Anlehnung an 
die Traditionen der Sozialdemokratie gegangen 
werden – es geht hier keineswegs um einen ra-
dikalen Bruch, sondern lediglich um konse-
quentere Reformen, die die akute Problematik 
ernst nehmen, gegen die kurzfristigen Akku-
mulationsinteressen und im Sinne einer sozia-
len Demokratie in den Betrieben, einer Wirt-
schaftsdemokratie, die alle Aspekte der 
Wirtschaft, und damit eben auch die ökologi-
schen Fragen unserer Zeit der Drastik der Si-
tuation angemessen mitdenkt.

Beharrt die IG Metall jedoch auf dem jetzt 
eingeschlagenen Weg, dann ist ihre Zerstörung 
durchaus wahrscheinlich. Diese würde sich 
nicht unbedingt in sinkenden Mitgliederzah-
len oder einem Schrumpfen des IG Metall-
Vermögens niederschlagen, denn das alte Ta-
rifspiel kann man unter gegebenen Umständen 
noch eine Weile spielen, und man kann auch 
darauf bauen, dass die ökologische Katastro-
phe in voller Härte zunächst einmal andere 
Regionen der Welt trifft. Aber wenn in einer 
Zeit, in der es auch eine ökologisch starke, 
weil mutige und risikobereite große Industrie-
gewerkschaft gebraucht hätte, um die ökologi-
sche und soziale Transformation global nach-
haltig zu gestalten, die IG Metall als funktio- 
nalistische, seelenlose Tarif-Maschine auftreten 
würde, die nur auf ihre Mitgliederentwicklung 
schaut, die einer überkommenen, kapitalisti-
schen Industriepolitik anhängt, die sich auf ihr 
Kerngeschäft konzentriert und jedes kontro-
verse gesellschaftspolitische Engagement 
scheut – wäre das dann nicht auch eine Art 
Zerstörung der IG Metall?

Autorenkollektiv »Die Bewunderer des Hilarius Gilges«

Anmerkungen:
1	 www.deutschlandfunkkultur.de/klimaschutz-und-digi 

taler-wandel-erst-nachdenken-dann.1008.de.html? 
dram:article_id=410547

2	 www.spiegel.de/politik/ausland/eu-wahl-die-gruenen-
holen-mehr-als-zwei-millionen-stimmen-von-spd-
und-union-a-1269092.html

»Betriebsklima ist die subjek-
tiv erlebte und wahrgenom-
mene längerfristige Qualität 
des Zusammenwirkens, der 
Zusammenarbeit der Beschäf-
tigten eines Wirtschafts- oder 
Verwaltungsbetriebes« defi-
niert Wikipedia. Nicht nur, 
aber auch, könnte man dar-
auf sagen. Nicht ganz unwich-
tig – und manchmal sogar An-
lass für Arbeitskämpfe – sind 
auch die tatsächlichen klimati-
schen Bedingungen. Und die 

sind beeinflussbar – zumal 
von Betriebsräten. Erneut do-
kumentieren wir einen Bei-
trag aus dem Blog der Berli-
ner Firma »Recht und Arbeit«.

MetereologInnen gehen davon aus, 
dass auch der Sommer 2019 außerge-
wöhnlich heiß werden könnte. Hohe 
Temperaturen sind am Arbeitsplatz 
ein Problem und können zu erhebli-
chen Belastungen und sogar gesund-

heitlichen Beeinträchtigungen füh-
ren.

Leider versäumen ArbeitgeberIn-
nen es oft, vorzubeugen und einzelne 
ArbeitnehmerInnen haben kaum 
Möglichkeiten Abhilfe zu schaffen. 
Was kann der Betriebsrat tun, um die 
heißen Sommerwochen für alle Kol-
legInnen im Betrieb erträglich zu ma-
chen?

Die Arbeitsstättenverordnung 
(ArbStättV) verpflichtet den Arbeit-
geber in § 3a, die Arbeitsstätten so 
einzurichten, dass eine Gefährdung 

für die Gesundheit der Beschäftigten 
möglichst vermieden wird. Im An-
hang der Verordnung wird in Ziffer 
3.5 konkretisiert, dass sich dies auch 
auf die Raumtemperatur bezieht und 
nicht nur die Arbeits-, sondern auch 
die Pausenräume betrifft.

Aber was sind gesundheitlich zu-
trägliche Raumtemperaturen? Die 
gesicherten arbeitswissenschaftlichen 
Erkenntnisse dazu finden sich in der 
Arbeitsstättenregel Nummer 3.5 
(ASR 3.5). Danach sollte die Luft-
temperatur 26 °C nicht überschrei-
ten. Bei höheren Außentemperaturen 
sind spätestens ab 30 °C kühlende 
Maßnahmen anzuwenden. Bei Tem-
peraturen über 35 °C sollte in den 
betroffenen Räumen nicht mehr ge-
arbeitet werden.

Die ASR 3.5 liefert damit wichtige 
Anhaltspunkte, ist aber keine zwin-
gende Vorschrift. Wichtig ist hier vor 

allem, dass sich der Begriff »Raumkli-
ma« nicht nur auf die messbaren 
Temperaturen, sondern auch auf an-
dere Faktoren wie Luftfeuchtigkeit, 
Luftgeschwindigkeit und Wärme-
strahlung bezieht. Ziel muss es sein, 
für die Beschäftigten einen Zustand 
der Behaglichkeit zu erreichen, also 
eine Klimasituation, die als optimal 
empfunden wird. Jeder Betrieb ist 
anders: Architektur, Gestaltung und 
Nutzung der Räume, Maschinen und 
technische Geräte, die konkrete Tä-
tigkeit, Anzahl der Beschäftigten und 
KundInnen und die Arbeitskleidung. 
Ein erster Schritt muss deswegen 
sein, die KollegInnen dazu zu befra-
gen, wie sie die Klimafaktoren im Be-
trieb tatsächlich wahrnehmen. Auch 
wenn die gemessenen Temperaturen 
den Vorgaben entsprechen, kann es 

Tipps für ein 
gutes Betriebsklima
Hitze im Betrieb – was kann der Betriebsrat tun?

Fortsetzung auf Seite 6 unten

Dan Ox_Drive In_cc by nc sa 2.0
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P ünktlich zum 70sten Jahrestag des In-
krafttretens des Grundgesetzes sorgte das 

Interview des Juso-Vorsitzenden Kevin Küh-
nert in der Zeit für einen Sturm im medialen 
Wasserglas. Auf die Frage, ob er eine Kollekti-
vierung von Konzernen wie BMW wolle, ant-
wortete er kurz und bündig: »Auf demokrati-
schem Wege, ja«. Die Brisanz dieser Aussage 
ergibt sich freilich weniger aus den realen Be-
strebungen der abhängig Beschäftigten in den 
Kernsektoren der deutschen Industrie, son-
dern aus der mittlerweile breit geteilten Forde-
rung nach der Enteignung von Immobilien-
konzernen. Dennoch, und das zeigt den 
Klasseninstinkt der BMW-Aktionäre, sahen 
sich die Quandt-Erben dazu veranlasst, in der 
Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung zum 
Schutz des Eigentums aufzurufen.

Die angesichts der Wohnungskrise nahelie-
gende Forderung nach einer Enteignung der 
Enteigner und Besitzmonopolisten mag für die 
Apologeten der kapitalistischen Welt eine Her-
ausforderung sondergleichen darstellen – für 
die Ideenwelt der demokratischen Linken in 
Deutschland stellt sie eine, wenn auch weitge-
hend verdrängte und teilweise geleugnete, 
Selbstverständlichkeit dar, die sich positiv auf 
die sozialistische Gründungsphase der Bundes-
republik beziehen kann. Denn für die nach 
1945 neugegründeten Parteien und Gewerk-
schaften waren sozialistische Konzeptionen für 
die Gründung eines neuen Gemeinwesens 
mehrheitlich eine Selbstverständlichkeit. Nicht 
nur SPD, KPD und Gewerkschaften, auch 
große Teile der CDU traten für eine wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Neuordnung 
ein. Die Frankfurter Leitsätze der CDU von 
1946 tragen die demokratisch-sozialistische 
Handschrift eines durch die Erfahrung des fa-
schistischen Terrors radikalisierten Sozialka-
tholizismus.

Bei der Gründung der Bundesrepublik war 
– übrigens in Übereinstimmung mit den Be-
satzungsmächten – noch bis in die Reihen 
bürgerlich-liberaler Kräfte gegenwärtig, dass 
die kapitalistische Großbourgeoisie samt ihres 
kleinbürgerlichen Anhangs wesentlicher Träger 
des NS-Regimes gewesen war und folglich ihre 
soziale Herrschaftsposition gebrochen werden 
müsse. Das Ahlener Programm der CDU von 
1947 beginnt in der Konsequenz mit der Fest-
stellung: »Das kapitalistische Wirtschaftssys-
tem ist den staatlichen und sozialen Lebensin-
teressen des deutschen Volkes nicht gerecht 
geworden«, um im Folgenden die Vergesell-
schaftung der Schlüsselindustrien und der 
Großbanken zu fordern (Flechtheim 1963: 
53). Diese Forderungen der CDU von 1947 

enthielten die Vorstellungen des christlichen 
Sozialismus nur noch in abgeschwächter 
Form, würden sich aber aus Sicht heutiger 
CDU-Politiker bereits im Bereich der Verfas-
sungsfeindlichkeit bewegen. 

Dieser demokratisch-sozialistische Charakter 
der nur als Provisorium geplanten westdeut-
schen Staatsgründung hat vor allem in den So-
zialisierungsartikeln der Länderverfassungen, 
aber auch in Artikel 15 sowie dem Sozialstaats-
gebot im Grundgesetz (»Die Bundesrepublik 
ist ein demokratischer und sozialer Bundes-
staat«, Art. 20 Abs. 1) seinen weithin ver-
drängten Niederschlag gefunden (Abendroth 
2008). Erst durch die Intervention der westli-
chen Alliierten, die zwar eine Zerschlagung 
von Großkonzernen wie der IG Farben und 
der Deutschen Bank verfügt hatten, aus nahe-
liegenden Gründen aber kein Interesse an ei-
nem unabhängigen demokratisch-sozialisti-
schen Gesamtdeutschland hatten, wurde diese 
Entwicklung gestoppt (Schmidt 1970). Es ist 
bezeichnend für das Bewusstsein der Arbeiter-
schaft, dass die Bodenreform und die Enteig-
nung der Großindustrie bei Volksabstim
mungen in Sachsen und Thüringen breite 
Mehrheiten fanden. Die Sowjetunion hatte 
aber ebenso wenig Interesse an einer eigenstän-
dig agierenden Arbeiterbewegung wie die Wes-
talliierten. In stiller Eintracht wurden die nach 
1945 gebildeten Antifaschistischen Komitees 
von allen Besatzungsmächten aufgelöst. Der 
beginnende Kalte Krieg schuf die Grundlagen, 
die gesamtdeutsch orientierten sozialistischen 
Kräfte zurückzudrängen. Während sich in der 
SBZ, gestützt auf die sowjetische Besatzungs-
macht, die Gruppe Ulbricht konsolidieren 
konnte, schuf im Westen der auch von der So-
zialdemokratie geteilte Antikommunismus die 
Voraussetzungen für eine Rückkehr der alten 
Eliten in die gesellschaftlichen Machtpositio-
nen. Bereits 1950 sprach der Linkskatholik 
Walter Dirks von einer Restauration der alten 
gesellschaftlichen Machtverhältnisse und schuf 
damit einen Begriff, der bis heute wie ein Sta-
chel im Fleisch der herrschenden Geschichts-
schreibung sitzt (Fröhlich 2008): Denn der 
Begriff der Restauration verweist indirekt auch 
auf eine anders mögliche Entwicklung der Re-
publik, eine Alternative zur deutschen und eu-
ropäischen Teilung in sich feindlich gegen-
überstehende Blöcke (Kritidis 2008: 17).

Die Frage der Vergesellschaftung und damit 
verbunden die der deutschen und europäi-
schen Einheit blieb bis Anfang der 1950er 
Jahre virulent. Erst mit der Niederlage der Ge-
werkschaften im Kampf um die Mitbestim-

mung 1952 wurde die Frage der Nachkriegs-
ordnung endgültig im Sinne eines westlich 
orientierten, sozialstaatlich regulierten Kapita-
lismus entschieden.

Es ist wichtig sich zu vergegenwärtigen, dass 
mit der Vergesellschaftung der Schlüsselindus-
trien nicht deren Verstaatlichung gemeint war 
– seit den im Zuge der Novemberrevolution 
gebildeten Sozialisierungskommissionen be-
ruht eine Gleichsetzung dieser Begriffe entwe-
der auf Unkenntnis, politischer übelmeinender 
Absicht oder beidem. Zwar wurde in der Ide-
enwelt der Sozialdemokratie eine sozialistische 
Gesellschaft mehrheitlich von der Idee eines 
abstrakten, im sozialistischen Staat repräsen-
tierten sozio-ökonomischen Gemeinwohls ge-
dacht, und die zentral gesteuerte ökonomische 
Rahmenplanung galt sozialistischen respektive 
sozialdemokratischen Theoretikern als eine 
zwingende Notwendigkeit. Mit der Rätebewe-
gung 1918/19 avancierte jedoch die Arbeiter-
mitbestimmung neben dem Genossenschafts-
wesen und dem »Gas- und Wassersozialismus« 
der kommunalen Selbstverwaltungskörper-
schaften zur zentralen Säule sozialistischer 
Konzeptionen, wie etwa Fritz Naphtalis im 
Auftrag der Gewerkschaften entwickelte Kon-
zeption einer »Wirtschaftsdemokratie« zeigt 
(Naphtali 1928). Und die von dem Marxisten 
Karl Korsch vor dem Hintergrund der Erfah-
rungen der Novemberrevolution entwickelte 
Konzeption einer »industriellen Autonomie«, 

in der er die Produktionsinteressen der Arbei-
terInnen mit den Interessen der Konsumen-
tInnen vermittelt, gehört zu den theoretisch 
anspruchsvollsten Versuchen, die Idee einer 
sozialistischen Gesellschaft auf der Höhe der 
Zeit zu entwickeln, in deren Zentrum nicht 
der Staat als Agent des »Gemeinwohls« steht 
(Korsch 1980: 137-134). Nicht die als staatli-
che Behörde verwaltete Deutsche Post, son-
dern der durch einen mit imperativem Man-
dat ausgestatteten Arbeiterrat verwaltete 
Großbetrieb stand seit der Novemberrevolu-
tion im Zentrum sozialistischer Konzeptionen.

In den 1950er Jahren aktualisierte der Korsch-
Schüler Erich Gerlach diese Gedanken vor 
dem Hintergrund der Auseinandersetzung  
um die Mitbestimmung und der Automatisie-
rungsdebatte, bei der angesichts des giganti-
schen Produktivitätssprungs infolge der Kyber-
netik das Gespenst der Massenarbeitslosigkeit 
an die Wand gemalt wurde. Die automatisierte 
Fabrik führe, so Gerlach, auf lange Sicht zu ei-
ner Spaltung der Arbeiterschaft: Während ein 
Teil der industriellen Tätigkeiten zu technisch 
anspruchsvollen planenden und überwachen-
den Aufgaben aufgewertet würde, wachse 
gleichzeitig die Zahl gering qualifizierter Zuar-
beiten. Unter sozialistischen Vorzeichen sei die 
Automatisierung aber positiv zu bewerten, da 
sie eine radikale Verkürzung der Arbeitszeit 
und eine Demokratisierung der industriellen 
Produktion sowie der Gesellschaft möglich ma-

Sozialismus und Grundgesetz
Gregor Kritidis* wendet die Enteignungsdebatte: Es geht nicht um Verstaatlichung,  
sondern um soziale Demokratie.

trotzdem zu subjektiven Unbehag-
lichkeitsgefühlen der Beschäftigten 
kommen. Die Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAUA) stellt hierzu mehrere hilfrei-

che Handreichungen zur Verfügung 
(www.baua.de).

Raumklima ist ein recht komple-
xes Thema. Deswegen ist es auch Teil 
der vom Arbeitgeber nach § 5 Ar-
beitsschutzgesetz (ArbSchG) durch-
zuführenden Gefährdungsbeurtei-
lung (konkretisiert in ASR V3). Der 
Betriebsrat hat bei der Gefährdungs-
beurteilung grundsätzlich mitzube-
stimmen. Er sollte durchsetzen, dass 
alle Klimafaktoren in angemessener 
Weise in die Gefährdungsbeurteilung 
mit einbezogen werden und die 
Wirksamkeitsprüfung auch anhand 
der subjektiven Wahrnehmung der 
KollegInnen vorgenommen wird. 
Die (nicht verbindliche) Information 
der gesetzlichen Unfallversicherung 
zum Thema Raumklima (DGVU 
215-510) gibt in exemplarischen Fra-
gebögen dafür gute Hinweise.

Die Gefährdungsbeurteilung kann 

ergeben, dass grundlegende, bauliche 
Veränderungen der Arbeitsstätte er-
forderlich sind, um das Raumklima 
zu verbessern. Vielleicht sind Son-
nensegel oder auch weitergehende 
Raumlufttechnik (RLT) einzubauen. 
Für die heißen Monate können in ei-
ner gesonderten Betriebsvereinba-
rung zwischen Betriebsrat und Ar-
beitgeber aber auch besondere 
technische, organisatorische oder 
personelle Maßnahmen vereinbart 
werden. Die Temperaturvorgaben 
der ASR 3.5 können als Anhalts-
punkt genommen werden. Sie kön-
nen für jeden Betrieb aber auch an-
ders definiert werden. Auch sollte 
geregelt werden, wann und wie die 
Temperaturen gemessen werden. 
Konkrete Maßnahmen unterschei-
den sich von Betrieb zu Betrieb, denn 
jede Betriebsstätte ist anders. Beispie-
le sind:

zz das Aufstellen von Ventilatoren,
zz Anwenden von Nachtauskühlung,
zz Vermeiden von direkter Sonnen-

einstrahlung,
zz das Ausschalten bestimmter wär-

metreibender Geräte,
zz Bereitstellen von Getränken zum 

freien Verbrauch,
zz Lockern der Kleiderordnung,
zz mithilfe von Klimasplitgeräten in 

den Pausenräumen Kühlzonen er- 
richten und vermehrte Abkühlpau-
sen ermöglichen oder
zz Anpassen der Arbeits- und Pau-

senzeiten – Arbeitszeitverlagerung, 
sowie der Einsatz von mehr Personal.

Der Betriebsrat kann und sollte im 
Rahmen seines Initiativrechts beim 
Thema Hitze bereits aktiv werden, 
wenn das Thermometer nicht schon 
26 °C überschritten hat. Ein Mitbe-
stimmungsrecht besteht bereits, be-

vor feststeht, ob der Sommer wirk-
lich so heiß wird wie vermutet. Wenn 
es erst mal unerträglich heiß ist, ist es 
meist zu spät.

Hitze am Arbeitsplatz betrifft die 
allermeisten Tätigkeiten und macht 
die Bedeutung eines nachhaltigen Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes für 
jedeN physisch erlebbar. Es ist des-
wegen ein guter Startpunkt für Be-
legschaft und Betriebsrat, um sich 
intensiv mit diesem Thema auseinan-
derzusetzen und dafür zu kämpfen, 
die eigenen Arbeitsbedingungen in 
allen Aspekten gesundheitsgerecht zu 
gestalten.

Quelle: Blog von Recht und Arbeit – Basiswis-
sen für Betriebsräte, www.b.rechtundarbeit.
net, veröffentlicht am 5. Mai 2019.
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che. Die sozialistische Bewegung müsse auf die 
höher qualifizierten ArbeiterInnen als soziale 
Avantgarde setzen und die Freiheitspotentiale 
der automatisierten Fabrik für die gesamte Ge-
sellschaft verwirklichen (Kritidis 2008: 271).

Auch wenn die Frage der Vergesellschaftung in 
der Offenheit, in der sie noch zu Beginn der 
1950er Jahre diskutiert worden war, bald keine 
Rolle mehr spielte – der Gedanke der industri-
ellen Mitbestimmung und darüber hinaus der 
demokratischen Partizipation inner- und au-
ßerhalb der gesellschaftlichen Institutionen 
blieb für die gesellschaftspolitischen Großkon-
flikte der Bundesrepublik prägend. Der Wi-
derstand gegen die fordistische Fabrikdespotie 
und die steigenden Ansprüche der abhängig 
Beschäftigten führten zu einer grundlegenden 
Transformation des Nachkriegskapitalismus. 
Ende der 1960er Jahre bekam die Debatte um 
die Mitbestimmung in der Industrie neue 
Dynamik (»Die Demokratie darf am Werkstor 
nicht enden«). Diese Konflikte fanden einen 
ersten Höhepunkt mit der Novellierung des 
Betriebsverfassungsgesetzes von 1972. Eine 
besondere Schärfe bekamen diese Auseinan-
dersetzungen um die Mitbestimmung in der 
Medienwirtschaft, da die Zeitungsverlage mit 
Klauen und Zähnen ihre Entscheidungsbefug-
nisse verteidigten und allen Formen der Mit-
sprache der JournalistInnen (»innere Presse-
freiheit«) kategorisch entgegentraten (Zeuner 
1972).

Und an den Hochschulen wurde der Kampf 
um die Drittelparität (d.h. die Mitbestim-
mung der Studierenden neben den Mitarbeite-
rInnen und den Professoren) 1976 durch die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
über das niedersächsische Vorschaltgesetz ge-
stoppt (Oertzen 2004: 384-401). Es war der 
Sozialdemokrat Peter von Oertzen, der als 
Wissenschaftsminister die Hochschulreformen 
maßgeblich mit vorangetrieben hatte.

Auch in der Wohnungswirtschaft gab es in 
den 1970er und 1980er Jahren massive Kon-
flikte, die durch umfangreichen spekulativen 
Leerstand ausgelöst wurden. Wie in vielen an-
deren Ländern gingen betroffene soziale Grup-
pen zu Formen der direkten Aktion über und 
besetzten Häuser, die nach harten Auseinan-
dersetzungen (»Für jedes geräumte Haus 1 
Mio. DM Schaden«) teilweise legalisiert wur-
den, d.h. in den kollektiven, genossenschaftli-
chen Besitz der BewohnerInnen übergingen.

Aus heutiger Sicht erscheinen die sozialen Be-
wegungen des 20. Jahrhunderts und ihre Ver-
suche einer umfassenden Demokratisierung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse wie der 
Spuk einer fernen Zeit. Es ist daher wenig 
überraschend, wenn selbst ein Sozialdemokrat 
wie Wolfgang Thierse ein Überschreiten des 
Rahmens kapitalistischer Eigentums- und Pro-
duktionsformen ablehnt und nachträglich die 
Politik der MSPD in der Novemberrevolution 
gutheißt (Thierse 2019). Das bedeutet freilich 
eine völlige Negation der Geschichte der Sozi-
aldemokratie, deren programmatischer Angel-
punkt jahrzehntelang eine Überwindung kapi-
talistischer Verhältnisse gewesen ist und deren 
VertreterInnen das auch immer offen propa-
giert haben. Soziale Demokratie, nimmt man 
den Begriff ernst, bedeutet zweifelsohne, die 
Kernbereiche der Ökonomie der kapitalisti-
schen Verfügung zu entziehen und in demo-
kratisch verwaltetes Gemeineigentum zu über-
führen.

Die drängenden sozialen und ökologischen 
Probleme, die mehr und mehr ins breite Be-
wusstsein treten und die Kritik am Kapitalis-
mus befördern, verleihen dem Nachdenken 
über eine Transformation der kapitalistischen 
Gesellschaft in eine ökologisch und sozial 
nachhaltige, demokratische Form der Verge-
sellschaftung neue Aktualität. Dass die Kon-
zeption einer sozialistischen Gesellschaft auf 

der Höhe der Zeit nur noch in ihren grundle-
genden Motiven mit den Vergesellschaftungs-
vorstellungen des 20. Jahrhunderts zu tun 
haben kann, liegt dabei auf der Hand. Aus-
gangspunkt einer jeden sozialistischen Trans-
formation muss notwendigerweise das bisher 
erreichte Niveau der Entwicklung der gesell-
schaftlichen Produktivkräfte sowie der kapita-
listischen Vergesellschaftung der Arbeit sein. 
Ohne hier auf die Problematik des Marxschen 
Arbeitsbegriffs eingehen zu können, seien dazu 
einige Überlegungen skizziert:

1. Der Ausgangspunkt sozialistischer Konzep-
tionen sollten die realen sozialen Bewegungen, 
also die sozialen, demokratischen, ökologi-
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Inter-
essen existierender Menschen und nicht ir-
gendein abstraktes Allgemeinwohl oder eine 
über den sozialen Gruppen schwebende Ver-
nunft sein, die a priori definiert werden könn-
ten. Zwar stellt die Bekämpfung der ökologi-
schen Krise ein Allgemeininteresse dar, daraus 
leitet sich jedoch nicht der Führungsanspruch 
irgendeiner sozialen oder politischen Gruppe 
mit Definitionshoheit über die einzuschlagen-
den Wege und die anzuwendenden Metho-
den ab.

2. Auch wenn das Ziel einer sozialistischen 
Transformation im Kern auf die Ökonomie 
der Gesellschaft zielt, so wäre es verkürzt, da-
bei von den vorherrschenden Vorstellungen 
von Ökonomie auszugehen. Die Idee und Pra-
xis des Sozialismus lässt sich gerade nicht auf 
Brot- und Butterfragen eines Wurstzipfel-So-
zialismus reduzieren, im Gegenteil, es geht um 
die Umwälzungen aller gesellschaftlichen Be-
ziehungen sowie der Beziehungen der (Welt-)
Gesellschaft zu ihrer ökologischen Umwelt. 
Dazu gehört auch und gerade derjenige Be-
reich, der klassisch als »reproduktiv« und da-
mit der industriellen Ökonomie entgegenge-
setzt gedacht worden ist, nämlich Familie, 
Erziehung und Bildung. Christel Neusüß hat 
mit Marx und gegen Marx gezeigt, dass unbe-
zahlte Arbeit (und damit ökonomische Aus-
beutung) insbesondere in diesem Bereich er-
folgt (Neusüß 2013).  

3. Zwar stellen die Nationalstaaten und die sie 
tragenden Interessengruppen bis auf Weiteres 
die maßgeblichen Akteure der Weltpolitik dar, 
dennoch kann der nationale Staat kein positi-
ver Bezugspunkt emanzipatorischer Bewegun-
gen sein. Eine sozialistische Transformation ist 
eine globale Aufgabe, die eine radikale Demo-
kratisierung aller Institutionen erfordert, die 
dann mit Staatlichkeit im heutigen Verständ-
nis nichts mehr zu tun haben kann. Schon gar 
nicht ist die Eroberung der Staatsmacht, auch 
nicht die mit dem Stimmzettel, der Hebel zur 
Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
(Buckmiller 2001). Damit hängt die Idee einer 
Aufhebung der (theoretisch ohnehin fragwür-
digen) Trennung von Staat respektive Politik 
und Ökonomie zusammen – denn so wie der 
kapitalistische Staat auf der kapitalistischen 

Ökonomie basiert, garantiert der Staat umge-
kehrt kapitalistisches Wirtschaften.

4. Jede sozialistische Demokratisierung ökono-
mischer Prozesse bringt die Notwendigkeit 
umfangreicher, strukturierter Kommunika-
tions- und Planungsprozesse mit sich, die das 
Was, Wie, Wieviel, und Womit von Produk-
tion, Reproduktion und Verteilung zum Ge-
genstand haben. Historisch sind diese Pla-
nungsprozesse überwiegend als zentrale 
Planung gedacht worden, mit der die »Anar-
chie des Marktes« überwunden werden sollte. 
Auch wenn die Digitalisierung selbst Möglich-
keiten zentraler Planung geschaffen hat, von 
denen die zentralen Planungskommissionen 
des Ostblocks nur träumen konnten, so birgt 
dieser Gedanke einen autoritären Kern, der 
von liberaler Seite stets und nicht zu Unrecht 
zurückgewiesen worden ist (Krätke 2003). Die 
heutige Vernetzung von Kommunikationspro-
zessen inner- und außerhalb der Produktion 
macht eine dezentrale, dynamische Herange-
hensweise zudem viel naheliegender: Bereits 
heute findet in Teilbereichen die kommunika-
tive Einbindung der zukünftigen NutzerInnen 
in die Entwicklung von Produkten statt und 
hebt der Tendenz nach eine Trennung von 
KonsumentInnen und ProduzentInnen auf. 
Stefan Meretz hat diese Tendenzen in seiner 
Konzeption einer Commons-basierten Peer-
Produktion theoretisch ausgearbeitet (Meretz 
2011). In den fortgeschrittenen Kernbereichen 
der Ökonomie ist mit dem Siegeszug des 
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antipasti
die deutscheste Bürger-
versicherung wo gibt
Wie es sich für völkische Prediger 
gehört, steht Führer-Anwärter Bernd 
Höcke in sozialpolitischen Fragen gegen 
die marktradikale Sturmabteilung der 
AfD. Unentschieden zwischen diesen 
Lagern ist beispielsweise die Rentenpoli-
tik: Während die einen eine weitere Pri-
vatisierung anstreben, wollen Höcke 
und Co. mehr Absicherung fürs Volk 
und rühren dafür sozialdemokratische 
Konzepte in ihren unappetitlichen Brei. 
Die »Staatsbürgerrente« soll eine Zusatz-
versicherung sein, in die – Stichwort 
Bürgerversicherung – alle einzahlen, 
also auch Freiberufler, Beamtinnen und 
Selbständige. Anspruchsberechtigt soll 
aber nicht sein, wer, wie es bei der 

gesetzlichen Rente gilt, bestimmte Vor-
aussetzungen an Einzahlungsdauer und 
-höhe erfüllt, sondern: der Deutsche als 
solcher. Der Ausländer nicht. Vielleicht 
sollte Höcke sich mal beim Dobrindt 
erkundigen, was die EU von derartigen 
Sonderbehandlungen hält.

streik am 
amazon prime day
Für seine Premium-Kundschaft, die bei-
tragszahlenden Mitglieder der Amazon-
Familie, veranstaltet das Versandhaus 
seit 2015 den Prime Day, an dem beson-
dere Rabatte gewährt und Dönekes wie 
ein großes, nur per Exklusiv-Internet-
Zugang zu sehendes Konzert veranstal-
tet werden. Der Prime Day 2019 
bestand strenggenommen aus zwei Days, 
dem 15. und 16. Juli, und er war in 
mehreren Ländern auch Aktionstag für 
Beschäftigte, die teilweise seit Jahren für 
bessere Arbeitsbedingungen kämpfen. 
In Deutschland wurde laut ver.di an sie-

ben Standorten gestreikt, in den USA 
fanden Aktionen in New York, Seattle, 
San Francisco und Washington statt. 
Gestreikt wurde im Logistikzentrum 
Minnesota, Solidaritätserklärungen 
kamen auch von PilotInnen, die im Auf-
trag von Amazon am Warentransport 
mitwirken. Nicht bekannt ist, ob die 
Premium-Kundschaft beim nächsten 
Prime Day exklusive Streikvideos sehen 
kann.

ausruhen wie in spanien
Auf dem Höhepunkt der letzten Hitze-
welle war vom DGB eine interessante 
Forderung zu hören: Auch in Deutsch-
land müssten ArbeitnehmerInnen bei 
hohen Temperaturen die Möglichkeit 
haben, eine ausgedehnte Mittagspause 
nach spanischem Vorbild zu machen. 
Unternehmen sollten geeignete Räum-
lichkeiten für die Siesta bereitstellen, »in 
denen sie auch einmal für eine Stunde 
die Augen schließen können«, so DGB-

Vorstandsmitglied Annelie Buntenbach 
in einem Interview. Verkehrte Welt: 
Muss man dem Klimawandel nun dank-
bar sein dafür, dass vernünftige Pausen-
regelungen diskutiert werden? 

Bertelsmann-stiftung will 
krankenhäuser schließen
Am 15. Juli hat die Bertelsmann-Stif-
tung eine Studie veröffentlicht, die mehr 
als die Hälfte aller Krankenhäuser in 
Deutschland für überflüssig erklärt – ein 
drastischer Konzentrationsprozess im 
Krankenhausbereich sei sogar notwen-
dig, um Mängel der Versorgungsqualität 
und Personalengpässe beheben zu kön-
nen. Vergleichbare Zahlenspiele werden 
von Gesundheitsökonomen seit Jahren 
angestellt; auch hat die Bundesregierung 
mit dem Krankenhausstrukturfonds 
bereits einen Topf für Maßnahmen 
geschaffen, die dem Abbau von »Über-
kapazitäten« dienen sollen. Das Bündnis 
»Krankenhaus statt Fabrik«, das u.a. von 

ver.di-Gliederungen getragen wird, übt 
Kritik an den Modellrechnungen: Inter-
nationale Vergleiche etwa der Behand-
lungszahlen pro Einwohner seien wenig 
aussagekräftig, wenn nicht die Unter-
schiede in der Abgrenzung ambulanter 
und stationärer Strukturen berücksich-
tigt würden; eine geringere Klinikdichte 
sei in Vergleichsländern wie Dänemark 
weitaus unproblematischer als in Ge -
birgsgegenden; in den Vorbild-Ländern 
seien zudem die Wartezeiten erheblich 
höher. Auch wenn die Schließung klei-
ner Häuser in einzelnen Fällen sinnvoll 
sein könne, sei eine weitere Reduzierung 
der Bettenzahl und eine Entscheidung 
nach betriebswirtschaftlichen Kriterien 
abzulehnen: »Es muss gelten: Ohne 
adäquate Alternative zur Versorgung 
keine Schließung einer Klinik. Wenn 
ein Krankenhaus notwendig, aber nicht 
wirtschaftlich ist, muss es trotzdem 
erhalten und finanziert werden.«
www.krankenhaus-statt-fabrik.de/14428
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Computers als Universalmaschine die Handar-
beit weitgehend von forschenden, planenden 
und entwickelnden Tätigkeiten abgelöst wor-
den (Heins 2014). Die vielbeschworenen Ge-
spenster der Digitalisierung sind daher schon 
längst da, die Spaltung des Arbeitsmarktes in 
hochqualifizierte forschende, überwachende 
und administrierende Tätigkeiten sowie ent-
qualifizierte Dienstleistungstätigkeiten ist 
längst Realität. Es kommt gerade darauf an, 
die Möglichkeiten, die aus der Aufhebung  
der Trennung von Hand- und Kopfarbeit re-
sultieren, zu verwirklichen. Der digitale Kapi-
talismus ist nur als autoritärer Krisenprozess 
denkbar – für die Demokratisierung der Ge-
sellschaft birgt die Digitalisierung aber unge-
heure Möglichkeiten (Gorz 2004).

5. Erst die Entwicklung der Produktivkräfte 
innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft hat 
eine Gesellschaft frei von äußeren Zwängen 
möglich gemacht. Waren alle früheren Gesell-
schaftsformationen von Hunger und Not ge-
prägt, ist es erstmals historisch gelungen, zu-
mindest der Möglichkeit nach alle Menschen 
satt zu bekommen – dass es nicht so ist, ver-
deutlicht den repressiven Charakter des Ka
pitalismus und die Notwendigkeit seiner  
sozialistischen Umwälzung. Erstmals in der 
Geschichte hat die Menschheit die Mittel zur 
Verfügung, ihre Gesellschaft und ihre Umwelt 
selbst zu gestalten – dass diese Gestaltung 
selbstzerstörerisches Potential entfaltet hat, 
liegt nicht in dieser Möglichkeit an sich be-
gründet, sondern in den pathologischen kapi-
talistischen Formen, in denen die Menschen 
ihre Beziehungen zueinander organisieren. 
Hinter diesen Stand der Vergesellschaftung der 
Arbeit und der Entwicklung der Produktiv-
kräfte gibt es kein Zurück.

Gerade weil die Produktivität in schwin-
delnde Höhen gestiegen ist und innerhalb ka-
pitalistischer Verhältnisse auch jenseits kriege-
rischer Auseinandersetzungen ein ungeheures 
Zerstörungspotential entfaltet hat, gerade weil 
die materiellen ökologischen Grundlagen der 
Gesellschaft ebenso wie das individuelle Leben 
endlich sind, wird die weitere Entfaltung der 
gesellschaftlichen Produktivkräfte notwendig 
sein, um die Mittel zur Bewältigung der öko-
logischen Krise und der Schaffung einer nach-
haltigen Kreislaufwirtschaft zu schaffen. Mit 
dem Begriff der Degrowth- oder Postwachs-
tums-Ökonomie ist diese Transformation nur 
unzureichend bestimmt. Es dürfte jedoch 
weitgehend unstrittig sein, dass es ein »Zurück 
zur Natur« nicht geben kann, sondern nur ein 
Vorwärts in eine gestaltete, vom kapitalisti-
schen Profit- und Wachstumszwang befreite 
ökologische Welt (Karathanassis 2015). Eine 
klassische Frage ist dabei die von Technik und 
Technologien, die keineswegs unabhängig von 
gesellschaftlichen Kontexten entwickelt wor-
den sind. Nicht jedoch Technologien als solche 
stellen ein Problem dar, sondern technologi-
sche Entwicklungen unter kapitalistischen Im-

perativen. Eine postkapitalistische Gesell-
schaft, die sich den ökologischen, sozialen und 
kulturellen Anforderungen stellt, wird ihre 
Kräfte in völlig andere Richtungen lenken als 
der gegenwärtige autoritäre Kapitalismus und 
seine Dystopien (Harari 2017). Dass das unter 
anderem bedeuten wird, die großen Industrien 
des Fahrzeugbaus massiv zu verkleinern und 
eine Mobilität zu entwickeln, die auf regenera-
tiven Energien fußt, liegt auf der Hand. Ohne 
eine Vergesellschaftung von BMW wird das 
aber kaum zu sozialverträglichen Bedingungen 
zu haben sein. Ein anderes Szenario liegt daher 
näher: Eine Zerschlagung der Automobilindu-
strien unter der Flagge eines digitalen, »grü-
nen« Kapitalismus (Daum 2017).

In Zeiten, in denen die apokalyptischen 
Szenarien überhand nehmen, scheint es leich-
ter zu sein, sich ein Ende der Welt als ein Ende 
des Kapitalismus vorzustellen. Es kommt da-
her darauf an, die blockierten sozialen Ent-
wurfsphantasien freizusetzen und damit die 
gesellschaftlichen Energien, die notwendig 
sind, um eine klassenlose Gesellschaft zu er-
kämpfen.

*  Gregor Kritidis arbeitet für die Rosa-Luxemburg-Stif-
tung Sachsen-Anhalt und lebt in Magdeburg und Hanno-
ver. Er ist Mitgründer der Griechenland-Solidarität Han-
nover.
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Sie sind bei den gleichen Unternehmen beschäftigt, 
doch sie wissen wenig voneinander – das erschwert die 
Bildung grenzübergreifender Solidarität erheblich und 
erleichtert es Unternehmensführungen, Belegschaften 
gegeneinander auszuspielen und Konkurrenz zu schü-
ren. Das Forum Arbeitswelten (FAW) in Deutschland und 
Globalization Monitor (GM) in Hong Kong / China haben 
eine Studie auf Deutsch und Chinesisch herausgegeben, 
in der ein Erfahrungs- und Informationsaustausch von 
Beschäftigten deutscher Unternehmen mit Produktions-
stätten in China dokumentiert wird, darunter Amazon, 
Daimler, Metro, Alstom u.a. In dem zweijährigen Projekt 
haben Beschäftigte eigene Betriebsfragebögen entwi-
ckelt, ihre Arbeits- und Lebensbedingungen wechselsei-
tig untersucht und sich über die Ergebnisse ihrer »Arbei-
teruntersuchungen« ausgetauscht – nicht nur, um mehr 
voneinander zu wissen, sondern auch, um Spaltungen 
zu verhindern und gemeinsame Interessen in der Ausei-
nandersetzung mit ›ihren‹ Unternehmen zu entwickeln.

Die Broschüre schließt damit auch eine Lücke in den bis-
herigen Forschungen und Publikationen. Über deutsch-
chinesische Handels- und Wirtschaftsbeziehungen wird 
zwar viel geschrieben, doch nur selten aus der Perspek-
tive der ArbeiterInnen.  

Aus dem Inhalt: 

•	 Die deutsch-chinesischen Wirtschaftsbeziehungen
•	 Die allgemeine Lage deutscher Unternehmen in 

China
•	 Leiharbeit in China und Deutschland
•	 Amazon, Metro AG, Daimler AG – drei transnatio-

nale Großunternehmen mit Betrieben in Deutsch-
land und China 

•	 Fallstudien über deutsche Unternehmen mit 
Betrieben in Suzhou, Wuhan und im Perlflussdelta

•	 Austausch und Zusammenarbeit der Beschäftigen 
zwischen China und Deutschland

•	 Perspektiven transnationaler Solidarität auf  
Betriebsebene

Reihe Ränkeschmiede Nr. 25, Broschüre 
DIN A4, farbig, 76 Seiten, 5 Euro

Bezug über: express-afp@online.de oder 
telefonisch: 069-67 99 84

Neu erschienen: Nr. 25

Dringliches

FFF – Feminist Futures  
Festival
Bewegungsfestival in Essen
Vom 12. bis 15. September findet auf 
der Zeche Zollverein in Essen ein femi-
nistisches Festival statt, das dazu dienen 
soll, den Stand widerständiger Bewe-
gung zu reflektieren. »Weltweit gewin-
nen radikale feministische Bewegungen 
an Stärke: Sie kämpfen gegen schlechte 
Arbeitsbedingungen und den Verkauf 
des Gesundheitssystems, gegen Gewalt, 
Rassismus und Umweltzerstörung und 
streiten für soziale Gerechtigkeit für alle. 
Damit sind sie wichtige Gegnerinnen 
der globalen Rechten.« 
Das (noch nicht veröffentlichte, aber 
voraussichtlich sehr umfangreiche) Pro-
gramm soll fünf Themenbereiche abde-
cken: »Die ganze Arbeit«; Reproduktive 
Gerechtigkeit, Familienpolitiken und 

Care; Gewaltverhältnisse und Körperpo-
litiken; Sozial-ökologische Transforma-
tion; Postkolonialer Feminismus und 
Feministische Internationale.
Im Strang zum Thema Arbeit soll es 
»um Arbeit in ihrer gesamten Breite und 
all ihren unterschiedlichen Formen« 
gehen: »unbezahlte wie bezahlte Arbeit, 
entgrenzte und erschöpfende Erwerbsar-
beit, prekarisierte Arbeit oder Arbeit 
unter ganz und gar unsicheren Bedin-
gungen, sichtbare oder unsichtbare Sor-
ge-Arbeit, aber auch ehrenamtliche, 
politische oder Subsistenz-Arbeit und, 
nicht zu vergessen, Erwerbslosigkeit.
Wie uns all das bis zum Umkippen 
beschäftigt und wo speziell Frauen und 
Trans-Personen dabei bleiben, soll unter 
eine feministische Linse kommen. Das 
heißt, wir wollen verschiedene Streiks 
und Kämpfe kennenlernen, über mögli-
che Bündnisse nachdenken, über Visio-
nen zu ‚Arbeit‘ und Tätig-Sein, also 
auch alternative Organisationsformen 

von Arbeit und Zusammenleben disku-
tieren. Was hat die Art und Weise, wie 
wir arbeiten, mit deren Organisation 
innerhalb des Kapitalismus zu tun? Und 
was mit der Teilung der Arbeit zwischen 
den Geschlechtern? Und war es histo-
risch eigentlich immer schon so, dass die 
Arbeit in Fabriken, in der Produktion 
eher ›Männersache‹ ist, während Frauen 
sich eher um Haushalt, Kinder, Alte und 
Kranke kümmern, also um die ‚Produk-
tion des Lebens’? Und wo bleibt eigent-
lich unser Recht auf Faulheit und selbst 
zu gestaltende Zeit? Wie sieht es mit 
aktuellen Beispielen gewerkschaftlicher 
Gegenwehr mit Arbeitsrechten und 
gemeinsamer Organisierung aus?«

Zeit & Ort: 12. bis 15. September 2019, 
Zeche Zollverein, Essen
Veranstalter: Rosa Luxemburg Stiftung, 
Netzwerk Care Revolution, Konzeptwerk 
Neue Ökonomie
Teilnahme: kostenlos; Verpflegung auf 

Spendenbasis; Günstige Unterbringung 
über Schlafplatzbörse / Zeltplatz möglich; 
Kinderbetreuung wird angeboten
Kontakt: femfest@rosalux.org
Weitere Informationen & Anmeldung: 
www.feministfutures.de

Leserliches

Eine exzellente Situation?
Gelbwesten-Broschüre
Die Leipziger Gruppe Translib hat unter 
dem Titel »Une Situation Excellente?« 
eine lesenswerte Broschüre zu der Bewe-
gung der Gelbwesten in Frankreich her-
ausgegeben. Der Untertitel »Beiträge zu 
den Klassenauseinandersetzungen in 
Frankreich« weist auf den analytischen 
Rahmen hin. So wurden neben einer 
eigenen Analyse der Kämpfe auch aus-
gewählte Texte zur und aus der Bewe-
gung übersetzt. Unter anderem setzt 

Samual Hayat die Proteste in Kontext 
zum Konzept der »moralischen Ökono-
mie« von E.P. Thompson, und Joshua 
Clover konkretisiert seine These vom 
Riot als die den Streik ablösende Form 
anhand der Gelbwesten-Proteste. Ein 
zentrales Anliegen ist es, den Klassen-
charakter der Auseinandersetzungen zu 
diskutieren und damit auch über Frank-
reich hinaus einen Ausblick auf kom-
mende proletarische Revolten zur 
Debatte zu stellen. Die Antwort auf die 
Titelfrage fällt nur begrenzt optimistisch 
aus: »Die Situation ist sicherlich nicht 
exzellent, doch dummerweise wohl ent-
scheidend«.

Translib Leipzig: Une Situation excel-
lente? Beiträge zu den Klassenauseinan-
dersetzungen in Frankreich. Leipzig 2019. 
Bezug gegen Versandkosten unter www.
black-mosquito.org/de/une-situation-
excellente-beitrage-zu-den-klassenausein-
andersetzungen-in-frankreich.html

K
evin K
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Eberhard Schmidt: Die verhinderte Neuordnung 1945-
1952, Frankfurt/M. 1970.

Wolfgang Thierse: Gedenken an Luxemburg und Lieb-
knecht: »Eine verlogene Ehrung«. Ostsee-Zeitung v. 
14.1.2019, online unter: https://www.ostsee-zeitung.
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In der schweiz gehen die uhren 
bekanntlich anders – nicht immer 
besonders genau, sondern manchmal 
auch nach. und so fand der schwei-
zer frauenstreik nicht wie andernorts 
zum Internationalen frauentag am 8. 
märz statt, sondern erst am 14. Juni – 
dem Jahrestag des schweizer frau-
enstreiks von 1991. ein »sonderweg«, 
der sich durchaus gelohnt hat, denn 
anders als in deutschland, wo die als 
›streik‹ ausgegebenen proteste vom 
8. märz (siehe Yanira wolf in express 
1/2019 und marianne Garneau in 
express 5/2019) medial kaum als sol-
che erwähnt wurden und die Gewerk-
schaften nur zaghaft mitmachten, hat 
das miteinander von sozialer Bewe-
gung und Gewerkschaft in der 
schweiz tatsächlich zu einem breit 
wahrgenommenen politischen streik 
geführt. tobias hollinger hat die 
ereignisse des tages und darüber 
hinaus zusammengefasst.

Das größte Ereignis, an dem schweizerische 
Gewerkschaften und soziale Bewegungen die-
ses Jahr gemeinsam beteiligt waren, ist unbe-
streitbar der Frauenstreik, der landesweit am 
14. Juni stattgefunden hat. Zum zweiten Mal 
seit 1991 haben Frauen in der Schweiz mit ei-
nem Streik für ihre Rechte demonstriert. Die 
größten Demonstrationen fanden in Zürich 
(mit 160.000 Demonstrantinnen), Basel 
(80.000) und Bern (70.000 Demonstrantin-
nen bei der Abschlusskundgebung und zusätz-
lich über 30.000, die an den Aktionen im Ber-
ner Umland teilnahmen) statt.

Doch nicht nur in den Großstädten gab es 
Kundgebungen, sondern quer durchs ganze 
Land verteilt. Auch in der Ostschweiz und 
Graubünden fanden Demonstrationen und 
Aktionen statt, wenn diese auch von den Me-
dien nicht näher beleuchtet wurden. Immer-
hin 5.500 Demonstrantinnen waren in St. 
Gallen auf der Straße; es dürfte sich hier um 
die größte Demonstration gehandelt haben, 
die St. Gallen in den letzten Jahrzehnten gese-
hen hat. In Chur waren es über 1.200, weitere 
Aktionen fanden in Weinfelden in Boden-
seenähe wie auch in Glarus statt, um nur ei-
nige zu nennen. Insgesamt kann der Erfolg an 
der engen Verzahnung von sozialer Bewegung 
und Gewerkschaftsbewegung festgemacht wer-
den. Hierzu äußerte sich Barbara Rimml 
(Frauenstreikaktivistin und Mitglied der Ge-
werkschaft Unia) folgendermaßen: 

»Es war dieser riesige Aufmarsch, der mich 
beeindruckt hat. Aber auch die Vielfältigkeit, 
ersichtlich an den vielen selbst gemalten Plaka-
ten mit verschiedenen Anliegen. Beeindruckt 
hat mich auch, dass es ein sehr generationen-
übergreifender Streik war – Töchter, Mütter, 
Großmütter – alle waren dabei. Sowohl im 

Streikkollektiv als auch dann am Tag selbst auf 
der Straße. Es war ein sehr friedlicher, eupho-
rischer und lauter Tag.«

Innerhalb der Streikkollektive gab es eine kon-
struktive Zusammenarbeit, und auch schon 
im Vorfeld fanden medienwirksame Aktionen 
statt. Beispielsweise wurden am 8. März in 
Zürich Straßennamen geändert und so aufge-
zeigt, wie der Kampf um Respekt für Frauen 
im öffentlichen Raum geführt werden kann. 
Diese Aktion wurde im Rahmen des 14. Juni 
auch in weiteren Städten der Schweiz aufge-
griffen und fortgeführt. In Basel wurden nach 
dem Frauenstreik zwei Kündigungen gegen am 
Streik beteiligte Frauen ausgesprochen, die je-
doch aufgrund der landesweiten Solidarität 
und des Drucks der Gewerkschaften zurück-
genommen werden mussten.

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund 
brachte sich mit der Forderung »Lohn.Zeit.
Respekt!« programmatisch in die Bewegung 
ein. Die Forderung nach Lohngleichheit 
dockte direkt an die Equal Pay-Bewegung an, 
wirkte auf einer breiten Basis mobilisierend 
und entsprach offenbar progressiven Tenden-
zen im gesellschaftlichen Diskurs. Schon im 
September 2018 fand in Bern eine zentrale De-
monstration unter dem Hashtag #ENOUGH 
statt, für die über 20.000 Frauen mobilisiert 
werden konnten.

Die Forderung nach mehr Zeit konkreti-
sierte sich auf dem Feld der Care-Arbeit, z.B. 
durch die Forderung nach einer Beendigung 
der Rufbereitschaft und nach mehr Zeitauto-
nomie für Menschen in Pflegeberufen. Care-
Arbeit ist bekanntlich ein Bereich, in dem vor-
rangig Frauen arbeiten. Zugleich ist sie, vor 
allem in der Alten- und Langzeitpflege, ein 
wichtiger Wachstumsmarkt im privaten Be-
reich. Der Öffentliche Dienst – in der Schweiz 
Service Publique genannt – wird hierdurch im-

mer mehr unter Druck gesetzt, mit in der 
Folge sehr schwierigen Arbeitsbedingungen.

Die Forderung nach mehr Respekt konnte 
ebenfalls an den aktuellen Diskurs im Rahmen 
der #metoo-Kampagne anknüpfen und wen-
det sich gegen Gewalt gegen Frauen, speziell 
im Arbeitskontext. 

Diese Rahmenforderungen bewegten sich 
im Rahmen aktueller gesellschaftlicher De-
batten und hegemonialer Positionen und er-
möglichten so eine große gesellschaftliche An-
schlussfähigkeit. Die Gewerkschaften konnten 
über ihre klassische Klientel hinaus auch 
Frauen in gewerkschaftsfernen Milieus anspre-
chen. Dies ermöglichte dem SGB sowie den 
Teilgewerkschaften, auf breiter Basis zu mobi-
lisieren. Gerade der Gewerkschaft Unia kam 
hier eine besondere Bedeutung zu. Die Ge-
werkschaft, die den Tertiärsektor, die Industrie 
sowie Bau und Gewerbe betreut, ist mit knapp 
200.000 Mitgliedern die größte Gewerkschaft 
der Schweiz und betreut zudem mit dem 
Dienstleistungssektor auch das Gros der be-
troffenen Frauen.

Es zeigt sich also, dass im Gegensatz zu 
Deutschland die Gewerkschaftsbewegung in 
der Schweiz den 8. März und die globalen 
Frauenstreik-Diskussionen nicht als eine läs-
tige Pflichtübung sah, sondern als eine Mög-
lichkeit, in der Breite zu mobilisieren. Dieses 
Potential konnte dann genutzt werden, um 
den Frauenstreik am 14. Juni als Großereignis 
des Jahres aufzubauen und so den Forderun-
gen mehr Gewicht zu verleihen. Gerade von 
gewerkschaftlicher Seite ist es gewünscht, dass 
entstandene Netzwerke erhalten bleiben und 
so themenbezogen und kontinuierlich weiter 

zusammengearbeitet werden kann. Dies be-
trifft z.B. auch die Kooperation mit autono-
men Frauengruppen, die ein Manifest mit 
deutlich weitergehenden Forderungen verfasst 
hatten. Die »Systemfrage« wird hier auch we-
gen der »systemimmanenten« Aufrechterhal-
tung des Patriarchats gestellt. 

Die weitere Entwicklung der Zusammenar-
beit und die Ausweitung des gewerkschaftli-
chen Aktionsfeldes bleiben auch in Zukunft 
interessant. Hierbei dürfte vor allem die Erhal-
tung der Netzwerke und Gruppen die größte 
Herausforderung sein, da diese konzeptionell 
auf die Durchführung des Frauenstreiks aus-
gerichtet waren.

Die Beteiligung der Gewerkschaftsbewe-
gung scheint bis jetzt eine Erfolgsgeschichte 
zu sein. Die Gewerkschaften konnten ihre 
Themen gut positionieren und haben sich 
produktiv in die programmatische und prakti-
sche Umsetzung des Frauenstreiks eingebracht. 
Hierdurch war es möglich, dass soziale Bewe-
gung und Gewerkschaften gegenseitig vonein-
ander profitierten. Die Gewerkschaft gewann 
durch die flexible Herangehensweise und me-
dienwirksame Inszenierung der sozialen Bewe-
gung , während die soziale Bewegung durch 
professionelle Organisationen unterstützt 
wurde. Formell unorganisierte Frauen wurden 
mit Milizerinnen (Ehrenamtliche i.d. Schweiz, 
Anm. d. Redaktion) und Hauptamtlichen in 
den Gewerkschaften verzahnt aktiv. Es stellten 
sich viele Gemeinsamkeiten heraus und so 
kann man einer weiteren Zusammenarbeit 
eine gute Prognose stellen. Dazu beigetragen 
hat sicher auch, dass von Anfang an darauf 
geachtet wurde, dass in den Frauenstreikkol-
lektiven die Frauen aller Organisationen, ob 
formell oder informell, gleichberechtigt mitei-
nander gearbeitet und gestritten haben. Dies 
sollte grundsätzliche Machtgefälle zwischen 
autonomen Frauengruppen und professionel-
lem, gewerkschaftlichen Apparat verhindern. 
Selbstverständlich gab es hier schon rein struk-
turell und von den unterschiedlichen Arbeits-
weisen her Reibungspunkte, die im Nachgang 
noch näher betrachtet und analysiert werden 
müssen. Doch dieser Ansatz und die gemein-
same Arbeit trugen – schon das Ergebnis der 
Mobilisierung spricht hierbei Bände. Barbara 
Rimml hält fest: »Eine Stärke dieser Streikbe-
wegung fand ich, dass alles so offen und hori-
zontal war und es viel Platz hatte – es gab kein 
zentralistisches Streikkomitee, das von oben 
herab irgendwelche Dinge durchgab, sondern 
es war ein sehr kreativer Prozess, den wir hier 
in der Region so gestalteten, wie wir es selbst 
wollten. Ich fand es positiv, dass die Gewerk-
schaften diesem Prozess Raum ließen, ihn mit-
gestalteten und sich am Tag selbst mit ihren 
Fahnen und seriell hergestellten Transparenten 
zurückhielten.«

Es kann konstatiert werden, dass der Frauen-
streik für die soziale Bewegung der Schweiz 
ebenso wie für die Gewerkschaftsbewegung 
einen immensen Erfolg darstellt, der aber nur 
ein Startschuss gewesen sein kann. Dies be-
deutet, dass dieser Kampf verstärkt in die Ge-
sellschaft und vor allem in die Betriebe getra-
gen werden muss.

* Tobias Hollinger ist Politikwissenschaftler und arbeitet 
als Trainee in der Unia-Region Ostschweiz-Graubünden.

wenn frau will, steht alles still
Tobias Hollinger* über den Frauenstreik am 14. Juni in der Schweiz
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Umstrittenes Streikrecht
Auch in der Schweiz gehen die Meinungen 
darüber, ob Frauen zur Durchsetzung gleich-
stellungspolitischer Anliegen streiken dürfen, 
auseinander. Das Streikrecht hat seit 1999 
Verfassungsrang. Ein genauer ausbuchsta-
biertes Arbeitskampfgesetz gibt es nicht. 
Einigkeit zwischen Arbeitgeberverbänden 
und Gewerkschaften besteht noch darin, 
dass im Geltungsbereich eines Gesamtar-
beitsvertrages (entspricht in etwa einem Tarif-
vertrag) die Friedenspflicht gilt – aus Sicht 
der Gewerkschaft VPOD (Öffentlicher Dienst) 
bindet sie aber nur die unterzeichnenden 
Organisationen und nicht jede Beschäftigte 
individuell. Einschränkungen sind laut VPOD 
nur bei Rettungsdiensten, Feuerwehr und der-
gleichen zulässig oder wenn die Erfüllung 
von Betreuungs- oder Fürsorgepflichten ge-
fährdet ist. Die Gewerkschaft in ihrem Flug-
blatt: »Die Erfahrung des Frauenstreiks von 
1991 hat klar gezeigt: Je mehr Frauen sich 
beteiligen, desto kleiner ist das Risiko.«
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Wir kennen das, was die US-amerika-
nische Journalistin Sarah Lazare im 
Folgenden beschreibt, zur Genüge, 
vor allem in den Diskussionen um die 
Kohlereviere, den Hambacher Forst, 
Ende Gelände! usw.: Auf der einen 
Seite stünden die Öko-AktivistInnen, 
auf der anderen die gewerkschaftlich 
organisierten ArbeiterInnen, die – vor 
allem wegen der Arbeitsplätze – ein 
gegenläufiges Interesse hätten. Aber 
stimmt dieses Bild? Sarah Lazare 
spricht von einer Instrumentalisierung 
gegen Umweltpolitik bzw. konkret 
den »Green New Deal«. Vielleicht 
macht sich auch hierzulande mal 
jemand die Mühe, die Medienbericht-
erstattung dahingehend zu analysie-
ren... der express nimmt entsprechen-
de Manuskripte dankend entgegen!

Um die schlimmsten Folgen der Klimakrise 
abzuwenden, müssten mindestens 80 Prozent 
der Kohlereserven in der Erde bleiben, besagt 
eine konservative Schätzung der Zeitschrift 
Nature. Das bedeutet, dass die Bergleute in der 
Kohleförderung ihre Branche vollständig ver-
schwinden sehen werden. Die Resolution für 
einen Green New Deal, die von den Abgeord-
neten Alexandria Ocasio-Cortez (Repräsentan-
tenhaus) und Ed Markey (Senat) vorgelegt 
wurde und die die gesamte Ökonomie zur Be-
kämpfung der Klimakrise mobilisieren soll, 
verlangt einen »gerechten Übergang«, der gute 
Arbeitsplätze für Bergleute garantiert. Manche 
bestehen darauf, dass dieser gerechte Übergang 
schon jetzt beginnt, daher unterstützen sie den 
American Miners Act.

Der Gesetzentwurf, der dem Senat am 3. 
Januar vorgelegt wurde, schützt die Renten 
von über 100.000 Bergleuten, deren Pensions-
fonds in der Finanzkrise 2008 dezimiert 
wurde. Er rettet darüber hinaus die Kranken-
versicherungsleistungen von Bergleuten, deren 
Unternehmen im vergangenen Jahr pleitege-
gangen sind.

Über diesen Gesetzentwurf oder beglei-
tende Initiativen im Repräsentantenhaus er-
fährt allerdings nichts, wer die New York 
Times, die Washington Post oder Politico, drei 
einflussreiche Veröffentlichungen im politi-
schen Establishment, liest. Keine von ihnen 
hat über diese Initiativen berichtet oder sie 
auch nur erwähnt, seit sie Anfang Januar vor-
gelegt wurden, obwohl sie von der Gewerk-

schaft United Mine Workers of America 
(UMWA) und profilierten UnterstützerInnen 
wie Bernie Sanders, Elizabeth Warren und 
Ocasio-Cortez mitgetragen wird.

Die genannten Veröffentlichungen haben 
allerdings den Bergleuten und ihren Gewerk-
schaften beachtlichen Platz eingeräumt, um 
andere Erzählungen zu verbreiten. In den vier 
Monaten vom 25. Februar bis 25. Juni haben 
die drei Zeitungen 34 Artikel und Meinungs-
beiträge veröffentlicht, die Bergleute und ihre 
Gewerkschaften thematisieren. Zusammenfas-
send zeichnen sie Bergleute als eine Quelle von 
Wählerstimmen und unterstellen, dass die ein-
zige politische Motivation dieses Blocks ist, 
sich einer Umweltpolitik in den Weg zu stel-
len, die zur Schließung von Bergwerken führt.

Sieben dieser Texte behandeln den Nieder-
gang der Kohlebranche oder die jüngsten  
Unternehmensfusionen, ohne den American 
Miners Act zu erwähnen. Sieben weitere be-
handeln Versuche der Demokraten, sich den 
Kohle-Bergleuten anzunähern. Einer erwähnt 
steigende Suizidraten unter Bergleuten im 
mittleren Westen, einer beinhaltet einen knap-
pen Hinweis auf einen Bergarbeiterstreik vor 
mehr als einem Jahrhundert. Lediglich einer 
rückt die heutigen Anliegen der Bergleute be-
züglich ihrer Arbeitsbedingungen in den Mit-
telpunkt: ein Artikel über Quarzstaub als Ur-
sache einer neuerlichen Häufung von 
Staublungen-Erkrankungen, der von Reuters 
erstellt und von der New York Times nachge-
druckt wurde. Und nur einer diskutiert, wie 
der Green New Deal Bergleute unterstützen 
könnte.

Die mit Abstand häufigste Referenz war die 
Darstellung von Bergleuten als konservative 
Wählerschaft. Diese insgesamt 16 Texte setzen 
entweder die Lebensbedingungen von Berg-
leuten gegen entschiedene Klimapolitik, stel-
len die Unterstützung regressiver Politiken, 
zum Beispiel von Deregulierungen in der Um-
weltpolitik, durch die Bergleute dar, oder zei-
gen Bergarbeiter, die Trump unterstützen. 
Wenn Bergleute sich gegen progressive Politik, 
insbesondere gegen Umweltpolitik ausspre-
chen, wird ihnen wahrscheinlich eine Platt-
form geboten. Wenn sie Forderungen aufstel-
len, die ihr tägliches Überleben betreffen, 
stehen sie allein da.

Politico und Washington Post haben der Op-
position von Bergleuten und Gewerkschaften 
gegen den Green New Deal mit drei entspre-
chenden Artikeln erheblichen Raum gegeben. 
Im Gegensatz dazu argumentierte nur ein 
855-Wörter-Kommentar in der Washington 
Post für eine Unterstützung des Green New 
Deal durch Bergleute.

Prolls gegen Ökos?
Die Medien instrumentalisieren Bergleute, um den Green New Deal zu attackieren –  
und ignorieren ihren Kampf für eine Rente – Von Sarah Lazare*

Begleitend zu den aktuellen 
Protestaktionen bei amazon 
veröffentlichte die US-ameri-
kanische Zeitung Labor Notes 
diesen Erfahrungsbericht. Die 
Redaktion schreibt einleitend: 
LagerarbeiterInnen und Tech-
nikerInnen im ganzen Land 
sind während der jährlichen 
»Prime Day«-Rabattschlacht 
des Unternehmens am 15. und 
16. Juli in Aktion getreten, in 
Minnesota sogar in den Streik. 

Hier beschreibt ein Lagerar-
beiter aus Chicago seine Ar-
beitsbedingungen. 30 Mitar-
beiterInnen aus der dortigen 
Nachtschicht haben am Mor-
gen des 16. Juli gemeinsam 
ihren Vorgesetzten aufge-
sucht, um Klimaanlagen, 
Krankenversicherung und Zu-
lagen am Prime Day zu for-
dern.

Meine Arbeit im Amazon-Lager na-
mens Delivery Station DCH 1 (zwi-
schen den Stadtteilen Little Village 
und Pilsen in Chicago gelegen) ist 
eine Erfahrung absoluter Respektlo-
sigkeit und völliger Missachtung un-
serer Gesundheit und unserer Men-
schenwürde. Krisen sind die Regel. 
In meiner zweiten Arbeitswoche ist 
eine Frau wegen Dehydrierung in 
Ohnmacht gefallen. Der Bereichslei-
ter kam nicht einmal von seiner 
Plattform herunter, als ihr von den 

NotfallsanitäterInnen in den Kran-
kenwagen geholfen wurde.

Monatelang gab es an den meisten 
Tagen kein Wasser in den Kühl-
schränken. Die Wasserspender waren 
regelmäßig leer und immer dreckig 
(diese Sätze stehen in der Vergangen-
heit, weil der Autor und andere Ar-
beiterInnen in dem Lager eine Peti
tion organisiert haben, die den 
Arbeitgeber dazu brachte, für eine 
beständigere Wasserversorgung zu 
sorgen, d. Hrsg.). Im unglaublich 
heißen und stickigen Hauptarbeits-
bereich gibt es nach wie vor keine 
Klimaanlage. Wir werden zu einem 
derart hohen Arbeitstempo angehal-
ten, dass wir beim Versuch, mitzuhal-
ten unsere Knie und Rücken kaputt 
machen. In meiner dritten Woche 
entlud ich zusammen mit einem Kol-
legen einen LKW. »Wir müssen 

schnell machen, oder sie schreien uns 
an«, sagte er, als er an einem gut zwei 
Meter hohen Stapel mit  vollen Pake-
ten zog.

Die Mauer aus Kisten kam zu Fall, 
und ein Paket mit dem Aufkleber 
»Schwer« traf ihn in der Leistenge-
gend. Er kippte für einige Sekunden 
um, stand dann wieder auf und hink-
te rüber, um trotz seiner Schmerzen 
weiter Pakete zu bewegen.

Die sanitären Anlagen sind unzu-
reichend und waren ständig außer 
Betrieb, was uns dazu zwang, mobile 
Toiletten  zu benutzen, als würden 
wir acht Stunden am Tag bei einem 
Open Air-Konzert arbeiten. Und erst 
nachdem im Juni ein Feuer ausgebro-
chen war, merkte das Management, 
dass die meisten ArbeiterInnen in 
unserem Lager nie an einer Feuer-
schutzübung teilgenommen oder 

Amazon: 
Warum ich aktiv werde
Bericht von Terry Miller*, Lagerarbeiter in Chicago
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die Wall Street geschickt habt. Denen habt ihr 
aus der Patsche geholfen«, rief Roberts vom 
Podium. »Was ist mit den Leuten in Amerika, 
die für ihr Überleben arbeiten? Was ist mit  
denen, die Amerika ihre Gesundheit geopfert 
haben?«

Die Pressekonferenz hätte auch Gelegenheit 
geboten, über Allianzen zwischen Bergleuten 
und VerfechterInnen des Green New Deal zu 
berichten. Tatsächlich sprach Sara Nelson, 
Vorsitzende der Flugbegleitergewerkschaft 
AFA und entschiedene Unterstützerin des 
Green New Deal, bei der Pressekonferenz. 
»FlugbegleiterInnen sind hier, zusammen mit 
den Bergleuten, um sicherzustellen, dass Kran-
kenversicherung und Rente der Bergleute ge-
schützt werden«, sagte sie. »Die haben sie ver-
dient.«

In einem Interview mit In These Times im 
Mai betonte Nelson die Notwendigkeit einer 
breiten Unterstützung für das Gesetz. »Wir 
müssen Druck machen für eine Gesetzgebung, 
die Amerikas Versprechen von Rente und Ge-
sundheitsversorgung an die Bergleute einlöst«, 
sagte sie, »und sich außerdem der Staublunge 
annimmt – es ist das absolute Minimum für 
ein Zeichen des guten Willens, dass dieser Pro-
zess der Bekämpfung des Klimawandels eine 
Verbesserung des Lebens der Bergleute bringen 
wird und keine Verschlechterung«.

Während Gewerkschaftsbewegung und  
KlimaaktivistInnen sich mit der schwierigen 
Frage herumschlagen, wie ein Übergang weg 
von einer Ökonomie der fossilen Brennstoffe 
aussehen kann, der die ArbeiterInnen nicht 

	 Übersehene 
blau-grüne Allianzen

Bei den Green New Deal-Artikeln lohnt sich 
ein genauerer Blick, denn sie etablieren das 
Bild einer unüberwindlichen Trennung zwi-
schen elitären KlimaaktivistInnen und Arbei-
terInnen, die nur irgendwie über die Runden 
kommen wollen. Am 12. März brachte die 
Washington Post die Schlagzeile »AFL-CIO 
kritisiert den Green New Deal und nennt ihn 
›weder erreichbar noch realistisch‹.« Im Mittel-
punkt des Beitrags stand ein gemeinsamer 
Brief des Vorsitzenden der United Mine Wor-
kers of America, Cecil Roberts, und des Vorsit-
zenden der International Brotherhood of Electri-
cal Workers, Lonnie Stephenson, im Namen 
des Energiekomitees der AFL-CIO (Dachver-
band der US-Gewerkschaften, Anm. d. Ü.), 
der sich gegen den Green New Deal wandte.

Als Roberts allerdings am 8. Mai beim Ca-
pitol Hill demonstrierte, um auf die existenti-
elle Bedrohung für die Lebensumstände ver-
renteter Bergleute aufmerksam zu machen, 
war die Washington Post still. Gemeinsam mit 
der Alliance of Retired Americans, der Associa-
tion of Flight Attendants und mehreren Mit-
gliedern des Kongresses trat Roberts leiden-
schaftlich für die oben erwähnte Vorlage, den 
American Miners Act ein. Der American Mi-
ners Act würde für einen Finanztransfer in die 
Rentenkasse der UMWA sorgen, ein Segen für 
ArbeiterInnen, deren Sozialleistungen durch 
die große Rezession bedroht wurden. »Wir ha-
ben nichts von dem Geld gesehen, das Ihr an 
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auch nur Anweisungen bekommen 
hatten, was im Brandfall zu tun ist.

Durstig und ignoriert

»Wir sind ihnen egal«, sagte meine 
Kollegin (nennen wir sie Ida), wäh-
rend sie mir gegenüber Pakete vom 
Transportband zog. Ich hatte gerade 
zum zweiten Mal um Wasser gebe-
ten, während ich an einer Position 
arbeitete, die ich nicht verlassen durf-
te – und mich sehr schnell bewegen 
musste, um alle mir zugewiesenen 
Pakete zu erwischen, die in einem 
endlosen Strom über das Band ka-
men. Es war heiß, und ich hatte 
Durst. Ich hatte vor über einer Stun-
de um Wasser gebeten. Die Schicht-
führerin hatte gesagt, sie würde sich 
darum kümmern, tat es aber nicht. 
»Aber ich frage doch nur nach Was-

ser«, sagte ich. »Du hörst mir nicht 
zu«, sagte Ida. »Wir sind ihnen egal.« 
Ida arbeitet seit fast zwei Jahren in 
dem Lager, länger als nahezu alle an-
deren, die noch da sind. Ich war 
kaum drei Monate dabei – aber von 
den 20 Leuten, die mit mir zusam-
men eingestellt wurden, waren weni-
ger als fünf übrig geblieben.

Der »Aufsichts«-Effekt

Ida hatte recht. Ich hatte das schon 
an meinem zweiten Arbeitstag gese-
hen. Ich war für das Sortieren von 
Paketen zwischen engen Regalreihen 
eingeteilt, die »Zellen« genannt wer-
den. Ich war für gerade einmal fünf 
Minuten in der Zelle und damit be-
schäftigt herauszufinden, wie meine 
Ausrüstung funktioniert, als sich eine 
Stimme aus einem Funkgerät näher-

te. »Zwei Zellen weiter ist jemand, 
der nicht arbeitet.« Eine Vorgesetzte 
steckte ihren Kopf in meine Zelle 
und fragte, was nicht stimme. Ich 
sagte ihr, dass meine Ausrüstung ka-
putt ist. Das Funkgerät knisterte wie-
der: »Werden sie 250 Pakete in der 
Stunde scannen? Keine Ausreden 
mehr. Sieh zu, dass du sie wieder an 
die Arbeit kriegst.« Das ist eine übli-
che Reaktion von Vorgesetzten, wenn 
sie an unserer Arbeit etwas auszuset-
zen haben. In der Regel bieten sie 
keine Hilfestellung oder sinnvolle 
Lösungen – sie schreien uns einfach 
an, wir sollten schneller und härter 
arbeiten.

Während ich die Zelle verließ, um 
mir funktionsfähige Ausrüstung zu 
besorgen, schaute ich nach oben und 
sah, wo die Stimme im Funkgerät 

herkam: von einer zehn Meter in die 
Höhe gefahrenen Plattform, auf der 
ein Aufseher mit Überblick über die 
gesamte Lagerhausfläche stand, der 
die Führungskräfte unten per Funk 
anwies, uns anzuschreien, damit wir 
schneller arbeiten. Der Eindruck 
vom »Plantagenaufseher« wird noch 
dadurch verstärkt, dass 90 Prozent 
der ArbeiterInnen in diesem Lager 
Schwarze oder Latinos sind, während 
das Management mehrheitlich weiß 
ist.

Wir ArbeiterInnen sind diejeni-
gen, die dieses Lager am Laufen hal-
ten und dafür sorgen, dass all die 
Amazon-KundInnen ihre Pakete in 
zwei Tagen oder schneller bekom-
men. Wir wissen, was wir brauchen, 
um diese Arbeit in Würde und ohne 
uns selbst zu verletzen zu machen, 
und wir wissen was uns zusteht. 

Amazon versucht, uns mit einer gele-
gentlichen Pizza-Party, mit Süßigkei-
ten, Eis am Stiel, Gutscheinen, die 
nur für Klamotten mit Amazon-Logo 
verwendet werden können, kleinen 
Preiswettkämpfen und pubertären 
Possen wie dem »Trag verrückte So-
cken-Tag« zu beschwichtigen. Aber 
wir sind keine Kinder, die sich mit 
symbolischen Preisen und Aktionen 
manipulieren lassen. Wir haben un-
sere eigenen Kinder zu ernähren und 
Rechnungen zu zahlen.

Übersetzung: Stefan Schoppengerd

*  Terry Miller ist das Pseudonym eines Arbei-
ters im Amazon-Lager DCH1 in Chicago. Er 
verschweigt seinen richtigen Namen aus Angst 
vor Vergeltungsmaßnahmen des Manage-
ments.
Quelle: www.labornotes.org/2019/07/ama-
zon-warehouse-worker-why-im-taking-action

einfach zurücklässt, bleiben große Medien in 
einer reduktionistischen Trennung von »Elite 
gegen Produktionsarbeiter« gefangen. In These 
Times-Autorin Michelle Chen wies darauf 
hin, dass diese falsche Dichotomie einen Poli-
tico-Artikel mit dem Titel »Wut der Arbeiter 
über Green New Deal empfängt Präsident-
schaftsanwärter in Kalifornien« vom 1. Juni 
durchzieht. In dem Text wird Jack Pitney zi-
tiert, der als »Veteran der Politikanalyse in Ka-
lifornien und Professor der Politikwissenschaft 
am Claremont McKenna College« vorgestellt 
wird.

Er spricht von einem »warnenden Beispiel« 
für die Demokraten, die sich erinnern sollten, 
dass »West Virginia bis ins Jahr 2000 als tief-
blau galt« (also als Bundesstaat mit demokrati-
scher Mehrheit, d. Ü.). Doch dann nutzte der 
republikanische Wahlkampfstratege Karl Rove, 
der für den Kandidaten George W. Bush arbei-
tete, die Tatsache, »dass die Demokraten Al 
Gore als Kandidat aufgestellt hatten, also den 
Autor des Buches ›Wege zum Gleichgewicht‹« 
– eine Tatsache, die nicht gut zu Bergleuten 
passe, wie Pitney uns erinnert.

Der Beitrag zitiert ungenannt bleibende 
Bergleute als Warnung an die Demokraten: 
Wenn ihr mit dem Green New Deal Wahl-
kampf macht, werdet ihr die Wahlen verlieren. 
Aber die Realität ist nicht so schlicht. Es trifft 
zwar zu, dass Gewerkschaftsführungen im 
Bau- und Bergbaugewerbe Kritik oder deutli-
che Opposition gegen den Green New Deal 
zum Ausdruck gebracht haben, doch repräsen-
tieren sie weder die Gesamtheit der Gewerk-
schaftsbewegung noch alle ihre Mitglieder an 
der Basis. Stanley Sturgill, Bergmann in Rente, 
sagte zu mir beim People’s Climate March 
2014: »Ich habe 41 Jahre unter Tage gearbeitet 
und ich habe eine Staublunge. Es fällt mir ehr-
lich gesagt schwer zu atmen, um zu dieser 
Bühne zu kommen. Ich demonstriere heute, 
weil ich eine große Zukunft für meine Familie, 
für Appalachia und für diese Welt will. Ich 
habe die Vision einer Welt, in der meine Kin-

der, Enkel und Urenkel gute Arbeitsplätze ha-
ben können, um ihre Familien zu ernähren 
und ohne Wasser, Luft, Land oder Klima zu 
schaden.«

Tatsächlich kam eine Umfrage des Think 
Tanks Data for Progress im Juni zu dem Er-
gebnis, dass »Gewerkschaftsmitgliedschaft ei-
ner der Faktoren ist, die am deutlichsten mit 
der Unterstützung der Green New Deal-Poli-
tik und ihrer zugrundeliegenden Deutungs-
muster korrelieren.«

Manche Gewerkschaften, lokale Gliederun-
gen und Bündnisse haben ihre Unterstützung 
deutlich gemacht, darunter die Service Emplo-
yees International Union (SEIU), der Gewerk-
schaftsrat der südkalifornischen Counties San 
Diego und Imperial, die AFL-CIO von Maine 
und die Los Angeles Federation of Labor. Ge-
werkschafts- und Klimagruppen haben zusam-
mengearbeitet, um einen Meilenstein der Kli-
magesetzgebung durch die Legislative New 
Yorks zu bringen, teilweise dank der Unter-
stützung durch die New York State Amalgama-
ted Transit Union, das Teamsters Joint Coucil 16 
und das Local 1108 der Communication Wor-
kers of America. Umwelt- und Gewerkschafts-
gruppen haben lange versucht, bewegungs-
übergreifendes Vertrauen und Solidarität 
aufzubauen, Jahre bevor der Green New Deal 
eingebracht wurde.

Die Black Mesa Water Coalition zum Bei-
spiel hat in Arizona lange an der Organisie-
rung von Unterstützung in Bergarbeiterge-
meinden für einen gerechten Abschied von der 
Kohle gearbeitet. Die Gruppe Kentuckians for 
the Commonwealth organisiert Bergleute und 
ihr Umfeld, einschließlich derer mit Staub-
lunge, um sich gegen die Förderung fossiler 
Brennstoffe einzusetzen, basierend auf der Op-
position gegen den Klimawandel und gegen 
die gesundheitszerstörenden Auswirkungen 
des Kohlebergbaus. Die Organisation spricht 
seit mindestens einem Jahrzehnt über die Not-
wendigkeit eines gerechten Übergangs. Und 
das heißt, dass den Bergbauregionen ein Teil 

der Anerkennung dafür gebührt, dieses Kon-
zept voranzubringen. In den ehemaligen Berg-
arbeitersiedlungen Lynch und Benham unter-
stützt die Organisation BewohnerInnen dabei, 
Vorstellungen eines gerechten Übergangs zu 
erneuerbarer Energieerzeugung zu entwickeln 
und dafür zu kämpfen, indem sie etwa gegen 
die Abtragung von Bergspitzen protestieren 
oder Häuser dämmen.

Aber die wahrscheinlich eklatanteste Lücke 
in dem Politico-Artikel vom 1. Juni ist die Un-
fähigkeit, die Interessen abzuwägen. Ob man 
einen Green New Deal unterstützt oder nicht, 
ist keine Frage der politischen Strategie zur 
Gewinnung von WählerInnen oder gewerk-
schaftlicher Unterstützung bar jedes Kontex-
tes. In dem IPCC-Report der Vereinten Natio-
nen, der im Oktober veröffentlicht wurde, 
wird geschätzt, dass wir noch zwölf Jahre ha-
ben, um die Klimaerwärmung unter der 1,5 
Grad-Marke zu halten und so hunderte Milli-
onen Menschen vor fürchterlicher Umweltzer-
störung, Armut und Tod zu retten. Diese Krise 
trifft arme und arbeitende Menschen am här-
testen, insbesondere jene im globalen Süden, 
die bereits sehen können, wie ihre Gesellschaf-
ten durch sich verstärkende Stürme, Trocken-
heit und den Anstieg des Meeresspiegels ent-
wurzelt werden. Bergleute, die bei der gefährli- 
chen Förderung fossiler Brennstoffe vorne 
dabei sind, sind davon nicht ausgenommen.

Zwar betont ein Artikel in der Washington 
Post vom 7. Mai die Dringlichkeit der Klima-
krise, bevor er die Sorge formuliert, dass sie 
»Kohle-Bergleute den Arbeitsplatz kosten« 
könnte. Erwähnenswert ist auch der Kom-
mentar aus der Washington Post vom 19. Ap-
ril, der den Green New Deal gegen Kritiker 
wie den Republikaner Garland »Andy« Barr 
verteidigt, der Ocasio-Cortez als Mitverfasse-
rin der Resolution herausgefordert hatte, in 
seinen Wahlkreis zu kommen.

»Der Green New Deal behandelt besonders 
die Notwendigkeit der Unterstützung von 
Menschen in Regionen, die von der Abkehr 
von fossilen Brennstoffen betroffen sein wer-
den«, stellt der Artikel fest. »Er fordert zur 
Lenkung von Investitionen in deindustriali-
sierte Regionen auf, die anderenfalls mit dem 
Übergang weg von den Treibhausgas-intensi-
ven Branchen ihre Schwierigkeiten haben 
dürften.«

Der 855-Wörter-Kommentar dürfte aller-
dings wenig dazu beitragen, die Erzählung von 
den konservativen, anti-ökologischen Kohle-
Bergleuten auszugleichen, die in vielen ande-
ren Texten bestärkt wird. Dieser einseitige 
Blick trägt zu dem Eindruck bei, dass die 
Kluft zwischen Bergleuten und Klimaaktivis-
tInnen unmöglich zu überbrücken sei.

»Bergleute sind hier nicht der Feind; ich 
glaube, dass die Presse sie so darstellt«, sagt Joe 
Uehlein, der Vorsitzende des Labor Network 
for Sustainability, einem Bündnis aus Gewerk-
schafts- und Umweltgruppen. »Aber sie sind es 
nicht. Sie sind potentielle Verbündete, wenn 
wir unseren Hirnschmalz auf einen tatsächlich 
umfassend ›gerechten Übergang‹ verwenden 
und dafür kämpfen.«

Um diese Transformation zu erreichen, wird 
es eine nuancierte Darstellung und Respekt 
gegenüber den Bergleuten brauchen, die unter 
ausgetrockneten Pensionsfonds leiden. Etwas, 
wovon einflussreiche Medien durchaus mehr 
vertragen könnten.

Übersetzung: Stefan Schoppengerd

* Sarah Lazare ist Online-Redakteurin bei In These 
Times (inthesetimes.com). Dort ist der Text unter dem 
Titel »The Media uses Coal Miners to attack the Green 
New Deal – Then Ignores Their Pension Fight« erschienen.
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Wie streiken gegen Outsourcing und 
Befristungen? Wie ist die Rechtspre-
chung und wie erreichen wir eine 
Ausweitung des Streikrechts? Um  
diese Fragen zu diskutieren, organi-
sierte die Berliner »Kampagne gegen 
Outsourcing & Befristungen« am 
08.06.2019 eine Veranstaltung in der 
MedienGalerie im traditionsreichen 
Haus des Buchdruckers.

Neben dem Rechtsanwalt Benedikt 
Hopmann waren die Betriebsräte 
Mario Kunze (Vivantes Service 
GmbH), Daniel Turek (Charite Facility 
Management) sowie Raphael Kamps 
(Wombat‘s City Hostel) und Charlotte 
Ruga vom Frauenstreik München ein-
geladen.

Im ersten Teil gab Benedikt Hopmann mit ei-
nem sehr detaillierten Vortrag einen Überblick 
über das herrschende Streikrecht in der BRD. 
Die Entwicklung des Streikrechts ist ein »elen-
des Kapitel deutscher Nachkriegsrechtspre-
chung«, so Benedikt Hopmann. Die Ein-
schränkung  des Streikrechts wurde in den 
50er Jahren durch ein Gutachten des Juristen 
Hans Carl Nipperdey entschieden. Nipperdey 
hatte bereits die Anpassung des Arbeitsrechts 
an den Nationalsozialismus betrieben. Als Prä-
sident des Bundesarbeitsgericht entschied er 
1955: »Arbeitskämpfe sind im Allgemeinen 
unerwünscht, da sie volkswirtschaftliche Schä-
den verursachen« (BAG v. 28.1.1955, Az.: GS 
1/54). Das im Grundgesetz definierte Streik-
recht der Gewerkschaften müsse beschränkt 
werden. Es müsse als Ultima Ratio, also als 
letztes Mittel begriffen werden.

Vor dem Hintergrund des KPD-Verbots in 
den 1950ern und der Klassenkämpfe und zu-
nehmenden Demonstrationen in den 1960ern 
wurde auch die Teilnahme an »verbands-
freien«, also an nicht von den Gewerkschaften 
außerhalb der Friedenspflicht ausgerufenen 
Streiks verboten.

Und so entschied das BAG 1963: »Das 
Mittel des Streiks ist eine scharfe Waffe. Das 
verbietet es, das Streikrecht Personen oder 
Gruppen anzuvertrauen, bei denen nicht die 
Gewähr dafür besteht, dass sie nur in dem ver-
tretbaren Umfang davon Gebrauch machen 
werden. Eine solche Gewähr ist bei den einzel-
nen Arbeitnehmern, den Mitgliedern der Be-

legschaften als solchen oder nichtgewerk-
schaftlichen Gruppen von Arbeitnehmern 
nicht gegeben.« 

Fazit also: das Grundrecht auf Streik ist in 
der BRD unerwünscht. Die Gewerkschaften 
erhielten die Rolle einer Ordnungspolizei, die 
mit ihrem Aufruf darüber entscheiden, ob ein 
Streik als rechtmäßig betrachtet wird oder 
nicht. Ohne Gewerkschaftsaufruf gilt ein Ar-
beitskampf als illegal.

Klimastreik, Frauenstreik, der Aufruf zum glo-
balen Streik für den 20. September … das 
Thema »politischer Streik« ist heute sehr ak
tuell, aber die breitere Diskussion in der Öf-
fentlichkeit darüber soll verhindert werden! So 
machte auch z.B. Wirtschaftsminister Altmaier 
den streikenden SchülerInnen klar: was ihr 
macht, ist verboten, politische Streiks gibt es 
hier nicht. Ein Verbot des politischen Streiks 
ist unvereinbar mit dem Recht auf Meinungs- 
und Versammlungsfreiheit, betonte Benedikt 
Hopmann, und völker- und europarechtlich 
umstritten. 

Es gibt Beispiele, wo politische Streiks in 
der BRD einfach geführt wurden: 1996 griff 
die Kohl-Regierung die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall mit einer Gesetzesänderung an, 
es gab zahlreiche Streikaktionen. 25.000 Ar-
beiterInnen bei Daimler-Benz legten etwa die 
Arbeit nieder. Ein anderes Beispiel: Gegen die 
Rente mit 67 riefen 2007 Vertrauensleute 
(nicht die Gewerkschaft) zu Protesten und Ak-
tionen während der Arbeitszeit auf.

Auch bezüglich der betrieblichen, tarifli-
chen Kämpfe gibt es Beispiele, wo die Grenzen 
des Streikrechts offen überschritten wurden: 
Bei Orenstein & Koppel Berlin streikte die 
Belegschaft 2006 107 Tage gegen drohende 
Verlagerung, indem sie bewusst auf Forderun-
gen verzichtete, die die Verlagerung enthalten 

und für eine tarifliche Regelung, nämlich ei-
nen Sozialplan mit sehr hohen Abfindungen 
streikte. Das Ziel war, die Auslagerung so teuer 
zu machen, dass es sich für das Unternehmen 
nicht mehr lohnt.

Ein anderes Beispiel ist der Poststreik 2015. 
Damals verzichtete ver.di auf die Auslagerung 
als Forderung und forderte eine Arbeitszeitver-
kürzung auf 36 Wochenstunden. Auf diese 
Forderung könne aber verzichtet werden, so 
ver.di damals offen, wenn die Post auf das 
Outsourcing verzichtet. Auch hier wurde das 
Ziel nur indirekt benannt, um es in einer (›er-
laubten‹) tariflichen Forderung zu verpacken.

Nach der europäischen Sozialcharta ist eine 
gemeinsame kollektive Arbeitsniederlegung 
ohne Aufruf einer Gewerkschaft und ohne ta-
rifliches Ziele zulässig. Auch das Bundesar-
beitsgericht hat mehrmals zugegeben, dass die 
Beschränkung auf tarifliche Ziele einer Über-
prüfung bedarf, bis heute ist aber dazu keine 
Entscheidung gefällt.

Ein spannendes Beispiel ist das der Bremer 
Daimler-KollegInnen, die die Arbeit ohne 
Aufruf einer Gewerkschaft niederlegten, um 
gegen die Ausweitung von Leiharbeit und 
Werkverträgen zu demonstrieren. Die Werks-
leitung verschickte 761 Abmahnungen. Einige 
Kollegen klagten und wollen erkämpfen,  
dass das durch Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz ge-
schützte Recht auf Streik nicht auf die Durch-
setzung von Tarifforderungen begrenzt bleibt.1

Im Zweiten Teil der Veranstaltung diskutierten 
die Beschäftigten über ihre aktuelle Situation 
und Kämpfe. Zunächst berichtete Daniel Tu-
rek (CFM) über die zunehmende gewerk-
schaftliche Organisierung in der Charité, die 
er als wesentliche Voraussetzung für zukünf-
tige Streiks bzw. Kämpfe sieht. Die KollegIn-
nen bei der CFM kämpfen für die Rückfüh-

rung und Wiedereingliederung in die Charité. 
Ihr Ziel ist die hundertprozentige Angleichung 
an das Lohnniveau in der Charité. »TVÖD für 
Alle« ist das Motto, »Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit«. Eine Auslagerung muss zu teuer wer-
den, so dass die Tochtergesellschaft auch aus 
wirtschaftlichen Gründen wieder zurück in die 
Mutter eingegliedert werden muss.

Raphael Kamps, Betriebsrat beim Wombat’s 
City Hostel, berichtete über die laufenden 
Proteste bei Wombat’s. Als Antwort auf die  
erfolgreiche Betriebsratsarbeit und Organisie-
rung der KollegInnen für ihre Rechte haben 
die Geschäftsführer verkündet, dass sie das 
Hostel Ende August einfach schließen werden 
(siehe express 4/2019, S. 2). Der Betriebsrat 
und die KollegInnen wollen versuchen, einen 
Sozialtarifvertrag zu erkämpfen und die Berli-
ner Landesregierung in die Pflicht nehmen. 

Sowohl in der Charité CFM und bei Wom
bat‘s liefen die Streiks bisher relativ erfolglos. 
Bei beiden Belegschaften wurde mangelnde 
Unterstützung der Gewerkschaften beklagt.

Charlotte Ruga, Hebamme und organisiert im 
Frauenstreik München, ist überzeugt, dass sich 
das Streikrecht nur verändern lässt, wenn wir 
in den Betrieben mehr Druck erzeugen! 

Im Gegensatz zur BRD wurde z.B. in der 
Schweiz der Frauenstreik von den Gewerk-
schaften deutlich stärker unterstützt (siehe den 
Beitrag von Tobias Hollinger in dieser Aus-
gabe). In der BRD sei es sehr schwierig, das 
Thema in die Gewerkschaften zu tragen, zum 
Teil seien die Gewerkschaftsführungen auch 
komplett dagegen. Aber die Forderungen in 
den Betrieben werden politischer. Die Wut in 
den Krankenhäusern erhöht sich, und damit 
auch die Streikbereitschaft. Ohne die Gewerk-
schaften geht es nicht, so Charlotte Ruga: 
»Wir brauchen die Gewerkschaften – sie sind 
das Organ, wir sind diejenigen, die streiken, 
und entscheiden müssen wofür.«

Bei der anschließenden Publikumsdiskussion 
wurde die Rolle der Gewerkschaften als Ord-
nungsfaktor kritisiert. Die Gewerkschaften 
seien in der Sozialpartnerschaft verwurzelt und 
stünden nicht wirklich hinter unseren Streiks. 
Mit bürokratischen Vorwänden würden 
Streiks nicht stattfinden oder verhindert wer-
den, bzw. wenn gestreikt wird, dann nur 
punktuell oder als kurzer Warnstreik. 

Wir müssen die Debatte breit in die ge-
werkschaftliche Basis tragen, aber wir sollten 
auch nicht ewig warten und hoffen, dass wir 
Unterstützung durch unsere Gewerkschaften 
bekommen. Statt zu versuchen, die Gewerk-
schaften zu reformieren, sollten wir unsere 
Kräfte so einsetzen, um auch wirklich was an 
unseren Arbeitsbedingungen zu verbessern, so 
weitere Wortmeldungen in der Diskussion.

Voraussetzung für eine Verbesserung des 
Streikrechts ist der gemeinsame Kampf und 
ein offensives Hinwegsetzen über das Verbot. 
Es zwingt uns keiner, auf einen Gewerk-
schaftsaufruf zu warten. Wir können uns an 
den Fridays For Future ein Beispiel nehmen. 
Was wäre möglich, wenn den SchülerInnen 
die Angestellten in den Kitas, die Lehrkräfte 
im öffentlichen Dienst einfach folgen?

*  Vera Musmann ist aktiv in der BAGA (Berliner Aktion 
gegen Arbeitsunrecht).

Anmerkung:
1	 Siehe auch Dossier im Labournet dazu http://www.

labournet.de/branchen/auto/auto-daimler/daimler-
bremen/druck-bei-daimler-wegen-streikteillnah 
me/?cat=7695 sowie Gerhard Kupfer: Streik und Men-
schenwürde. Der Kampf Bremer Mercedes-Arbeiter 
gegen Werkverträge und Leiharbeit. VSA-Verlag, 
Hamburg 2017.

Wie streiken gegen 
Outsourcing und Befristungen? 
Ein Veranstaltungsbericht von Vera Musmann*

Die Veranstaltung wurde organisiert von der 
Hochschulgruppe Organize:strike, Berliner 
Aktion gegen Arbeitgeberunrecht, der BVG-
Basisgewerkschaftsgruppe Verdi aktiv und 
Solidarity with Workers of Wombat’s Hostel 
Berlin, die gemeinsam in der »Kampagne 
gegen Outsourcing & Befristungen« aktiv 
sind. Die Kampagne gegen Outsourcing & 
Befristung besteht aus aktiven Beschäftigten 
von Töchter- und Mütterfirmen in Berliner 
Landesbetrieben sowie StudentInnen und 
verschiedenen Aktiven. Sie fordern die sofor-
tige Rückführung aller ausgelagerten 
Beschäftigten sowie ein Verbot von Befristun-
gen. Die Kampagne ist zum 1. Mai 2019 in 
die Öffentlichkeit getreten. 

Näheres hier: https://outsourcingstoppen.
wordpress.com/

Weitere Veranstaltungen sind geplant, um 
die Fragen zu diskutieren, die sich im Kampf 
gegen Auslagerung, prekäre Beschäftigung 
und Befristungen in Berlin stellen und uns 
darin vorwärts bringen.

Roger Smith_Parking Lot_cc by nc nd 2.0
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Oskar Negt, der am 1. August 85 
Jahre alt wird, legt soeben unter dem 
Titel »Erfahrungsspuren. Eine auto-
biographische Denkreise« den zwei-
ten Band seiner Autobiografie vor. Er 
berichtet darin über seine intellektu-
elle Entwicklung nach dem Abitur, 
seine berufliche Karriere, seine aka-
demischen Förderer und Lehrer so-
wie seine Tätigkeit als Lehrender in 
der gewerkschaftlichen Bildung und 
als Professor an der Hochschule, aber 
auch sein politisches Engagement im 
SDS und danach im Sozialistischen 
Büro. Er verbindet dabei Berichte 

über persönliche Erfahrungen in die-
sen verschiedenen gesellschaftlichen 
Sphären mit überaus pointierten po-
litischen Urteilen des politischen 
Zeitgenossen – als Professor wie als 
Citoyen trat er für die »Verknüpfung 
von Aufklärung, Orientierung und 
Emanzipation in Prozessen der poli-
tischen Bildung« ein.

Im ersten Kapitel unternimmt 
Negt einen kurzen Überblick über 
die wichtigsten Stationen seines Le-
bens als Erwachsener, die er dann 
vom zweiten Kapitel an ausführlicher 
beschreibt. Aber bereits das Ein-

gangskapitel skizziert die Perspektive 
seines Denkens und Handelns. Beide 
stützen sich immer auf den »Erfah-
rungszusammenhang« als »Leitlinie 
der Sinnvermutung« – »nach oben« 
orientiert am »Reflexionsvorrat« der 
großen Philosophen von Platon und 
Aristoteles über Kant und Hegel bis 
zu Marx und zur Frankfurter Schule, 
»nach unten« zu den Erfahrungen 
des Alltags.

Zur »Frankfurter Schule« gehör-
ten für Negt nicht nur Horkheimer, 
Adorno, Marcuse und Habermas, 
sondern ganz selbstverständlich auch 

Rosa Luxemburg, Georg Lukács, 
Karl Korsch und Lelio Basso, weil sie 
alle der »Ethik des Intellektuellen« 
verpflichtet waren und an Theorien 
arbeiteten, die »gleichzeitig Anleitun-
gen zum Handeln« anboten.

Nach dem Abitur ging Negt 1955 
zum Jurastudium nach Göttingen 
und verirrte sich – auf Empfehlung 
eines seiner Gymnasiallehrer – in 
eine schlagende Verbindung. Da 
fühlte sich Negt, der seine Prägung 
als Sohn eines ostpreußischen Bauern 
und aufrechten Sozialdemokraten 
bewahrte und nie verleugnete, mehr 
als nur unwohl: »Ich wollte nicht 
dazu gehören.« 

Von Marx kannte er damals im-
merhin das, was die hervorragende 
Ausgabe der Frühschriften durch 
Siegfried Landshut hergab. Und das 
genügte, um zu erkennen, dass in 
Verbindungskreisen nur »die Restau-

ration alter Herrschaftsverhältnisse« 
zu erwarten war.

Er verließ Göttingen und die Ver-
bindung »Holzminda« 1956, zog 
nach Frankfurt und trat dem SDS 
bei, in dem er einen Marx-Arbeits-
kreis mitbegründete und sich damit 
auf eine »Denkreise« begab, »auf der 
es um überzeugende und verlässliche 
Formen des Sozialismus ging«. 1959 
wurde er in Adornos Hauptseminar 
aufgenommen, in dem 90 Prozent 
der Teilnehmer dem SDS angehör-
ten. In diesem Seminar hielt er ein 
sich über drei Sitzungen hinziehen-
des Referat, das Adornos damaliger 
Assistent Jürgen Habermas ebenso 
lobte wie Adorno selbst.

Negts Karriere im SDS verlief 
nicht so erfolgreich. Wegen seiner 
Kontakte zu Dresdener Studierenden 

Die Schwerkraft der Verhältnisse – in unserem 
eigenen Leben und Denken, in unserem Blick 
auf ein anderes Morgen – ist es, die allem zu-
erst einmal Kontur gibt, ein Fundament legt. 
Sich daran abzuarbeiten, gibt dem Gedanken 
der Emanzipation den Stich, auf den es an-
kommt. »Erfahrungsorientierung« heißt das 
umständlich und schwerfällig, so als sollte 
diese Schwerkraft auch noch sprachlich spür-
bar sein. Das ist gut so. 

Da wird einer fünfundachtzig. Er hat in sei-
nem angespannten Leben aufgegriffen, gewen-
det, durchdacht, weitergetragen, festgehalten, 
auf den Punkt gebracht und Spuren gelegt in 
eine Zukunft, die uns allen einmal »Heimat« 
sein soll. Ein Linker, ein Sozialist, einer, dem 
wir viel zu verdanken haben: Oskar Negt hat 
am 1. August Geburtstag. Das ist eine Gele-
genheit, diesen Dank öffentlich auszuspre-
chen. 

Die Öffentlichkeit ist kein beliebiger Ort. 
Öffentlichkeit und öffentliches Denken waren 
für Oskar Negt unabdingbar für alles, was ihn 
bewegt und wofür er buchstäblich gekämpft 
hat. Wo Öffentlichkeit aus welchen Motiven 
auch immer eingeschränkt wird, da geht es an 
die Substanz der Sache, da wird sie angegrif-
fen. Nicht zufällig gehört das von ihm und 
Alexander Kluge 1972 herausgegebene Werk 

»Öffentlichkeit und Erfahrung. Zur Organisa-
tionsanalyse von bürgerlicher und proletari-
scher Öffentlichkeit« zu den grundlegenden 
Schriften der beiden Autoren. Öffentlichkeit 
zu einer Organisationsform der Erfahrung zu 
entwickeln und dafür eine gegenüber der bür-
gerlichen Öffentlichkeit aufklärende Sprache 
zurückzugewinnen, das war vor fast fünfzig 
Jahren ein starkes Interesse.

Muss Oskar Negt in diesen Betrachtungen 
zu seinem Geburtstag vorgestellt werden? Viel-
leicht doch mit wenigen Worten, denn schnell 
werden Urteile im Theoriestreit gefällt, ohne 
auf den Menschen und den lebenslangen Pro-
duktionsprozess zu schauen, in dem »Theo-
rien« mit einem Anspruch auf Gültigkeit ent-
stehen. Oskar Negt wurde sein Lebensglück 
nicht in den Schoß gelegt. 

Er wurde am 1. August 1934 in Ostpreu-
ßen geboren und wuchs dort auf einem Klein-
bauernhof auf. Er war das jüngste Kind in ei-
ner großen Familie. 1945 musste er mit zwei 
Schwestern nach Dänemark fliehen. In der 
Nähe von Ostberlin fand die Familie wieder 
zusammen, noch einmal auf einem Bauernhof. 
Eine zweite Flucht in den Westen ließ ihn 
nach über zwanzig Jahren »ankommen«. 
Schulbesuch in Oldenburg, wissbegierig da-
mals schon, in Göttingen in ein Studium ge-
stolpert, das auf der Suche nach der aufklären-

den Intellektualität in Frankfurt bei Max 
Horkheimer und Theodor W. Adorno und als 
Assistent bei Jürgen Habermas den ihn prä-
genden Inhalt gefunden hat. Von 1970 bis zur 
Emeritierung lehrte er an der Universität Han-
nover und fand in dieser Stadt seinen Lebens-
mittelpunkt. 

Wer über sein reiches und immer wieder 
spannungsgeladenes Leben mehr erfahren will, 
kann sich in die beiden autobiographischen 
Bände vertiefen: »Überlebensglück. Eine auto-
biographische Spurensuche« (2016) und »Er-
fahrungspuren. Eine autobiographische Den-
kreise«, 2019 erschienen. Mit »Spuren«, dem 
scheinbar so bescheidenen Wort, bewegt sich 
das Denken von Oskar Negt auf den von 
Ernst Bloch hinterlassenen Baustellen. »Ich 
bin. Aber ich habe mich nicht. Darum werden 
wir erst.« So beginnen die literarischen Minia-
turen in den 1930 und dann erweitert 1959 
erschienen »Spuren« von Ernst Bloch. Und an 
anderer Stelle heißt es noch einmal: »… denn 
der Mensch ist etwas, was erst noch gefunden 
werden muß«. Es stünde uns gut an, uns auf 
diesen »Spuren« weiterzubewegen und eigene 
zu hinterlassen. 

In der »Spurensuche« und der »Denkreise« 
stellt sich uns Oskar Negt in privater Beschei-
denheit und als anspruchsvoller Intellektueller 
vor. Er bewegt sich durch die Geschichte der 

Philosophie, vor 
allem der Philo-
sophie von Kant, 
Hegel und Marx, 
und demonst-
riert, wie in asso-
ziativen Kreisen 
zum Kern der  
Sache gefunden 
wird, ja nur so 
gefunden werden 
kann. Theoreti-
sche »Zusam-
menhänge« wer-
den argumentativ 
hergestellt, zwin-
gend und doch 
offen für das 
Weiterdenken. 
Die Attraktivität 
der »Frankfur- 
ter Schule«, die 
durch Oskar 
Negt in Hanno-
ver erhalten 
blieb, als in 
Frankfurt schon 
kein Hahn mehr 
nach ihr krähte, 
spricht als At-

traktivität des Denkens und des Umgangs mit 
den scheinbar dümmsten Dingen hier aus fast 
jeder Zeile. Adorno und Horkheimer, so ver-
schieden beide letztlich waren, sind die Lehr-
meister und werden uns durch Oskar Negt 
immer wieder beispielhaft nahegebracht. 

Oskar Negt mit diesem Glückwunsch zu 
würdigen, kann nur heißen, ihn ernst zu neh-
men mit der erklärten Absicht, von ihm zu ler-
nen. Daher soll hier der Versuch unternom-
men werden, an einigen Kategorien das 
gedankliche Gebäude auszuschreiten, das in 
über fünfzig Jahren errichtet wurde, an seinem 
unvollendeten »Hausbau der Vernunft« we-
nigstens gedanklich mitzuwirken. Können 
»Erfahrung«, »Interesse«, »Emanzipation« und 
natürlich das »exemplarische Lernen« diese 
Kategorien sein? Sind sie die Kategorien, die 
uns in eine andere Gegenwart führen, mit de-
nen begrabene Hoffnungen und Utopien frei-
gelegt werden, um sprachliche Bilder zu ver-
wenden, die in dieser oder in einer anderen 
Form seinem Denken den besonderen Klang 
geben, das dieses Denken auszeichnet? Es soll 
versucht werden.

Über ein weites Feld bewegen wir uns, wenn 
wir uns auf »Erfahrung« einlassen und in ihr 
das Potential sehen, das in gesellschaftlichen 
Bewegungen das jeweilige Herrschaftsgefüge 
verschieben kann. Eine machtvolle Kategorie 
ist die »Erfahrung«; aus ihr das herauszuschä-
len, was das Herrschaftsgefüge zusammenhält, 
aber erst recht auch das, was dieses Gefüge in-
frage stellt, es brüchig machen kann, ist eine 
anspruchsvolle theoretische Anstrengung. Sie 
in die gewerkschaftlich Bildungsarbeit zu 
überführen, das war die Idee von Oskar Negt 
mit seinem Konzept des »exemplarischen Ler-
nens«. Eine Neuorientierung nahm hier ihren 
Anfang, die weit über die Gewerkschaften  
hinaus inzwischen tief in das Verständnis von 
Bildung eingedrungen ist. Die Stärkung des 
»subjektiven Vermögens«, auch des auf Verän-
derung gerichteten Arbeitsvermögens, war die 
erklärte Absicht. 

Rückblickend sind es für Oskar Negt fünf 
»Erfahrungszusammenhänge«, in denen er sich 
als »politischer Intellektueller« bewegt und 
sein eigenes Profil gefunden hat: die Philoso-
phie bei Horkheimer und Adorno und die sie 
auszeichnende Dialektik von Theorie und Pra-
xis in der Frankfurter »kritischen Theorie«; die 
gewerkschaftliche Bildungsarbeit; die »Theo-
riearbeit« im Sozialistischen Deutschen Stu-
dentenbund und in der Studentenbewegung; 
die Politik der Neuen Linken, die im Sozialis-
tischen Büro über viele Jahre eine produktive 

Oskar Negt zum Fünfundachtzigsten
Betrachtungen zu seinem Geburtstag – und über den Tag hinaus – von Edgar Weick

Ein Theoretiker des Alltags
Rudolf Walther* rezensiert der Biografie zweiten Teil  
von Oskar Negt

Fortsetzung auf Seite 14 oben 
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Verankerung gefunden hat, und nicht zuletzt 
ein anderes Erleben von Kindheit in »Alterna-
tivschulen« wie beispielsweise dem Schulpro-
jekt »Glocksee« in Hannover. Der Begriff der 
»Erfahrung« bekommt in diesem Rückblick 
ein lebensgeschichtliches Gewicht, das Politi-
sche seines Lebens wird damit umrissen. 

»Interesse« ist vom Begriff der Erfahrung 
nicht zu trennen. »Erkenntnisinteresse« bildet 
sich in der Aufarbeitung der Erfahrung aus. 
Interesse bringt Bewegung in diesen Prozess, 
steuert ihn und gibt ihm Richtung und Ziel. 
Aufrechter Gang wird eingeübt bei der Aneig-
nung der Fähigkeiten, die Verhältnisse zu be-

greifen, in denen ich mich behaupten muss, 
um sie verändern zu können. Auf konkrete 
Praxis ist dieses Interesse gerichtet. Es ist nicht 
zu leugnen: Das alles geht nicht ohne Leiden-
schaft, ohne das Leidenschaftlichwerden in der 
Theorie selbst. Oskar Negt ist ein leidenschaft-
licher theoretischer Kopf, in seinem Reden 
und Schreiben, in seinem öffentlichen Auftre-
ten und in seinen Überzeugungen. 

Großgeschrieben, buchstäblich, und kämpfe-
risch hineingetragen bis in die letzten Winkel 
der Gesellschaft wird von ihm der Gedanke 
der Emanzipation. Kein blumiges Bild eines 
sich befreienden Menschen und einer freien 
Gesellschaft wird da präsentiert. Der Gedanke 
der Emanzipation ist dem menschlichen Den-
ken eigen, wirkmächtig in der Geschichte der 
Philosophie seit der Antike. So wird uns diese 
Geschichte nahe gebracht, so wird Kant, He-
gel, Marx gelesen, so wird Philosophie weiter-
geschrieben, in den eigenen »Lebenszusam-
menhang« hinein, so wird Philosophie für den 
»Erfahrungsgebrauch« tauglich gemacht. 

Oskar Negt legt Wert auf den Hinweis, dass 
bereits Kant in seiner Schrift »Was heißt: Sich 
im Denken orientieren?« betont hat, dass bei 
den abstraktesten und grundlegenden Begrif-
fen eine »Beimischung des Bildes« notwendig 
sei. Veranschaulichung würden wir das heute 
nennen. Und so wird auch politisch gedacht, 
wenn Politik als ein Produktionsprozess ver-
standen wird. Wie kommt das Politische zu-
stande, wer ist daran beteiligt, wer ist davon 
ausgeschlossen, welche Interessen setzen sich 
durch? Fragen über Fragen, bei denen man 
sich nicht gleich an der nächsten Antwort fest-
halten darf. Bertolt Brecht wird zitiert: »Der 
Lernende ist wichtiger als die Lehre«.

Wie kann das Lernen und Nachdenken ein-
münden in Handeln, in Praxis, in Aktion, wie 
kann »Reflexionszeit« in »Aktionszeit« überge-
hen? Im Hintergrund dieser Fragen steht bei 
Oskar Negt immer wieder die berühmte 11. 
Feuerbach-These von Karl Marx, die heute 
noch in der Eingangshalle der Humboldt-Uni-
versität zu lesen ist: »Die Philosophen haben 
die Welt nur verschieden interpretiert, es 
kömmt darauf an, sie zu verändern«. »Vermitt-
lungsarbeit« ist es auch hier, die geleistet wer-
den muss – mit einem Arbeitsbegriff, der weit 
über das traditionelle Verständnis von Arbeit 
hinausgeht. Analyse, die Zuspitzung der Be-
trachtungsweise, die Aufhellung von Wider-
sprüchen, das Herausarbeiten der Potentiale, 
die über das Bestehende hinausweisen, das  
Anpacken und Zugreifen, alles ist hier schon 
mitgedacht. Auf Verändern ist das Denken an-
gelegt, das Denken selbst ist schon ein »Haus-
bau« der Möglichkeiten mit einem humanen 
Gehalt. 

»Soziologische Phantasie und exemplari-
sches Lernen. Zur Theorie und Praxis der  
Arbeiterbildung« ist der Titel einer kleinen 
Schrift von Oskar Negt, die einmal eine eigene 
Wirkungsgeschichte in der Bildungsarbeit der 
IG Metall bekam, bis dem Apparat das wach-
sende Selbstbewusstsein der gewerkschaftli-
chen Vertrauensleute in den Betrieben zu weit 

ging und dem Konzept der Bildungsobleute 
ein Ende bereitet wurde. Das zu beschreiben, 
das wäre einer eigenen Betrachtung wert. Un-
vergessen bleibt für mich die Tagung in der 
Heimvolkshochschule Lambrecht in der Pfalz 
im September 1966, auf der das Manuskript 
vorgestellt und diskutiert wurde. Der Text war 
ein großer Wurf. 

An Martin Wagenschein orientiert, für den 
allerdings das »exemplarische Lernen« im Un-
terricht nur ein fächerübergreifendes didakti-
sches Prinzip war, ist hier die Konflikt- und 
Klassenerfahrung der Ausgang eines Lernpro-
zesses, einer spezifischen »Produktionsform« 
der Verarbeitung von Realität und der Ausein-
andersetzung mit dieser Realität in politisch-
praktischer Absicht. Eine inhaltlich bestimmte 
Methode wird begründet und entwickelt, mit 
der die in den Gewerkschaften verbreitete tra-
ditionelle Funktionärsschulung überwunden 
werden soll. Es ist die dialektische Methode 
der Kritik der politischen Ökonomie, die 
Marx in den Grundrissen von 1857 beschrie-
ben hat, die diesem Konzept zugrunde liegt, 
ein Erkenntnisprozess, »vom Abstrakten zum 
Konkreten aufzusteigen«, »eine Art des Den-
kens, sich das Konkrete anzueignen«. Die An-
eignung des Konkreten als eine »Einheit des 
Mannigfaltigen« zu begreifen, das ist die be-
sondere Anstrengung, die unternommen  
werden muss. Nicht politische Wahrheiten 
sollen verkündet werden, wie das gängige Pra-
xis war, sondern zu Einsichten in die gesell-
schaftlichen Herrschaftsverhältnisse soll durch 
ein Begreifen der Erfahrungen gefunden wer-
den. Das war der Grundgedanke des »exemp-
larischen Lernens« mit einem offenen, immer 
wieder neu zu begründenden Blick in die  
Zukunft. 

Zusammenhänge herstellen, darum ging es 
in diesem Konzept der Arbeiterbildung. Der 
Blick durch »soziologischer Phantasie« auf 
diese Zusammenhänge befreit von ideologi-
scher Verhaftung. So entsteht eine Souveräni-
tät des Denkens, die sich erheblich von »lin-
ker« Begriffshuberei des Seminar-Marxismus 

unterscheidet. Ein großer Versuch war das, 
dem Zerfall der sozialistischen Theorie entge-
genzutreten. Die Arbeitshefte, die mit diesem 
Anspruch entstanden sind, ein erstes zum 
Konflikt um Lohn und Leistung, sind Bei-
spiele der »Rekonstruktion der Theorie im  
Zusammenhang praktischer Interessen«. 

Für Oskar Negt hat Denken eine Richtung. 
Denken ist Vorausdenken, ist ein Vorgang, Er-
kenntnisse voranzutreiben. Er hält fest an der 
Veränderbarkeit der Verhältnisse, er vertraut 
der Aufklärung, er vertraut sich selbst – und 
das ist die Voraussetzung für alles. »Die 
Schwerkraft der Verhältnisse ist drückend« 
heißt es am Ende der »Erfahrungsspuren«, als 
Geburtshelfer einer neuen Welt sieht er sich 
dennoch. Maulwurfsarbeit ist das für ihn, und 
er ist damit Jürgen Habermas nahe, der vor 
Kurzem seine Vorlesung zu seinem eigenen 90. 
Geburtstag an der Frankfurter Universität mit 
dem gleichen Bild beendet hat.

Gehört auch die Politikberatung in Hannover 
zu dieser Maulwurfsarbeit? 1998 hat Oskar 
Negt mit sieben Argumenten zur Wahl der 
SPD und damit zur Unterstützung des Kanz-
lerkandidaten Gerhard Schröder aufgerufen. 
Das war schon erheblich mehr als nur Bera-
tung, es war eine ernsthafte Programmschrift, 
geschrieben in der Erwartung eines Politik-
wechsels. Groß war der Ärger und die Enttäu-
schung bei nicht wenigen Freunden, das darf 
hier nicht verschwiegen werden. Schröder 
wurde zwar Kanzler, doch es war ein geschei-
terter Versuch, »das Denkbare freizusetzen« – 
zulasten des eigenen Ansehens. 

Oskar Negt wünsche ich zu seinem Ge-
burtstag eine neue Sozialismusdebatte, die 
seine Frage aufgreift, welche Alltagsutopien 
der Gegenwart sozialistische Züge tragen und 
jetzt schon in die Zukunft hineinragen. In die-
ser Debatte könnte dann auch der Sack voller 
offener Fragen aufgeschnürt werden, den wir 
alle mit uns herumtragen und der von Tag zu 
Tag schwerer wird. 

wurde er – zu Unrecht – des Stalinis-
mus verdächtigt und abgewählt. Als 
Student lebte er in sehr bescheidenen 
Verhältnissen von einem Lastenaus-
gleichsstipendium von 105 DM im 
Monat und war hocherfreut, als ihm 
ein Lehrangebot an der DBG-Bun-
desschule in Oberursel gemacht wur-
de, wo er bei freier Kost und Logis 
250 DM verdiente, obwohl er noch 
keinen Universitätsabschluss besaß. 
Nach dem Vorbild des Pädagogen 
Martin Wangenheim entwickelte er 
hier das gegen die »Trichterpädago-
gik« gerichtete Konzept des »exemp-
larischen Lernens« für die gewerk-
schaftliche und politischen Bildung. 
So entdeckte er, »dass Theoriearbeit 
selbst eine Form von Praxis ist«, eine 
Einsicht, die ihn vor dem Versacken 

in blindem Aktionismus in der Pro-
testbewegung und erst recht vor dem 
hybriden Irrweg der Terroristen der 
RAF bewahrte.

Nachdem sich Jürgen Habermas 
1961 bei Wolfgang Abendroth in 
Marburg habilitiert hatte, weil Hork-
heimer ihm diesen Weg in Frankfurt 
verwehrte, wurde Habermas im glei-
chen Jahr außerordentlicher Profes-
sor in Heidelberg. Negt arbeitete sei-
ne Diplomarbeit über Comte und 
Hegel mit Hilfe von Habermas und 
Adorno zu einer Dissertation um. 
Danach machte ihn Habermas zu sei-
nem Assistenten. Habermas und 
Negt blieben auch über die beider-
seits kritische Phase von 1968/69 hi-
naus, als Habermas wieder in Frank-
furt lehrte und die beiden sich 
politisch schroff gegenüberstanden, 
befreundet. Aber in ihren theoreti-

schen Orientierungen gingen sie völ-
lig getrennte Wege. Negt vermisst bei 
Habermas ein Interesse an »zentralen 
Lebensproblemen der Gesellschaft – 
zum Beispiel Arbeit, Bildung, Erzie-
hung«. Während Habermas mit un-
erhörter Verve und weltweitem 
Erfolg eine Neuorientierung der 
»Kritischen Theorie« betrieb, hält 
Negt bis heute an einem »durch Kant 
und Hegel zurechtgerückten Marx« 
fest sowie an den seine »politische 
Vorstellungswelt damals bestimmen-
den Symbolfiguren Adorno und Otto 
Brenner«.

1969 wurde das Sozialistische 
Büro (SB) in Offenbach gegründet, 
bei dem Negt Mitglied wurde und 
beim Angela-Davis-Kongress am 3. 
Juni 1972 zusammen mit dem Arbei-
ter Willi Scherer, mit Wolfgang 
Abendroth und Herbert Marcuse auf 

der großen Kundgebung der undog-
matischen außerparlamentarischen 
Opposition als Redner auftrat. Negt 
setzte sich in seiner großen Rede mit 
dem Begriff »revolutionäre Gewalt« 
und mit dem Terror der RAF ausein-
ander. Unter den Frankfurter Spontis  
(»Revolutionärer Kampf«) war da-
mals die Devise »Wir distanzieren 
uns von nichts und niemandem« sehr 
geläufig. Negt zerpflückte diese Ross-
täuscher-Finte mit starken Argumen-
ten und entlarvte den fiesen »Solida-
risierungszwang«, der damals 
ausgeübt wurde, als »das schlechteste 
Erbteil der Protestbewegung«. Für 
das SB formulierte Negt maßgebliche 
Orientierungsgrundsätze wie »Nicht 
nach Köpfen, nach Interessen organi-
sieren«, mit dem sich das SB von den 
Campus-Maoisten und ihrem »hoh-
len revolutionären Pathos« absetzte. 

Mit Negts programmatischen Beiträ-
gen verständigte sich das SB auf ein 
Politikverständnis, das Politik nicht 
situativ auf Karriere- und Machtfra-
gen reduzierte, sondern als »Produk-
tions- und Kommunikationsprozess« 
verstand. Im Rückblick würdigt Negt 
das SB als »das einzig beruhigende 
Element« im damals tobenden Schat-
tenboxen unter den Generalsekre-
tärsdarstellern des »scheinrevolutio-
nären Avantgardismus«.

Nach etlichen Hürden, die nur 
mit Hilfe des niedersächsischen Kul-
tusministers Peter von Oertzen über-

Fortsetz. v. »Ein...«, S. 13 unten

Fortsetzung von »Oskar...«, S. 13 oben

N E U A U F L A G E
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wunden werden konnten, wurde 
Negt – zusammen mit Jürgen Seifert 
und Peter Brückner – auf einen Lehr-
stuhl der sozialwissenschaftlichen Fa-
kultät der damaligen TU Hannover 
berufen. Sein oberstes pädagogisches 
Lernziel sah Negt als Professor im 
Herstellen von »Zusammenhängen«, 
was nur durch ein »produktives 
Rückgängigmachen von Arbeitstei-
lung« möglich war. Deshalb bildeten 
»Großvorlesungen« das »Zentrum 
seiner akademischen Tätigkeit«. Dem 
Lehren und Lernen in Kleingruppen 
gegenüber blieb er dagegen lebens-
lang skeptisch. Im Anschluss an Kant 
wollte Negt nie eine  Philosophie leh-
ren, sondern das autonome Denken 
– in freier Rede entlang von Notizen, 
Texten, Begriffen und Konzepten. 
Mit seinem Verständnis von Philoso-
phie als einer von »Arbeitsteilung un-

abhängigen Weltbetrachtung« blieb 
Negt unter Philosophen vom Fach 
ebenso ein Solitär wie mit seiner dif-
fizilen Überzeugung von der »Gleich-
rangigkeit der Erkenntnismaterialien 
Märchen, Mythen und wissenschaft-
lichen Untersuchungen«.

Die damit kompatible intellektu-
elle Produktionsform entwickelte er 
in der Zusammenarbeit mit dem Ju-
risten, Philosophen und Filmema-
cher Alexander Kluge in vier gemein-
sam geschriebenen Büchern von 
2200 Seiten Umfang zu der von vie-
len bewunderten »Denkwerkstatt« 
und »Produktionsgemeinschaft Negt/
Kluge«. Negts »bäuerlicher Materia-
lismus« und der »phantasiereiche und 
assoziativ und auch in Bildern den-
kende Intellektuelle« Kluge bewegten 
sich virtuos in der Welt, die Aristote-
les, Kant, Hegel, Marx, Freud und 

die »Frankfurter Schule« bilden: »Je-
der von uns konnte sich darauf ver-
lassen, dass auch der abwegigste Ge-
d a n k e  d e s  a n d e r e n  e i n e 
Marschrichtung hat, die auf ein ge-
meinsames Ziel hinführt.«

Die Idee eines demokratischen So-
zialismus verlor Negt nie aus dem 
Blick – selbst bei seiner zeitweiligen 
Beratertätigkeit des niedersächsi-
schen Ministerpräsidenten und spä-
teren Bundeskanzlers Gerhard Schrö-
der. »Wir dürfen nicht warten, bis 
das Gemeinwesen verrottet ist« und 
»die betriebswirtschaftlich beschädig-
te Vernunft« alle Lebensbereiche be-
herrscht, sind tragende Motive seines 
altersmilden Rückblicks.

Rudolf Walther

Z u Beginn stand die Würdigung der zent-
ralen Gründungsfigur des Sozialistischen 

Büros, kurz »SB«: Am 18. Mai dieses Jahres 
verstarb Klaus Vack, der neben Hanne Vack 
zur Gründungsgeneration gehörte und die 
»Nicht-Organisation« SB, wie sie genannt 
wurde, maßgeblich prägte. Vack blieb es vor-
enthalten, sich wie die gut sechzig Besucherin-
nen und Besucher, nahezu allesamt mit bio-
grafischen Bezügen zum SB, am 13. Juni 2019 
mit dessen Wirkungsgeschichte auseinander-
zusetzen und – nicht zu vergessen – bei einem 
gemeinsamen Abendessen das Jubiläum auch 
zu feiern.

»Um in Erinnern und Rekonstruieren der 
Frage nach Wirkungsgeschichte, der Aktualität 
und dem Unabgegoltenen in den Zielen des 
Sozialistischen Büros nachzugehen«, dazu lud 
das SB ein, maßgeblich unter Beteiligung der 
aktuellen publizistischen Projekte, die auf das 
SB zurückgehen: Der Zeitschrift Widersprüche, 
dem express und der Online-Plattform links-
netz. Vier thematische Blöcke boten inhaltli-
che Anregungen, um in die Diskussion einzu-
steigen – eine Einführung durch Edgar Weick 
und Kirsten Huckenbeck, »Sozialismus und 
Demokratie?« mit Rudolf Walther, Jens Huhn 
und Roland Roth, »Arbeitsfeld Betrieb und 
Gewerkschaft« mit Otto Jacobi, Sonja Tesch 
und Anton Kobel sowie die »Arbeitsfelder So-
zial- und Bildungspolitik, Sozialstaat und Sozi-
ale Arbeit« mit Timm Kunstreich und Michael 
May. Kalle Kunkel, der über Arbeitskämpfe in 
der Charité-Klinik in Berlin sprechen sollte 
und VertreterInnen des Arbeitskreises Kriti-
sche Soziale Arbeit sagten im Vorfeld ab. Auch 
Günter Pabst, der langjährige Geschäftsführer 
des Verlags 2000, des Verlags des SB, konnte 
nicht anwesend sein und schickte ein Gruß-
wort.

»Unvollendetes Projekt« (Oskar Negt), Or-
ganisation der »Un-Entschlossenen« (Micha 
Brumlik), Vereinigung der »Reformisten aller 
Schattierungen« (Konkret), »diffuse Sammelbe-
wegung« (Margarethe Kuckuck) – recht blu-
mig werden die Formulierungen, wenn die 
Rede auf die Stellung des SB in der Zeit nach 
der antiautoritären Revolte von 1968 in der al-
ten Bundesrepublik kommt. Jenseits autobio-
grafischer Erinnerungen, etwa von Klaus Vack, 
Andreas Buro, Oskar Negt oder Micha Brum-
lik, liegt bis heute keine systematische Organi-
sationsgeschichte des SB vor.

Dem soll ein Geschichtsprojekt Abhilfe 
schaffen, das die express-Redakteurin Kirsten 
Huckenbeck vorstellte. Die Veranstaltung 
selbst, verstanden als eine Art Ideenlabor, 
stehe, so Huckenbeck, am Anfang einer groß 
angelegten Aufarbeitung, die in ein wissen-

schaftliches Projekt münden soll. Selbstorgani-
sierte Elemente, wie ZeitzeugInnen-PartnerIn-
neninterviews nach einem gemeinsamen 
Leitfaden, ein Online-Archiv auf der Webseite 
des express sowie dem Aufruf, privates Archiv-
material zu sichten und dem SB zur Verfügung 
zu stellen, werden ergänzt durch eine professi-
onelle historische Aufarbeitung. Dafür gewon-
nen werden konnte, so Huckenbeck weiter, 
ein ausgewiesener Kenner des Linkssozialismus 
in der Bundesrepublik. Institutionell begleitet 
werden soll das Projekt von verschiedenen 
zeithistorischen Instituten. Huckenbeck er-
wähnte ebenso die eingegangenen Spenden zur 
finanziellen Absicherung dieses Projektes.

Weniger um die Organisationsgeschichte 
und mehr um die Wirkungsgeschichte des SB 
ging es in den einzelnen Diskussionsrunden 
und Vorträgen an diesem Tag. Auch die Nach-
wirkung spielte eine große Rolle. Inwieweit 
kann von einem Erfolg gesprochen werden – 
im Sinne eines Weiterwirkens in der Gesell-
schaft – oder doch eher von einem Niedergang 
dieser Organisation, beginnend in den 1980er 
Jahren? Eine Frage, der sicherlich auch in dem 
angestrebten Forschungsprojekt nachzugehen 
sein wird.

Einige Antwortmöglichkeiten wurden  
auf der Tagung zu Diskussion gestellt. Edgar 
Weick etwa betonte das Element der Hoff-
nung auf den Erfolg emanzipatorischer  
Ansätze und verwies auf aktuelle soziale  
Bewegungen wie MieterInnen- und SchülerIn-
nenproteste sowie die praktische Solidarität 
mit Geflüchteten. All diese Politikformen 
stünden sowohl in der Form als auch im In-

halt in der Tradition des SB. Jens Huhn hob in 
seiner Darstellung der gesellschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen zur Entstehungszeit des 
SB stärker auf die Abgrenzungspole ab: So-
wohl die staatliche Doktrin des Antikommu-
nismus wie das Fortwirken des NS in West-
deutschland, als auch die Integration der 
Sozialdemokratie wie auch die Entmachtung 
der Gewerkschaften bedingten die Notwendig-
keit einer Organisation jenseits von Dogmatis-
mus und Spontaneismus. Die Organisations-
debatte in der Neuen Linken war in vollem 
Gange, als 1969 das SB das Licht der Welt er-
blickte: In Struktur und praktischer Politik ein 
Vorläufer späterer sozialer Bewegungen, ein 
Wegbereiter neuer Themen und Organisati-
onsformen. Zentral hier der »Arbeitsfeldan-
satz«: Den jungen neuen Linken wurde nach 
der hochpolitisierten 68er-Zeit in der Phase 
des Berufseintritts eine Möglichkeit geboten, 
politische Aktivität mit der eigenen Berufstä-
tigkeit zu verbinden und sozialistische Politik 
als LehrerIn, SozialarbeiterIn, Gewerkschafte-
rIn etc. weiter zu verfolgen. Huhn betonte 
auch die Rolle des SB als »pädagogische Veran-
staltung«: Immer standen auch Erfahrungen 
und Lernprozesse im Vordergrund. Es wurde 
debattiert und gestritten – »kollektiv« statt 
»konnektiv«, wie Rudolf Walther das in sei-
nem Beitrag ausführte.

Für Roland Roth indes ist klar: Das SB ist 
mit vielen seiner politischen Interventionen 
erfolgreich gewesen. Sei es in der Etablierung 
eines neuen Politikbegriffs, der Alltagserfah-
rungen mit einbezieht, sei es in der Durchset-
zung von Demokratisierung der Lebens- und 

Arbeitsverhältnisse, der Pädagogik oder der 
Didaktik. Die Art des SB, Politik zu machen 
(Stichwort: Campaigning) ist heute Standard, 
Protest in Form von Bürgerinitiativen und so-
zialen Bewegungen ist heute der Boom-Be-
reich in der Politik, das SB war hier ein Vorrei-
ter. Erfolge können aber auch dazu beitragen, 
dass Organisationen überflüssig werden, das 
SB hatte seine »produktive Phase« und ist 
heute nicht mehr in der Art und Weise gefragt 
wie noch in den 1970er Jahren.

In den Diskussionen der beiden Arbeitsfel-
der »Betrieb und Gewerkschaft« sowie »Sozial- 
und Bildungspolitik, Sozialstaat und Soziale 
Arbeit« klang dies indes anders. Hier lag ver-
ständlicherweise der Schwerpunkt nicht so 
sehr auf der Vergangenheit denn auf der Ge-
genwart. Anton Kobel etwa konnte mit Bei-
spielen aus der kritischen Gewerkschaftsarbeit 
zeigen, wie der Ansatz des SB dazu beiträgt, 
Arbeitskämpfe als öffentliche Auseinanderset-
zungen zu führen, die eine demokratische Öf-
fentlichkeit mit einbeziehen, statt sich in reine 
Lohnauseinandersetzungen einhegen zu lassen. 
Die Schlecker-Kampagne der HBV in den 
1990er Jahren wurde zu einem Beispiel  für 
ein Verständnis von Gewerkschaft als sozialer 
Bewegung, die sich für bessere Arbeits- und 
Lebensbedingungen einsetzt und mehr als nur 
das reine Arbeitsverhältnis thematisiert.

Ebenso Timm Kunstreich und Michael 
May: Sie berichteten aus aktuellen Diskussio-
nen in der Widersprüche-Redaktion und poli-
tischen Auseinandersetzungen in der Sozialen 
Arbeit, die auf die alten Themen des SB ver-
weisen. Wenn etwa Kunstreich auf die »Heim-
kampagne 3.0« gegen die Renaissance von ge-
schlossener Unterbringung von Kindern und 
Jugendlichen Bezug nahm oder Michael May 
die Bewegung »Care-Revolution« als Anknüp-
fungspunkt benannte, SB-Politik der frühen 
Jahre zu aktualisieren, so war die Tagung mit-
ten in aktuellen Fragestellungen und verband 
Geschichtsaufarbeitung mit der Stellung-
nahme zu drängenden Problemen der Gegen-
wart. Hier gilt es weiter zu diskutieren. Die 
Publikationsprojekte Widersprüche, express und 
links-netz sind zentrale Orte eben dieser mehr 
denn je notwendigen Debatten.

* Gottfried Oy hat 2007 mit »Spurensuche Neue Linke. 
Das Beispiel des Sozialistischen Büros« eine erste Studie 
zum SB vorgelegt, die sich vor allem auf die Zeitschrift 
links konzentriert. Online unter: https://www.rosalux.de/
publikation/id/1425/spurensuche-neue-linke/

Auf der Homepage des express findet sich ein 
 umfangreiches Online-Archiv zum Sozialistischen Büro:

http://express-afp.info/sozialistisches-buero-sb

50 Jahre Sozialistisches Büro
Eine Tagung in Frankfurt am Main beschäftigte sich mit Geschichte und  
Gegenwart der undogmatischen Linken – Von Gottfried Oy*
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Prämien für neue Abos
Für jedes Geschenkabonnement und jedes selbst 
erworbene Jahresabonnement gibt es eine der  
folgenden Prämien (bitte ankreuzen)

n	Sara Paretsky: »Kritische Masse«, deutsche 
Erstübersetzung des legendären Thrillers über den 
Verlust der Weltbalance, Argument Verlag: 
Hamburg 2018

n	Christa Fuchs/Gudrun Harrer: »Besoffene 
Kapuziner und andere Rezepturen zur 
kulinarischen Verbesserung Mitteleuropas«, 
hübsch bebilderte Kulturgeschichte ›typisch‹ 
europäischer Gerichte, Mandelbaum Verlag:  
Wien 2005

n	IG Metall Baden-Württemberg (Hg.): »aufrecht 
gehen. Wie Beschäftigte durch Organizing zu 
ihrem Recht kommen«, Erfahrungen und 
Ermutigungen im Versuch, Haltung zu entwickeln 
und zu bewahren, VSA: Hamburg 2018

n	Karls Marx/Friedrich Engels: »Das kommunistische 
Manifest«, die »Bibel« des Kommunismus als 
angemessen schräg bebilderte und lebendige 
Graphic Novel des Guardian-Illustrators Martin 
Rowson, Knesebeck: München 2018 

Ich bin express-AbonnentIn und habe 
nebenstehende/n neue/n LeserIn geworben.  
Meine Anschrift:

Vor- und Zuname

Straße

PLZ	 Wohnort

Abonnement

Ich abonniere den express
n	 zur Probe 4 Nummern zum Preis von

10 Euro (nur gegen Vorkasse in Form von Brief-
marken, V-Scheck oder bar);

n	 zu nebenstehenden Bedingungen.

Ich zahle 

n 	mein Jahresabonnement (35 Euro) 
n 	meine Fördermitgliedschaft (60 Euro) 
n 	mein ermäßigtes Abo (18 Euro) – Beleg beifügen 
n 	mein Hartz IV-Abo (12 Euro) – Beleg beifügen 
n 	gegen Rechnung

Vor- und Zuname

Straße

PLZ Wohnort

Email

Datum	 1. Unterschrift

Diese Vereinbarung kann ich innerhalb von  
vier Wochen bei der AFP widerrufen:

2. Unterschrift

Scheiß auf‘s Klima! 
Mehr Kohle!

Spendenaufruf für den express

Liebe Leserinnen und Leser,  
liebe SympathisantInnen,

Auch im 57. Jahr seines Bestehens hält der 
express daran fest, dass es ums Ganze 
geht, brauchbare Emanzipationskonzepte 
aber nur mit einer Vorstellung der Befrei-
ung in und von der Lohnarbeit zu haben 
sind, hier und überall. Das ist eine klasse 
Idee und eine Klassenhausaufgabe, in 
Gruppenarbeit zu erledigen! Und daran 
beteiligen wir uns – mit jeder neuen Ausga-
be, mit jeder Publikation und mit unserem 
ganzen, vielfältigen Engagement.

All das kostet viel mehr Geld, als wir 
haben. Wir bitten Euch deshalb herzlich, 
den express mit einer steuerabzugs
fähigen Spende zu unterstützen! (Für 
Spendenbescheinigungen unter 200 Euro 
reicht im vereinfachten Verfahren ein Kon-
tobeleg und unser Formular, s. Homepa-
ge – für Spenden über 200 Euro verschic-
ken wir unaufgefordert eine Spendenbe-
scheinigung.)

Wenn Ihr neue AbonnentInnen wer-
ben könntet, wäre das ebenfalls toll. Denn 
mehr AbonnentInnen sind die beste Siche-
rung der Zukunft des express. Wir schicken 
Euch dazu gerne kostenlose Probeexem-
plare zum Schnuppern und Weiterverteilen 
zu, BetriebsrätInnen können den express 
als Arbeitsmaterial bestellen (Arbeitgeber 
zahlt!), und über Werbung auf Veranstal-
tungen freuen wir uns noch viel mehr – ein 
Anruf oder eine Mail genügen. Vielleicht 
hilft auch ein Blick auf unsere Aboprämien 
bei der Überzeugungsarbeit!

Um regelmäßig über unsere Aktivitäten im 
Bilde zu sein, empfehlen wir einen Besuch 
unserer Homepage unter 

www.express-afp.info

– damit Ihr wisst, wohin Eure Unterstützung 
fließt.

Wir möchten uns bei Euch schon im Voraus 
für Eure Unterstützung bedanken und wün-
schen Euch und uns nicht nur eine erfolgrei-
che Spendensammlung, sondern viel Ener-
gie für ein weiteres gemeinsames Engage-
ment!

Die Redaktion des express und der Vor-
stand der Arbeitsgemeinschaft für politi-
sche Bildung (AFP) e.V.

Bankverbindung:
AFP e.V.
Sparda-Bank Hessen eG
IBAN: DE28 5009 0500 0003 9500 37
BIC: GENODEF1S12

Gut gewühlt, alte Schildkröte!?
Ratschlag zur Zukunft des express – Zeitung für sozialistische 
Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit

S eit nunmehr 57 Jahren gibt es den 
express als Forum für Debatten und Be-

richte einer undogmatischen, antiautoritären 
und internationalistischen Linken in der Ge-
werkschafts- und ArbeiterInnenbewegung.  
Mit seiner Nähe zum betrieblichen und ge-
werkschaftlichen Geschehen bei gleichzeitiger 
finanzieller Unabhängigkeit ist er ein in 
Deutschland einzigartiges Projekt. Inzwischen 
rückt aber der Zeitpunkt näher, an dem es mit 
dem bisherigen Finanzierungsmodell aus 
Aboeinnahmen, Spenden und einem dahin-
schmelzenden Vereinsvermögen nicht mehr 
weitergehen wird. Es ist also höchste Zeit, 
über Zustand und Zukunft unserer Zeitung  
zu beratschlagen.

Die Frage, wie der express politisch veror-
tet ist, zu welchen Debatten er in welcher Per
spektive und mit welchem Ertrag beiträgt, 
wollen wir anhand der Diskussion um eine 
»Neue Klassenpolitik« besprechen. In anderen 
Publikationen und Diskussionszirkeln hat sie 
in den letzten Monaten größere Wellen ge-
schlagen, im express war dieses Schlagwort eher 
selten zu lesen. Liegt das daran, dass für eine 
Zeitung, deren wesentlicher Zweck die Be-
schäftigung mit Emanzipationsprozessen in 
der und gegen die Arbeit ist, die Debatte gar 

nichts Neues zu bieten hat? Steht die Diskus-
sion nicht trotzdem für eine Hinwendung jün-
gerer Linker zu Problemstellungen, die wir für 
wesentlich erachten? Kann der express nicht 
auch wegen seiner generationenübergreifenden 
AutorInnen- und LeserInnenschaft nützliche 
Dienste leisten, ebenso wegen seiner Tendenz, 
über den gewerkschaftlichen und den nationa-
len Tellerrand zu blicken und andere soziale 
Bewegungen ebenso im Blick zu haben wie 
andere Länder? Gibt es eigentlich eine beson-
dere express-Perspektive auf Klassenverhält-
nisse, auf Klassen und ihre Kämpfe? Ausgerüs-
tet mit zwei inhaltlichen Inputs von Stefanie 
Hürtgen und Kirsten Huckenbeck wollen wir 
diese Debatte mit euch führen.

Der zweite Teil des Tages soll in einer kon-
kreteren Auseinandersetzung mit dem express 
bestehen – auf welche Besonderheiten und 
Stärken sollten wir setzen, welche alten Schrul-
len sollten wir besser lassen? Was ist der Ge-
brauchswert der Zeitung in den aktuellen Aus-
einandersetzungen? Sieht sie eigentlich gut 
aus? Was fehlt – inhaltlich und konzeptionell? 
Und nicht zuletzt: Welche Ideen für die finan-
zielle Konsolidierung bringt Ihr mit?

Ihr, die wir Euch zu diesem Ratschlag einla-
den und auf deren Expertise, Kreativität und 

Scharfsinn wir setzen, kommt aus verschie-
densten Ecken: Ihr seid in Euren Betrieben ak-
tiv, mit oder ohne Mandat, mit oder ohne Zu-
gehörigkeit zu einer großen Gewerkschaft. Ihr 
arbeitet in Universitäten, oder Ihr habt längst 
beschlossen, dass kritisches Denken viel besser 
außerhalb des akademischen Apparates ge-
deiht. Ihr arbeitet in autonomen Gruppen da-
ran, eine linke Bewegung aufzubauen, die sich 
nicht in versteckte Szene-Biotope zurückzieht. 
Ihr seid Hauptamtliche und wollt erreichen, 
dass Eure Gewerkschaft Teil einer lebendigen, 
kämpferischen ArbeiterInnenbewegung ist. 
Liebe Freundinnen und Freunde – Was wollt 
Ihr eigentlich von uns?

»Ratschlag zur Zukunft des express – 
Zeitung für sozialistische Betriebs- und  
Gewerkschaftsarbeit«
Wann: 21. September 2019, 

13.00 – 18.30 Uhr, anschließend:  
Beisammensein, Essen und Trinken

Wo: Café KOZ, Mertonstraße 26-28, 60325 
Frankfurt am Main (voraussichtlich)

Wie: Interessiert? Dann meldet euch bitte per 
E-Mail unter express-afp@online.de bei 
uns, wir senden euch dann frühzeitig das 
Tagesprogramm.
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